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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erstes Stüch vom Jahre 1867.

 I. Ministerial-Bekanntmachung
vom 28. December 1866, den Beitritt des Kantons Graubündten zu der

Uebereinkunft mit dem Schweizerischen Bundedrathe wegen gegenscitiger
Befreiung der Hawelsreisenden von der Gewerbesteuer betreffem.

Nachdem die Regierung des Kantons Graubündten unter dem 6. November dieses
Jahres ihren Beitritt zu der nach der Ministerial-Bekanntmachung vom 21. März
1862 (Gesetz= Samml. 1862, S. 13) mit dem Schweizerischen Bundesrathe wegen
gegenseitiger Befreiung der Handelsreisenden von der Gewerbesteuer abgeschlossenen
Uebereinkunft erklärt hat, so wird solches nachachtlich bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 28. Detcember 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXVIII. 1
Ausgegeben in Rudolstadt den 16. Jannar 1867.
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&amp; II. Ministerial-Bekanntmachung
vom 11. Januar 1867, betreffend die Wahl des Abgeordneten für den

Reichstag des norddeutschen Bundes.

Im Anschluß an §. 6 der-Ausführungs. Geram . „Meichtagzwählgesch
vom 30. Novemberv.J.(GesetzSamml. 1866, S. 126)w

der 12. Februar d. J.

zur Wahl des Abgeordneten des hiesigen Fürstenthums für den zur Berathung der
Verfassung und der Einrichtung des norddeutschen Bundes einzuberufenden Reichstag
hiermit bestimmt.

Rudolstadt, den 11. Januar 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

ZIweites Stäch vom Jahre 1867.

 III. Gesetz
über die Tagegelder und die Reisekosten-Entschädigung des Abgeordneten zu dem
behufs der Begründung des norddeutschen Bundes zu berufenden Parlamente,

vom 18. Jannar 1867.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg r.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und in Hinblick auf S. 25 des Grund-
gesetzes vom 21. März 1854 was folgt:

Das Mitglied des behufs der Begründung des norddeutschen Bundes zu beru-
fenden Parlamentes erhält ein Tagegeld von Sieben Gulden = 4 Thlr. und Ent-
schädigung der aufgewendeten Reisekosten aus Unserer Hauptlandeskasse.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Fürslliches
Insiegel beidrucken lassen.

So geschehen
Rudolstadt, den 18. Januar 1867.

G. S.) Friedrich Günther, 3. 3. .
Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Förstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XXVIIl. 2
Ausgegeben in Rudolstadt den 10. Jannar 1867.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Driltes Stüch vom Jahre 1867.

 IV. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 12. Jannar 1867, die Wahlen für den Reichstag

des norddeutschen Bundes betr.

Nachstehende Instruction zu dem Verfahren, welches bei den Wahlen für den
Reichstag des norddeutschen Bundes zu beobachten ist, wird hiermit unter Bezugnahme
auf die Ausführungsverordnung zum Reichstagswahlgesetze vom 30. November 1866
(Ges.-Samml. 1866, S. 126) bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 12. Januar 1807.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Leo.

Instruetion.
S. 1.

Die Wahlhandlung beginnt um 10 Uhr Vormittags und wird um 4 Uhr Nach-
mittags geschlossen.

8. 2.
Der Tisch, an welchem der Wahl-Vorstand Platz nimmt, ist so außzustellen, daß

derselbe von allen Seiten zugänglich ist.
Auf diesen Tisch wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) zum Hineinlegen der

Stimnmzettel gestellt. Vor dem Beginne der Abstimmung hat sich der Wahl Vorstand
davon zu überzeugen, daß dasselbe leer ist.

Ausgegeben in Rudolstadt den 20. Jannar 1667.
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXVIII. 3



6 1867.

Ein Abduuck des Wahlgesetzes, der Ausführungs--Verordnung und der gegen-
wärtigen Instruction ist im Wahl= Locale auszulegen.

8. 3.
Die Stimmzettel, mittels deren die Wahl erfolgt, müssen von weißem Papier

und dürfen mit keinem äußeren Kennzeichen versehen sein.
Dieselben sind außerhalb des Wahl = Locals mit dem Namen des Candidaten,

welchem der Wähler seine Stimme geben will, auszufüllen.

8. 4.
Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorsteher den Protokoll-

führer und die Beisitzer miktels Handschlags an Eidesstatt verpflichtet und so den Wahl-
vorstand constituirt.

Zu keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als drei Mitglieder des Wahl-
Vorstandes gegenwärtig sein.

Der Wahl-Vorsteher und der Protokollführer dürfen sich während der Wahlhand-
lung nicht gleichzeitig entfernen. Verlähßt einer von ihnen vorübergehend das Wahl-
Local, so ist mit seiner zeitweiligen Vertretung ein anderes Mitglied des Wahl-Vor-
standes zu beauftragen.

8. 5.
Während der Wahlhandlung dürfen im Wahl-Locale weder Discussionen statt-

finden, noch Ansprachen gehalten, noch Beschlüsse gefaht werden.
Ausgenommen hiewon sind die Discussionen und Beschlüsse des Wahl-Vorstandes,

welche durch die Leitung des Wahlgeschäfts bedingt sind.

8. 6.
Zur Stimmabgabe sind nur diejenigen zugelassen, welche in die Wählerliste auf-

genommen sind.
Abwesende können in keiner Weise durch Stellvertreter oder sonst an der Wahl

Theil nehmen.
60. 7.

Der Wähler, welcher seine Stimme abgeben will, tritt an den Tisch, an welchem
der Wahl-Vorstand sitzt, nennt seinen Namen und giebt in Wahlbezirken, welche aus
mehr als einer Ortschaft bestehen, seinen Wohnort, in Städten, in welchen die Wähler-
liste nach Hausnummern aufgestellt ist, seine Wohnung an.
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Der Mähler übergiebt, sobald der Protokollführer seinen Namen in der Wähler-

liste aufgefunden hat, seinen Stimmzettel dem WahlVorsteher oder dessen Vertreter,
welcher denselben uneröffnet in das auf dem Tische stehende Gefäß legt.

Der Stimmzettel muß derart zusammengefaltet sein, daß der auf demselben ver-
zeichnete Name verdeckt ist.

Stimmzettel, bei denen hiergegen verstoßen ist, oder welche nicht von weißem
Papier, oder welche mit einem äußeren Kennzeichen versehen sind, hat der Wahl-
Vorsteher zurückzuweisen. Insbesondere hat derselbe auch darauf zu achten, daß nicht
statt eines mehrere Stimmzettel abgegeben werden.

8. 8.
Der Protokollführer vermerkt die erfolgte Stimmabgabe jedes Wählers neben den

Namen desselben in der dazu bestimmten Rubrik der Wählerliste.

8. v.
Um 4 Uhr Nachmittags erklärt der Wahl= Vorsteher die Abstimmung für ge-

schlossen. Nachdem dieses geschehen ist, dürfen keine Stimmzettel mehr angenommen
werden.

Die Stimmzettel werden aus der Wahlurne genommen und uneröffnet gezählt.
Ergiebt sich dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verschiedenheit von der ebenfalls
festzustellenden Zahl der Wähler, bei deren Namen der Abstimmungs-Vermerk in der
Wählerliste gemacht ist, so ist dieses nebst dem etwa zur Aufklärung Dienlichen im
Protokolle anzugeben.

8. 10.
Sodann erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel.
Einer der Beisitzer entfaltet jeden Stimmzettel einzeln und übergiebt ihn dem

Wahl-Vorsteher, welcher denselben nach lauter Vorlesung an einen anderen Beisitzer
weiter reicht, der die Stimmzettel bis zum Ende der Wahlhandlung aufhebt.

Der Protokollführer nimmt den Namen jedes Candidaten in das Protokoll auf,
vermerkt neben demselben jede dem Candidaten zufallende Stimme und zählt dieselbe
laut. In gleicher Weise führt einer der Beisitzer eine Gegenliste, welche ebenso wie
die Wählerliste beim Schlusse der Wahlhandlung von dem Wahl-Vorstande zu unter-
schreiben und dem Protolle beizusügen ist.
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8. 11.
Ungültig sind:

1) Stimmzettel, welche nicht von weißem Papiere sind;
2) Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten;
3) Stimmzettel, aus welchen die Person des Gewählten nicht unzweifelhaft zu

erkennen ist;

4) Simzeut. auf welchen aen als Ein Name oder der Name einer nicht wähl-
baren Personverzeichnet ist5) Stimmzettel, welche einenProte oder Vorbehalt enthalten.

8. 12.
Ueber die Gültigkeit einzelner Stimmzettel entscheidet der Wahl-Vorstand.
Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit es einer Beschlußfassung bedurft hat,

werden, mit fortlaufenden Nummern versehen, dem Protokolle beigeheftet, in welchem

die Gründe kus anzugeben sind, aus denen die Unguttigfeits. Erklärung erfolgt odernichterfolgt ist
Die ungüligen Stimmen kommen beieFesstelung des Wahlresultats nicht in

Anrechnung.
S. 13.

Alle abgegebenen Stimmzettel, welche nicht dem Protokolle beizufügen sind, hat
der Wahl -Vorsteher in Papier einzuschlagen und zu versiegeln, und so lange aufzube-
wahren, bis die Verkündigung des Wahlresultats für den Wahlkreis erfolgt ist.

8. 14.
Ueber die Wahlhandlung ist ein Protokoll nach dem Formular aufzunehmen.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Viertes Slüch vom Jahre 1867.

 V. Ministerial-Bekanntmachung
vom 1. Februar 1867, die in Folge des Handelsvertrags zwischen Frankreich
und Oesterreich vom 11. Derember 1866 auch dem Zollvereinc gegenüber in

Frankreich eintretenden Verkehrserleichterungen betreffend.
Im Verfolg der Bekanntmachung vom 30. October 1865 (Ges. S. 1865

S. 327) wird hierdurch darauf aufmerksam gemacht, daß diejenigen Verkehrserleich=
terungen, welche durch den am 11. December 1866 zwischen Frankreich und Oester-
reich abgeschlossenen Handelsvertrag von Seiten Frankreichs zugestanden worden sind,
auf Grund des Artikels 31 des Handelsvertrags zwischen dem Zollvereine und Frank.
reich vom 2. August 1862 (Ges. Sammlung 1865 S. 79) und nach einem im
„Moniteur universel“ vom 22. v. M. veröffentlichten Kaiserlich Französischen De-
crete vom 19. v. M. auch auf den Zollverein Anwendung finden und daß der ge-
dachte Vertrag in dem Preußischen Handels-Archive Jahrgang 1867 Abth. I. S. 1 flg.
abgedruckt ist.

Die nachstehende Zusammenstellung läßt die Verkehrserleichterungen ersehen,
welche hiernach über den Tarif &amp; zum Vertrage vom 2. August 1862 (Ges. Samm-
lung 1865 S. 93) und über die Verabredungen im Protokolle vom 14. December
1864 (Ges. Sammlung 1865 S. 170) hinans mit dem 1. Jannar 1867 zu Gunsten
des Zollvereins in Frankreich eintreten:

I## Schw. Rudolst. Seschfonme, XXV. 4#Insgegeben in Rudolstadt den 9. Februar 1807.
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Maßstab Zollsahe nach dem
Verirage vom

Benennung der Gegenstände. der 2. Jugun 11. Drcember.
1866.Vexrzollung. Puls- rabscc. 4

Metalle.

Stahl: 1
in Stäben aller Art,, Bandslahl 400 Kilog. 13 9
inbrawen —is oberBlattern, heihgewalzt, über½ Millimeter stark „ 18 5115

in 6en— Bechenoder Blãttern, beibgewaltt. von
 Millimeter oder weniger Slärte "„ 25 .15 .

in weißen Veche oder Bl ttern kaltgewalzt, von
beliebiger Stärke „ 25 15Stehldrkr auch versilbert, zu Jusimmentensalten- 25 2d0

Stahlfedern zur Kabrilatlon von Wägen isen-ahnwägen und Lokomotiven « 15 11 "
Maschinentheile von Stahl,polirt, zefeilt, zm Ge.

tet oder nicht, von mehr als
Kilogramm Gewicht « 25 .15

Maschinentheile vonStahl, von 1 ailogranin derweniger Gewicht . - 35-20.

Werber-Teansrein-inStan ceenscn Sichein,ge-rcularsagen und andere fichbenta "c 320
lens Gurue und andere nicht namentlichauf-
geführteGegenstände aus reinem Stahl - 32.20

Maschinen und mechanische Geräthschaften.

Die rohen oder bearbeiteten Gegenstände, einschließlichder Geschütze, und die Maschinentheile, welche zur
Construction, Takelage, Armirung und Erhaltun
von bölzernen oder eisernen,Seel-odert Dampf-·Handels-Seeschiffen gehören . Inac den unler der Rubtit frei

„Maschinen und Maschinen

theile“ miet Zoll-
NB. Der tihe #eines Joahres zu lelstende uchweis ibn

le Imnn nonmten. Gegenständbrlagten e aII Achtmmnnqrndu Gester 19. o 805) n
wendung desselben vguindm * gelorden.

Segel= oder Damasschife“ . die See.mit haedolzund Armirung lürdieftanz 2
sischt Tonnt 2

von Eisen » 00

O

«JSithrPttuk-Hand.-Mch.lsClLlLSI-
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Maßstab Zollsahe nach dem
d Verkrage vom

Benennung der Gegenstände. er 2. Zegin 11. December
Verzollung. l 7 1 rlsco.,

Shixsl hölzerne sür die franz0
Schiffslörden eserne Iche denne10 224.

Gewebe.
Leinen

Mhoe be aus Hauf oder Flachs, glalte oder ge-
zuchene, welche im Ramne von 5 Q-avransmint-

meler 24 und mehr Fäden zeigen:
rehe ......... 100Mlogt.400 300gebleichte, gefärbte oder bedruckte 535 400%Scheefullwanre s

SchaafwollgarneGarne, vonwelchen 4 bis 10,000 Meter auf
6 si en n 26 10 "

arne. en vid 40“ 001 bis 15,000Meteranf d hen % 25 15

Garne, * 1n z45/“bis *Meter
auf da gehe . - 5 .

Teppiche aller Art vom Werth5 % 40%

Verschledene Gegenstãnd- .
Deutfedern 100 Kilogr, 55% 50opfen - 20.1250
Nichtbenmmte Mebmndpslaazen und Vlumen l 21 frei
GeldtaschenSarlienchtenEtnis eaer ArtSchreibmappen
Vorteienes aller Art vom Werth 0% 1%

unsDeise= Necelsaire 00 Kllogr. «
Damen-Pletaire

N. Die Necessain, Gamiluren unterliegen dem btsonderen
nach dem Tarise auf sie anwendbasen Joll

Waaren aus gebrechseltem Holze, gesirnißt, verziert,
wie: kleineBüchsen. Laffetten, Uhrhalter, v ·
llsIbZIsckekbuchieihChatomlln.... vom Werthh 10 % 40%

oder
100 Kilogr. —
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Maßstab 3hsize nach dem.- nach

Benennung der Gegenstände. der — tn
Verzollung. 4 4 rl

kmdh ·vomW·ttb10s-, 5 %SJanhebch8Waaren#us Meerschau « 10 3 5#
Sitmöbel, Tische, Vettstellen auscebegenem- Holze „ 10 % «

100 Kilogr.
Schiefertafeln, einderallmte oderrnicht ciunerahnie, un logr -

Schreiben oder #Zeichner 100 Stück10
100 Kilogr. 3 75o

 !ss“]*isi *5 „. vom Werth 5 7%

Glasflüsse und Email in Masse und in Röhren wvom Werth, 10% 10 %
oder

100 Kilogr. 75
Glasperlen, durchbohrt und geschnitlen les * “
Glas-Edelsteiue vom Werthh0% 10 %

Behänge (zu * 3 und der- 100 Kilogr. 20
gleichen awbig 6d ·

s Glas vom Werth 10 % 10 %

Stiere * hioo ailogr I »Imaskugeln « "

Sxteach von weniger als ½  Meter Flächenraum vom Werth10 % 10
d

100 Kilehr. 20 fr

Rudolstadt, den 1. Februar 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg= Rudolstadt.

SFünstes Stüch vom Jahre 1867.

 VI. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 4. Februar 1867, die Preisveränderungen der

Arzneimiltel pro 1867 betreffend.
Die in den Droguen-Preisen eingetretenen Veränderungen haben eine Abände-

rung in den Preisen der Arzneimittel nöthig gemacht. Es werden deshalb die hiernach
abgeänderten, mit dem 25. dieses Monats in Kraft tretenden Tappreise
andurch zur Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 4. Februar 1807.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Leo.

K. A. Vater.

Färnl. Schw. Rudolst. Gesesamml. XXVIII. 5
Ausgegeben in Rudolstadt den 10. Februar 1867.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

Scchsles Stüch vom Jahre 1807.

 VII. Verordnung
des Fürstlichen Consistoriums vom 9. Februar 1867, die Schullehrer=

Emeriten-Casse betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Sr. Durchlaucht des regierenden Fürsten
wird unter Abänderung der bezüglichen Bestimmungen im §. 5 der Verordnung vom
15. November 1854 (Ges.-Samml. 1854, S. 273 ff.) verordnet, was folgt:

1.

Das Emeritengehalt ist in quartalischen Raten poslnumerando zu leisten.
2.

Die Erben eines verstorbenen Lehrers haben als solche das Emeritengehalt ihres
Erblassers nur für den Monat zu beanspruchen, in welchem der Lehrer verstorben ist.

3.
Hinterläßt ein emeritirter Lehrer bei seinem Tode eine Wittwe oder noch nicht

volljährige, unversorgte Kinder, so haben diese außer dem ihnen als Erben zukommen-
den s. 9. Sterbemonat noch auf ein Vierteljahr das Emeritengehalt des verstorbenen
Lehrers als s. g. Gnadenzeit zu beziehen.

Rudolstadt, den 9. Februar 1867.

Fürstl. Schwarzb. Conssstorium.
v. Bamberg.

C. Vamberg.

Fürstl. Sehw. Nudolst. Gesetzsamml. XXVIII 6
Ausgegeben nin Rudolstadt den 20. Februar 1867.
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 VIII. Ministerial, Bekanntmachung
vom 15. Februar 1867,

die Einberufung des Reichstages des Norddeutschen Bundes betreffend.

Durch Beschluß der Conferenz zur Berathung und Feststellung der Verfassung
des norddeutschen Bundes vom 18. Januar d. J. sind ad hoc die in den Artikeln 14
und 25 des von der Krone Preußen vorgelegten Verfassungs-Entwurfs

rt. 14.
„Dem Präsidium steht es zu, den Bundesrath und den Reichstag zu

berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu schliehen.“

„Die Legislaturperiode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur Auf-
lösung des Reichstages während derselben ist ein Beschluß des Bundesrathes
unter Zustimmung des Präsidiums erforderlich.“

bezeichneten, dem Präsidio sowol wie dem Bundesrathe eingeräumten Befugnisse, so-
weit sich dieselben auf den Reichslag beziehen, der Krone Preußen übertragen und es
ist dieselbe ermächtigt worden, dem Reichstage den Verfassungs-Entwurf, über den
die verbündeten Regierungen sich geeinigt haben werden, vorzulegen und für dessen
Vertretung dem Reichstage gegenüber die nöthige Vorsorge zu treffen.

Hiernach ist der Zusammentritt des Reichstages auf den 24. Februar b. J.
in Berlin bestimmt worden.

Das Einberufungs-Patent wird in dem nachstehenden Abdrucke zur Nachachtung
bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 15. Februar 1867.
Fürstl. Schwarzb. Ministerium.

v. Bertrab.
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Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.
thun kund und sügen hiermit zu wissen:

Nachdem Wir mit den verbündeten Regierungen der Norddeutschen Staaten überein-
gekommen sind, zur Berathung der Verfassung und der Einrichtungen des norddeut-
schen Bundes Verkreter der Nation zu einem Reichstage zu versammeln, die gedachten
Negierungen auch durch ihre Bevollmächtigten am 18. Januar dieses Jahres den Be-
schluß gefaht haben, die Einberufung des Reichstags der Krone Preußen zu übertragen,
und nachdem die allgemeinen Wahlen am 12. Februar dieses Jahres stattgesunden
haben, berufen Wir den Reichstag des Norddeutschen Bundes hierdurch auf

Sonntag den 24. Februar dieses Jahres
in Unsere Haupt= und Residenzstadt Berlin.

Gegeben zu Berlin, den 13. Febrar 1867.
(I. S.) (Gez.) Wilhelm.

(gegengez.) von Bismarck.

Einberufungs-Patent
den Reichstag des Norddeutschen

Bundes.
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 IX. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 18. Februar 1867, betreffend eine anderweite

Wahl eines Abgeordneten für den Reichotag des norddeutschen Bundes.

Die am 12. d. M. vorgenommene Wahl eines Abgeordneten des hiesigen Fürsten-
thums zum Reichstage des norddeutschen Bundes hat ein endliches Resultat nicht er-
geben, indem sich dabei auf Niemanden die absolute Mehrheit aller abgegebenen
Stimmen vereinigt hat. f

Die meisten Stimmen haben erhalten:
Herr Geheime Nath von Ketelhodt in Rudolstadt und
Herr Rechtsanwalt Baumbach in Königsee.

Unter diesen beiden Wahlcandidaten wird nunmehr in Gemäßheit des §. 5
der Ausführungs= Verordnung vom 30. November v. J. (Gesetz= Samml. 1866,
S. 126) eine engere Wahl angeordnet, welche im ganzen Lande

Montag den 25. Februar dieses Jahres
stattzufinden hat.

Dabei wird auf Folgendes aufmerksam gemacht.
1) Es darf nur unter den beiden vorgenannten Candidaten gewählt werden.
Die anderen Personen ertheilten Stimmen sind ungültig und werden nicht mit

gezählt.
2) Die Ausführungs-Verordnung vom 30. Nov. v. J. (Gesetz= Samml. 1866,

S. 126) und die von Uns unterm 12. Januar d. J. ertheilte Instruction (Ges.-S.
1867, S. 5) sind auch für diese neue Wahl maßgebend.

3) Bei der Wahlhandlung sind dieselben Stimmlisten zu benutzen, wie bei der Wabl
vom 12. d. M., und es findet eineöffentliche Auslegung oder Aenderung derselben nicht
statt. Die Wahlbezirke bleiben ebenfalls dieselben, wie bei der ersten Wahl.

Rudolstadt, den 18. Februar 1867.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vaker.
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Gesetzsammlung
fur dasFürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

Siebentes stic vom Zahre 1867.

 X. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 14. Februar 1867, die Ertheilung cines Privile-

giums für Anton Stute zu Amecke auf eine als neu und eigenthümlich
erkannte Vorrichtung zum Hauen von Feilen.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimt ist dem Anton Stute zu Amecke ein
Privilegium auf eine als neu und eigenthümlich erkannte Vorrichtung zum Hauen von
Feilenin der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende
Jahre von heute ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt
worden, daß ohne seine Zustimmung Niemand befugtsein soll, den erfundenen Apparat
herzustellen. Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn
die Anwendung der fr. Erfindungin dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahresfrist
nachgewiesen werden kann. Alch wird die Neuheil der Erfindung im Sinne der, nach
der Bekanntmachung des vormaligen Fürstl. Geheimeraths-= Collegiums vom 12. April
1843 bei Ertheilung von Erfindungspatenten in den deutschen Zollvereins-Staaten
zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.

Die unterzeichnete Fürstl. Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung
hiermit öffentlich bekannt.

Nudolstadt, den 14. Februar 1867.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.

Fürsu Schw. Nudolst. Osehsamal. XXVII. 7
Ausgegeben in Rudolstadt den 13. März 1807.
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Ministerial-Bekanntmachung
vom 8. März 1867, die stattgehabten Münzausprägungen betreffend.
Der im Artikel 24 des Wiener Münzvertrages vom 24. Jannar 1857 getroffenen

Verabredung gemäß bringen.Wir hierdurch mit Beziehung auf Unsere Bekanntmachung
vom 8. April 1859 (Gesetz-Samml. 1859, S. 98) zur öffentlichen Kenntniß, daß
vom Jahre 1841 bis incl. 1866 für das Fürstenthum ausgeprägt und in Circulation
gesetzt worden sind:

1,000 Fl.
163.500
78,340 „

A. Wegen der Oberherrschaft.
1) An Courant-Münzen:

i lden= Stü «

m *m T in den Jahren 1841—46 nach dem
in 1 Gulden-Stücken. 21 F.-Fuze.
Summa.242,840 Fl.

17.450 Fl.
8.250 „

25,700 Fl.

10,152 Fl.
12,249 „

u

22,451 Fl.

2) An Scheidemünzen.
a. Silberscheldemünze:

n * in den Jahren 1840 bis und mit 1866.
Summa.

b. Kupferscheidemünze:

in 1 Kreuzer-Stücken, D1
in 1Kreuzer-Stücken, in den Jahren 1840 bis und mit 1866.
in 3 Kreuzer-Stücken, A

Summa.

B. Wegen der Unterherrschaft.
1) An Courant-Münzen:

30,600 Thlr. in Vereins-- Zweithaler= Stücken in den Jahren 1840 und 1845
nach dem 14 Thaler-Fuhe.
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2) An Scheidemünzen.
a. Silberscheidemänze:

4,014 Thlr. 27 Sgr. in 4 und Silbergroschen im Jahre 1841 nach dem
16 Thaler-Fuße.

b. Kupferscheidemünze:
1. 105 Thlr. 19 Sgr. in 3, 2 und 1 Pfennigstücken im Jahre 1842.

C. Für das ganze Fürstenthum.

16.560 Thlr. in Ein-Vereinsthaler-Stücken im Jahre 1858
auf die erste Münzperiode, .

58,859»dgl.imJ.ihkc1863, 30 SMJ auf ein
4000 „ ogl. (Jubiläumsthaler) im Jahre 1864, Pfund fein.

26,303 „ in Ein-Vereinsthaler-Stücken im Jahre 1866,

105, 722 Thrr. Summn.

Rudolstadt, den 8. März 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für dasFürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achtes stia vom Jahrr 1867.

 NXII. Bekanntmachung
der Fürstl. Regicrung vom 8. März 1867, die Ertheilung eines Privilegiums
für Woldemar von Lveiviv of Menar auf Panten auf eine als neu und eigen-

thümlich erkannte Flachs -Brech= und Schwinge-Maschine betr.
Mit Höchster Genehmigung Serenissimt ist dem Woldemar von Loewis of

Menar auf Panten ein Privilegium auf eine als neu und eigenthümlich erkannte Flachs-
Brech= und Schwinge-Maschine in der durch Zeichnung und Beschreibung nachgewiesenen
Weise auf fünf nach einander folgende Jahre von heute ab für den Umfang des hiesigen
Fürstenthums mit der Wirkung erkheilt worden, daß ohne seine Zustimmung Niemand
befugt sein soll, die erfundenen Maschinen herzustellen.

Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die Au-
wendung der fr. Erfindung in demhiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahresfrist nach-
gewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit der Erfindung im Sinne der, nach der
Bekanntmachung des vormaligen Fürstl. Geheimeraths-Collegiums vom 12. April
1843 bei Erkheilung von Erfindungspatenten in den deutschen Zollvereins- Staaten
zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.

Die unterzeichnete Fürstl. Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung
hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 8. März 1867.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Berkrab.

Wiemann.

Färstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXVIII. 8
Ausgegeben in Rudolstadt den 3. April 1867.



26 1867.

 XIII. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 21. März 1867, die Ertheilung eines Priti-
legiums für den Königl. Hoflieferanten J. Nobrecht in Berlin auf ein als neu

und eigenthümlich erkanntes Gewehrschlos an Hinterladungsgewehren betr.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimij ist dem Königl. Hoflieferanten J.
Robrecht in Berlin ein Privilegium auf ein als neu und eigenthümlich erkanntes Ge-
wehrschloß an Hinterladungsgewehren in der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise
auf fünf nach einander folgende Jahre von heute ab für den Umfang des hiesigen
Fürstenthums mitder Wirkung ertheilt worden, daß ohne seine Zustimmung Niemand
besugt sein soll, das erfundene Gewehrschloß herzustellen.

Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die An-
wendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahres-
frist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit der Erfindung im Sinne der,
nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-Collegiums vom
12. Upril 1843 bei Erkheilung von Erfindungs-Patenten in den deutschen Zollvereins-
staaten zu beobachtenden Grundsähe ausdrücklich vorausgesetzt.

Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung
hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 21. März 1867.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Leo.

Miemann.

M. XIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 29. März 1867, die Auebezirkung des Fleckens und der Flur Oldisleben

aus dem Juriodirtionsbezirke des Justizamtes Frankenhausen betreffend.

Nachdem zwischen der hiesigen Fürstlichen Staatsregierung und dem Gouverne-
ment des Großherzogthums Sachsen-Weimar-Eisenach über die Ausbezirkung des



1867. 27
Fleckens und der Flur Oldisleben aus dem Jurisdiclionsbezirke des Justizamtes in
Frankenhausen nachstehender «

Vertrag:
„Mit höchster Genehmigung Sr. Königlichen Hoheit, des Großherzogs

von Sachsen-Weimar-Eisenach, und Sr. Durchlaucht, des Fürsten zu Schwarz-
burg Nudolstadt, ist zwischen dem Großherzoglich Sächsischen Staats-Ministerium
zu Weimar und dem Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädt schen Ministerium in
Rudolstadt nachstehender Vertrag abgeschlossen worden:

Artikel 1.

Der durch den Staatsvertrag vom —.V## 1850 dem Jurisdictions-Be,
zirke des Fürsllich Schwarzburg-Rudolstädt'schen Justiz-Amts zu Frankenhausen
einverleibte Flecken und die Flur Oldisleben werden von diesem Bezirke losge-
trennt und es wird der Großherzoglich Sächsischen Staatsregierung überlassen,
den gedachten Flecken und Flur mit dem Bezirke des Großherzoglich Sächsischen
Justiz-Amts in Allstedt zu verbinden.

Artikel 2.
Die Ausführung dieses Verkrags erfolgt mit dem 1. Mai 1867.
Mit diesem Zeitpunkte tritt der von der Großherzoglich Sächsischen Staats-

regierung bei dem bisher gemeinschaftlichen Justiz-Amte in Frankenhausen ange-
stellte wweite Aktuar in den ausschließlichen Staatsdienst des Großherzogthums
Sachsen-Weimar-Eisenach über.

Alle bei dem bisher gemeinschaftlichen Justiz-Amte Frankenhausen vorhan-
denen, Oldislebener Rechtsangelegenheiten betreffenden Akten, Dokumente, Bücher
u. s.w., das Hypotheken-Buch, Privilegien-Buch, Handels-Register und die
Deposital-Bestände von Oldisleben werden am 1. Mai 1867 an das Großher=
zoglich Sächsische Justiz-Amt in Allstedt abgeliefert.

Artikel 3.

Die Ariikel 1, 2, 3, 4, 5 und 6 des Staatsvertrags von .#„#1850
werden hiermit aufgehoben.



28 1867.

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag auf Höchsten Befehl Sr. Königlichen
Hoheit, des Großherzogs von Sachsen-Weimar-Eisenach, von dem Großher-
zoglich Sächsischen Staats-Ministerium zu Weimar und Sr. Durchlaucht, des
Fürsten zu Schwarzburg-Rudolstadt, von dem Fürstlich Rudolstädtsschen Mi-
nisterium in Rudolstadt unter Beidrückung der betreffenden Staatsinsiegel voll.
zogen worden.

So geschehen Weimar am 19. Februar 1867.
(I. 8.) Grohherzoglich Sichsisches Staats-Ministerinm.

G. Thon.
Rudolstadt am 4. März 1867. bon

(L. S.) Fürstlich Schwarzburg'sches Ministerium.
v. Vertrab.

abgeschlossen und ratificirt worden ist, so wird dies zur Nachricht andurch bekannt
gemacht. «

Rudolstadt, den 29. März 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Neuntes Stüch vom Jahre 1867.

XV. Verordnung,
die Einberufung des Landtags betreffend, vom 26. April 1867.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg t.
verordnen hiermit, daß der ordentliche Landtag des Fürstenthums auf den 6. Mai
d. J. in Unsere Residenz Rudolstadt einberusen werde und beauftragen Unser Mi-
nisterium mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 26. April 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Fürsti. Schw. Rudolst. Gesetsamml. XXVlI. 9
Ausgegeben m Rudolstadt den 27. April 1807.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

FDehntes Stück vom Jahre 1867.

XVI. Ministerial-Verordnung
wegen der in mehreren benachbarten Ländern ausgebrochenen Rinderpest,

vom 8. Mai 1867.

Nachdem amtlich festgestellt worden, daß die Rinderpest in mehreren benachbarten
Ländern ausgebrochen ist und zum Theil schon bedeutende Verwüstungen angerichket hat,
so wird mit Höchster Genehmigung Serenissimi andurch verordnet, was folgt:

8. 1.
Die Abhaltung von Viehmärkten in der Oberherrschaft wird hierdurch bie auf

Weiteres untersagt.
8. 2.

Das Einbringen und die Einfuhr nachverzeichneter Viehgattungen, thierischer Roh-
producte und anderer Gegenstände aus Vayern und dem Herzogthume Sachsen-Mei-
ningen wird bei Vermeidung der Confiscation der verbotswidrig eingeführten Thiere und
Gegenstände und einer Geldbuße bis zu 175 Fl. = 100 Thlr. oder entsprechender Ge-
fängnißstrase für jeden einzelnen Conkraventionsfall untersagt:

1) von Rindvieh jeder Ark, von Schafen, Ziegen, Schweinen und Fedewieh,
2) von Fleisch, Talg, Felt, Haut, Därmen, Hörnern, Knochen, Wolle, Haaren,

Fedem und ähulichen thierischen Rohproducten,
3) von Dünger. Stroh, Rauchfutter und gebrauchten Stallgeräthen jeder Art.

8. 3.
Das gemeinschaftliche Austreiben von Rindvieh wird in der Oberhersschaft bis auf

Weiteres bei einer Strafe bis zu 50 Fl. der verhältnißmähiger Gefängnißstrafe für
Fürstl. Schw. Rudelst. Gesetzsamml. XXVIrlix.y.) in Rudolstadt den 15. Mai 1867.
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jeden einzelnen Contravenkionsfall verboten. Den Fürstlichen Verwaltungsämtern bleibt
überlassen, dieses Verbot für ihre Bezirke oder bezüglich r Drte derselben noch auf
andere Biehgattungen auszudehnen.

Rudolsta##t, den 3. Mai 1867.

Fürstl. Schworzt. inisterin.f

 XVII. Ministerial-Verordnung
vom 9. Mai 1867, die Rinderpest betreffend.

Mit HöchsterGenehmigung Serenissimi wirdin Bezug auf die Rinderpest für
die Fürstliche Oberherrschaft weiter verordnet, was folgt:

1) der Weiterverkauf der innerhalb der letzten 14 Tage aus Meiningeuschen
oder Baierschen Orten von diesseitigen Staalsunterthanen angekauften vder ertanschten
Rindviehstücke ist nur nach eingeholter Erlaubniß des Verwaltungsamtes gestattet.

2) Der Betrieb des Handels im Umherzichen mit Rindvieh jeder Nage, des-
Fleichen mit Schafen, Ziegen und Schweinen oder mit Rohprodukten dieser Thiere ist
bis auf Weiteres verboten.

3) Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnungen (Nô#1 und 2) werden mit
Strafen bis zu 175 Fl. = 100 Thlr. oder verhältnihmähiger Gefängnißhaft geahndet.

4) Von jeder Erkrankung unter dem NRindvieh, welche nicht auf eine äußere Ver-
lehung zurückgeführt werden kann, ist der Ortspolizeibehörde und dem Verwaltungs-
amte sofort vom betreffenden Biehbesitzer Anzeige zu machen.

5) Bis zur Untersuchung eines solchen Krankheitsfalles und, wenn dieselbe nicht
einen vollkommen unverdächtigen Thatbestand ergiebt, bis auf Weiteres, dürfen aus
der Stallung und dem Gehöfte, worin die Erkrankung stattsand, weder Rindvieh vder
Schafe oder Ziegen, noch Stroh, noch Futter oder Mist weggebracht werden; auch
sind auf solchem Gehöfte Hunde, Katzen und Fedewieh jeder Art eingesperrt zu galten.

6) Entsteht Verdacht der Rinderpest, so ist das trkranktr Rindvieh und dasjenige,
welches mit demselben in Berührung gewesen, sofort zu tödten, die Kadaver sind mit
zerschnittener Haut und mit dem Gehörne einzugraben und 6 Fuß hoch mit Erde zu
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berdecken; ingleichen ist der Mist aus der Stallung solchen Viehes zwei Fuß tief einzu-
graben oder zu verbrennen.

Zum Transport der Kadaver und des Mistes drfen nur, Pferde verwendet werden,
welche, wie die gebrauchten Geräthe, sorgfältig zu reinigen und zu desinficiren sind.
Ingleichen sind die Ställe, in denen verdächtiges Vieh ßestanden hat, zu desinficiren
und bis auf Weiteres außer Gebrauch zu seten.

7) Im Falle des Verdachtes der Ninderpest ist sofort das Tränken des Rindviehes
außerhalb des Stalles einzustellen, ingleichen sind im ganzen Orte Hunde, Kaßen und
Fedewieh in Haus und Hof eingesperrt zu halten.

8) Ingleichen ist an den betreffenden Stallungen und im Eingang der betreffenden
Ortschaft ein Anschlag mit der Aufschrift „Rnderpest“ anzubringen.

9) Das zu tödtende Vieh ist zuvor durch den Thierarzt und den Ortsvorstand ab-
zuschätzen, um eine nachträgliche Entschädigung zu ermöglichen.

10) Personen, welche mit der Rinderpest verdächtigem Vieh umgegangen sind,dürfen sich nicht zu anderem Vieh begeben, bevor sie sich nicht desinficirthabe
1 Für jede punekrttt dervorstehendenVorschristen unter 3# — 10 wird

Rudolstadt, den 9. Mai 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Vertrab.
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Gesetzsammlung
fur das FirstenthumSchwarzburg- Rudolstadt.

EilstesSJlch vom Jahre 1867.

AVIII. Gesetz,
die Erledigung von Competenzconflirten zwischen mehreren Gerichten betreffend,

vom 17. Mai 1867.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg .
verordnen als Nachtrag zu dem Gesete über die Zuständigkeit der Gerichte und den
Instanzenzug in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vom 1. Mai 1850 (Gesetz-Samml.
1850, S. 352) auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustim-
mung des getreuen Landtags, was folgt:

Wemn in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten die Zuständigkeit mehrerer Gerichte
streitig ist und dieser Streit im geordneten Instanzenzuge nicht erledigt werden kann, so
ist die Zuständigkeit auf Aurufen einer Parlei von dem denmehreren Gerichten zunächst
gemeinsamen höheren Gerichte endgültig festzustellen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 17. Mai 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gejetzsamml. XXVIII 11
#ugegeben im Rudoklstadt den 1.Juni 1867.
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&amp; XIX. Verordnung
vom 21. Mai 1867, die Ninderpest betreffend.

Das durch §. 2 der Verordnung vom 8. d. M. ausgesprochene Verbot des Ein-
bringens und der Einfuhr der dort näher bezeichneten Viehgattungen, thierischer Roh-
producte und anderer Gegenstände wird andurch auf die Oberherrschaft des
Fürstenthums Schwarzburg= Sondershausen dergestalt ausgedehnt, daß
die Einfuhr auch von dort verboten und jeder einzelne Contraventionsfall mit den
in der gedachten Verordnung angedrohten Strafen geahndet wird.

Rudolstadt, den 21. Mai 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
4 Vertrab.v

M XX. Gesetz
vom 23. Mai 1867, die Declaration des Artikels 4 J 2 der rebidirten

Gemeinde-Ordnung vom 23. April 1858 betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg r.
haben auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung des
getreuen Landtags die Bestimmung im Artikel 4 sub 5 2 der der revidirten Gemeinde-
Ordnung vom 23. April 1858 (Ges.-Samml. 1858, S. 36) dahin zu derlariren
beschlossen, daß als Waldungen von größerem Umfange solche zu betrachten sind, die
ein zusammenhängendes Areal von mindestens 180 preußischen Morgen umfassen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 23. Mai 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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 XXI. Gesetz
vom 24. Mai 1867, die Declaration der J/3 1 und N## Saß 2 der Gebühren-

Tare für Rechtgamvälte vom 25. März 1859 betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gunden Fürst zu Schwarzburg k.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen Land-
tags was folgt:

Zur Beseitigung entstandener Zweisel wird die Bestimmung der Gebühren-Taxe
für Rechtsanwälte vom 25. März 1859 unter 3 1 und Aö 4 Saß 2 (Ges= Samul.
1859, S. 88 ff.) dahin declarirt, daß der Ansatz für Insormation zum Processe nicht
au#m bei mündlicher, sondern auch bei schriftlicher Insormations-Einziehung zuzulassen ist.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 24. Mai 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 NAXXII. Nachtrag
zu der Gebühren-Tare in Strafsachen, den Diätenbezug des bei Geschwornen-

gerichten fungirenden Beamten-Personals bereffend, vom 24. Mai 1867.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg rrc

verordnen hiermit auf Antrag Unseres Mimsteriung sowie mit Beirath und Zustim-
mung Unseres getreuen Landtags zusählich zu denS.§. 11 und 12 der Gebühren-Taxe
in Strafsachen vom 20. April 1850 (Ges. Sm. 1550. Seite 295) was folgt:

Die zu amtlicher Thätigkeit bei Geschwornengerichten außerhalb der Flur ihres
Wohnorts abgeordneten Beamten beziehen au Diäöten und Vergütungfür Nachtguartier,
einschließlich des Trinkgeldes, die nachstehenden Beträge:

11.
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1) Der JasienerGenchthofet

In — Sgr. Diäten,
— „ für Nachtaquartier.

2) Die aint iicnn *iv Gerichtshofes:
adr Xr.=2 Thlr. — Sgr. Diäten,

= „ 20 „ für Nachtguartier.

3) Der hihnn .s
2 Fl. 3 4Hllr. = 1Thlr. 15 Sgr. Diäten,

— „ 20 „ für Nachtauartier.
1 “ 4%% „

4) Der aufwartende Diener:
—Fl. 52 Kr. 4 Hllr. = — Thlr. 15 Sgr. — Pf. Diäten.

 26 „ 2„„„ -„ 7„ 6„ ür Nachtquartier.
Der Ober-Staatsanwalt und andere an dessen Stelle bei einem Geschwornen=

gerichte fungirende Beamte der Staatsanwaltschaft liquidiren, wie die Mitglieder des
Gerichtshofes.

Soweit im Vorstehenden nicht etwas Anderes geordnet ist, bewendet es bei den
Vorschriften der §. S. 11 und 12 der Gebührentaxe in Strassachen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 24. Mai 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 XXIII. Gesetz
vom 24. Mai 1867, die Modificirung der K. F. 39 und 42 der Deposital-

Orduung vom 23. März 1855 betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
haben auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beirath und Zustimmung des
getreuen Landtags beschlossen, die §. S. 39 und 42 der Deposital-Ordnung vom
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23. März 1855 (Ges.-Samml. 1855, S. 95) dahin abzuändern und zu erweitern,
daß Depositengelder auch angelegt werden können,

1) in Königlich Preußischen 3y procentigen Staatsschuldscheinen vom Jahre 1842,
2 in den auf Grund des Gesetzes vom 2. März 1850 emittirten Reutenbriefen

derjenigen Königlich Preußischen Rentenbanken, die von Unserer Negierung als zulässig
werden bezeichnet werden,

3) in Pfandbriefen der auf gleichem aee als zulässig zu bezeichnenden land-
schastlichen Kreditvereineim Königreiche Preu

Unmolsh unter Unserer eigenhändigen —’- und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 24. Mai 1807.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 XXIV. Gesetz
vom 24. Mai 1867, betreffend einige Abänderungen und Zusatzbestimmungen

zum Volkeschulgesee vom 22. März 1861.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg r.
verordnen in Auslegung des Artikels 4 des Gesetzes vom 18. März 1864, betreffend
einige Abänderungen und Zusatzbestimmungen zum Volksschulgesetze vom 22. März
1861 (G.-S. 1864, S. 33) auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Beirath und
Zustimmung des getreuen Landtags, was folgt:

Es soll zwar die Personal= oder Dienstalters-Zulage eines Lehrers bei Berechnung
und Feststellung des von der betreffenden Schulgemeinde aufzubringenden Ruhestands-
Vehalts nicht mit in Rechnung gebracht, wohl aber dieselbe Quote, welche von dem
zeitherigen Diensteinkommen der Stelle dem zu emeritirenden Lehrer als Ruhestands-
gehalt von der Gemeinde zu bewilligen ist, auch von der Personal oder Dienstalters.
zulage aus der betreffenden Staatscasse dem Emeri#us zugestanden werden.
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Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 24. Mai 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

&amp; XXV. Gese tz
vom 24. Mai 1867, die Pensionen derjeuigen Forstgehülfen, welche in den

Communal= oder Privat-Forstdienst treten, betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gunaden Fürst zu Schwarzburg v.
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen Land-
tags zur weiteren Ordnung des dienstlichen Verhältnisses der Forstgehülfen, was folgt:

— « §.1.

Forstgehülfen, welche mit Genehmigung ihrer vorgesetzten Dienstbehörde in den
inländischen Communal oder Privat-Forstdienst treten, wird im Fall ihrer künftigen
Pensionirung die in solchem Dienste zugebrachte Zeit angerechnet (cl. §. 38 des Ge.
setzes über den Civilstaatsdienst vom 1. Mai 1850).

8. 2.
Auf Detret angestellte Forstgehülfen (el. Gesetz vom 24. Februar 1864, die recht.

liche Stellung der Forslgehülfen erster Classe betreffend, Ges.-Samml. S. 26), welche
mit Genehmigung ihrer vorgesetzten Dienstbehörde in einen inländischen Communal=
Ferstdienst treten und während dieser Zeit nach den Bestimmungen des Gesetzes über
den Civilstaatsdienst vom 1. Mai 1850 pensionsberechtigt werden, erhalten ihren
Ruhegehalt als Forstgehülfen erster Classe aus Unserer Hauptlandescasse, und ihre
Wittwen und eheleiblichen oder durch nachfolgende Ehelegitimirten Kinder werden
nach dem Gesetze vom 13. März 1858 (Ges.-Samml. 1858 Seite 17) behandelt.
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Urkundlich unter Unserer eigenhandigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Rudolstadt, den 24. Mai 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 LXMI. Gesetz
vom 24. Mai 1867, die Erweiterung des Artikels 148 der revidirten Gemeinde-

Ordnung vom 23. April 1858 betreffend.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg atc.
haben auf Antrag Unseres Ministeriums sowie mit Beiralh und Zustimmung des
getreuen Landtags den Artikel 148 der revidirten Gemeinde-Ordnung vom 23. April
18589 (G.-S. 1858 S. 35) dahin zu erweitern beschlossen, daß ländlichen Gemeinden
bis zu 300 Einwohnern gestattet sein soll, auf dem Wege des Ortsstatutes, eine aus
Schultheiß und Gemeinderath bestehende Gemeindebehörde zu errichten.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift undbeigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.So geschehen

Rudolstadt, den 24. Mai 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, Z. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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A XXVII. Ministerial-Verordnung
vom 28. Mai 1867, die Rinderpest betreffend.

Im Anschluß an die Verordnungen vom 8. und 9. Mai d. J. (G.-S. 1867,
S. 31—33) wird zur Verhütung der Weitewerbreitung der Rinderpest mit höchster
Genehmigung Serenissimi für den Umfang der Fürstl. Oberherrschaft weiter ver-
ordnet, was folgt:

1.
Rindvieh jeder Art, Schafe, Ziegen und Schweine, desgleichen Rohproducte von

diesen Thieren und die in der Verordnung vom 8. Mai d. J. F. 2 bezeichneten anderen
Gegenstände dürfen bis auf Weiteres auch daun, wenn sie aus einem Lande oder einer
Gegend kommen, woher die Einfuhr nicht verboten ist, in einen Ort der Oberhertschaft
nur unter der Voraussetzung eingeführt werden, daß dem Orlsvorstande vorher von dem
beabsichtigten Einbringen Anzeige gemacht ist, unter Namhastmachung des Ortes, aus
welchem die Thiere oder Gegenstände kommen. Vor der Ertheilung der Erlaubniß zum
Einbringen muß der Ortsvorstand sich vergewissern, daß das Einführen aus dem Her-
kunftsorte ohne alles Bedenken erfolgen kann. Er ist aber berechtigt und bei dem
geringsten Zweifel verpflichtet, durch ortspolizeiliche Bescheinigung einen Nachweis
darüber zu verlangen, daß in dem Orte, in welchem die Viehstücke oder die einzu-
bringenden Gegenstände sich im Verlaufe der lehten drei Wochen befunden haben und
durch welchen sie durchgeführt sind, kein Fall der Rinderpest vorgekommen ist.

2.
Viehhãndler, Viehmäkler, Viehtreiber, Wasenmeister, Fellhändler, Viehverschnei-

der, Fleischer und dergleichen Personen dürfen ohne ausdrückliche Erlaubniß des Orts,
vorstandes fremde Gehöfte und Stallungen, sowie Weideplätze nicht betreten.

Die Ortsvorstände haben eine solche Erlaubniß nur denen zu ertheilen, welche sich
durch ein behördliches Aktest genügend darüber auszuweisen vermögen, daß sie in ver-
seuchten Gegenden nicht verkehrt haben, noch auch mit verdächtigem Vieh in Berührung
gekommen sind, oder nachträglich doch sich einer gründlichen Desinfection (Beseitigung
des Ansteckungsstoffes an Körper und Kleidung) unterzogen haben.

Ingleichen darf Niemand Personen der vorbezeichneten Art ohne Vorweis der
ertheilten ortspolizeilichen Erlaubniß den Zutritt in sein Gehöft und seine Stallungen
gestatten.
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- 3.

Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden mit Geldbuße bis zu

soGulden.oder verhältnißmäßiger Gesangilbest geahndet.
Die Fürslichen Verwalkungs-vamidh werden ermächtigt, in ihrenBezirken ven

Viehhandel nöthigen Falls auf den An, und Verkauf von Schlachtvieh zum Zweck
ummittelbaren Schlachtens zu beschränken.

Rudolstadt, den 28. Mai1867

Färstl. Schwatzb.· Vinisterium.v. Vertrab.

&amp; XXVIII. Gesetz,
die Rinderpest betreffend, vom 31. Mai 1867.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gunden Fürst zu Schwarzburg u.
verordnen auf Anutrag Unseres Ninisteriums und mit Beirath und Zustimmung des
getreuen Landtags, was folgt: 6

81.
Beim Ausbruch dex, Nipde daslz seuchentaulornnd alle Viehstche; welchesich müsfteuchenkrääken go t— sousligem Slänborte oder in

derselben Heerde befanden, oder mit solchen Thierenin andereBerithrung gekomilten
sind, durch welche eine Ansteckungterfolgt sein kann, unter *- Aussichtnunver-
zuglich zu tödten.

F. 2. "

Für dle auf polizeiliche Anordnung oetddilenViehstücke wird aus der *
casse Cusschädigung, gewährk.

Die nach §. 2 zu leistende Entschädigung — Schihungswertze der
hetödteten werdächtigen Viehstücke, jedoch-nach Alzug desjenigen Bettags. welchen der
Entschäbigungs-Verechtigte für dleselben Viehstücke elwa aus einer Versicherungs-
Anstalt erhält.

Fürstl. Schw. Nurolst. Gesetzsammi. XXVIII. 12
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8. 4.
Die Werthstaxen der getödteten verdächtigen Viehstücke sind unter Leitung des

Gemeindevorstandes durch unbetheiligte und zu verpflichtende Gemrindemitglieder oder
nach Bestimmung des Verwaltungsamtes durch andere verpflichtete Taxatoren zu ermit-
teln und dem Verwaltungsamte zur weiteren Verfügung vorzulegen. Dem Leßteren
bleibt überlassen, die Leitung der-Werihäermiiteelungauchselbst zu überwachen.5.

Die Regierung hat nach dem ihr rinzusendenden Resullale der Werchsemitte
lungendie aus der Staalscasse zu gewährenden Entschädigungsbetrige auszusprechen.

Gegen die Cutscheidung der Regierung ist nur Berufung an das Ministerium

zulässig, die Bekretung des Nechtsweges ist auegeshlos en.
Mit der Ausführung dieses Gesetzes - Ginne Regierung beauftragt.
Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Gesetz sisenhi vollzogen und Unser

Fürstliches Insiegel beidrucken lassen.
Sogeschehen.

Rudolstadt, den 31. Mai 1867. * äAW27
(L. S.) Friedrich Günther, 9.z. S.
· v. Bertrab. v. Ketelhodt. v.Banbeeg

 X/H. Ministerial=Bekanntmachung
vom 31. Mai 1867, daß Gesetz vom 30. November 1866 über die Nrice

tagswahlen betreffend.
Zur Beseitigung iwaiger Zweifel wird mit höchster Genehmigung Serenissimt

und im Einversländnisse mit dem Landtage darauf aufmerksam gemacht, daß das Wort
„Staatsbürger“ im §. 1 des Gesetzes vom 30. November 1866 über die Reichs-
tagswahlen (G.-S. 1866, S. 123) nichts anderes bezeichnet als Staatsange-
höriger (Unterthan).

Rudolstadt, den 31. Moi 1867.

Fürstl. Schwarzb.· Ministerium.v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zwölstes Stück vom Jahre 1867.

XXX. G # 1 e tz -
die Verfassung des norddeutschen Bundes betr., vom 21. Juni 1867.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg .
Nachdem die Verhandlungen zwischen den verbündeten Regierungen der norddeutschen

Staaten und dem zur Berathung der Verfassung und der Einrichtung des norddeutschen
Bundes einberufenen Reichstage zu einer Verständigung geführt haben und aus diesen
Verhandlungen eine Verfassung hervorgegangen ist, welche auch die Zustimmung
Unseres getreuen Landtags erhalten hat, so verkündigen Wir andurch diese nach-
stehend abgedruckte Verfassung des norddeutschen Bundes als Landesgesetz und ver-
ordnen, daß dieselbe mit dem 1. Juli d. J. in Kraft trete.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel. "“

So geschehen
Rudolstadt, den 21. Juni 1867.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesebsamml. XXVIII. 13
Ausgegeben in Rudolstadt den 25. Juni 1867.
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Verfassung des Norddeutschen Bundes.

Seine Majestät der König von Preußen, Seine Majestät der König von Sachsen,
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg-Schwerin, Seine König-
liche Hoheit der Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach, Seine Königliche Hoheit
der Großherzog von Mecklenburg-Strelih, Seine Königliche Hoheit der Großherog
von Oldenburg, Seine Hoheit der Herzog von Braunschweig und Lüneburg, Seine
Hoheit der Herzog von Sachsen-Meiningen und Hildburghausen, Seine Hoheit der
HerzogzuSachsen-Altenburg, Seine Hoheit der Herzog zu Sachsen-Koburg und Gotha,
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt, Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-
Rudolstadt, Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Sondershausen, Seine
Durchlaucht der Fürst zu Waldeck und Pyrmont, Ihre Durchlaucht die Fürstin Reuß
älterer Linie, Seine Durchlaucht der Fürst Reuß jüngerer Linie, Seine Durchlaucht
der Fürst von Schaumburg-Lippe, Seine Durchlaucht der Fürst zur Lippe, der Senat
der freien und Hansestadt Lübeck, der Senat der freien Hanfestadt Bremen, der Senat
der freien und Hansestadt Hamburg, jeder für den gesammten Umfang ihres Staats-
Hebietes, und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Hessen und bei Rhein,
für die nördlich vom Main belegenen Theile des Großherzogthums Hessen, schließen
einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebiets und des innerhalb desselben
gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen Volkes. Dieser Bund
wird den Namen des Norddeutschen führen und wird nachstehende

Verfassung
haben.

I. Bundesgebiet.
Artikel I.

Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preußen mit Lauenburg, Sachsen,
Mecklenburg. Schwerin, Sachsen-Weimar, Meüllenburg-Strelit, Oldenburg, Braun-
schweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen= Koburg-Gotha, Anhalt,
Schwarzburg.-Rudolstadt, Schwarzburg= Sondershausen, Waldeck, Reuß üälterer Linie,
Neuß jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg, und
aus den nördlich vom Main belegenen Theilen des Großherzogthums Hessen.
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I. Bundedgesetzgebung.
Artikel 2.

Innerhalb dieses Bundesgebiets übt der Bund das Recht der Gesetzgebung nach
Maßgabe des Inhalks dieser Verfassung und mit der Wirkung aus, daß die Bundes.-
gesetze den Landesgesetzen vorgehen. Die Bundesgesehe erhalten ihre verbindliche Kraft
durch ihre Verkündigung von Bundes wegen, welche vermittelst eines Bundesgesetz-
blattes geschieht. Sofern nicht in dem publizirten Gesetze ein anderer Anfangstermin
seiner verbindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die letztere mit dem vierzehnten Tage
nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das betreffende Stück des Bundes-
gesetzblattes in Berlin ausgegeben worden ist.

Artikel 3.
Für den ganzen Umfang des Bundesgebiets besteht ein gemeinsames In-

digenat mit der Wirkung, daß der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden
Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln und demge-
mäß zum festen Wohnsitz, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlichen Aemtern, zur Erwer-
bung von Grundstücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts und zum Genusse
aller sonstigen bürgerlichen Mechte unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische
zuzulassen, auch im Betreff der Rechtsverfolgung und des Rechtsschußes demselben gleich
zu behandeln isl.

In der Ausübung dieser Befugniß darf der Bundesangehörige weder durch die
Obrigkeit seiner Heimath, noch durch die Obrigkeit eines andern Bundesstaates be-
schränkt werden.

Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung und die Aufnahme in
den lokalen Gemeindeverband betrefsen, werden durch den im ersten Absatz ausge-
sprochenen Grundsag nicht berührt.

Ebenso bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwischen den ein
zelnen Bundesstaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Auszuweisenden, die
Verpflegung erkrankter und die Beerdigung verstorbener Staatsangehörigen bestehen.

Hinsichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhältniß zu dem Heimaths-
lande wird im Wege der Bundesgesetzgebung das Nöthige geordnet werden.

Dem Auslande gegenüber haben alle Bundesangehörigen gleichmäßigen Anspruch
auf den Bundesschup.

13“
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Artikel 4.

Der Beaufsichtigung seitens des Bundes und der Gesetgebung desselben unter-
liegen die nachstehenden Angelegenheiten:

1) die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimaths= und Niederlassungs-Ver-
hältnisse, Staatsbürgerrecht, Paßwesen und Fremden-Polizei und über den
Gewerbebetrieb, einschließlich des Versicherungswesens, soweit diese Gegen-
stände nicht schon durch den Arlikel 3 dieser Verfassung erledigt sind, des-
gleichen über die Kolonisation und die Auswanderung nach außerdeutschen
Ländern;

20 die Zoll= und Handels-Gesehgebung und die für Bundeszwecke zu verwenden-
den Steuern

3) die Ordnung den Maaß-, Münz= und Gewichts- Systems, nebst Feststellung
der Grundsähe über die Emission von fundirtem und unfundirtem Paypier=
gelde;

4) die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen;
5) die Erfindungs-Patente;
0) der Schut des geistigen Eigenthums;
7) Organisation eines gemeinsamen Schutzes des deutschen Handels im Auslande,

der deutschen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung gemein-
samer konsularischer Vertretung, welche vom Bunde ausgestattet wird;
das Eisenbahnwesen und die Herstellung von Land= und Wasserstraßen im
Interesse der Landesverkheidigung und des allgemeinen Verkehrs;
der Flößerei= und Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinsamen

8 und der Zustand der letzteren, sowie die Fluß- und sonstigenWasserzölle;
10) das Post- un Telegraphenwesen;
11) Bestimmungen über die wechselseitige Vollstreckung von Erkenntnissenin Civil-

Sachen und Erledigung von Requisilionen berhaupt,
12) so wie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden;
13) die gemeinsame Gesetzgebung über das Obligationenrecht, Strafrecht, Handels-

und Wechselrecht und das gerichtliche Verfahren;
14) das Militairwesen des Bundes und die Kriegsmarine;
15) Maßregeln der Medizinal= und Veterinärpolizei.

 S(-5——
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Artikel 5.

Die Bundesgesehgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und den Reichs-
tag. Die Uebereinstimmung der Mehrheits-Beschlüsse beider Versammlungen ist zu

einem Bundesgesetze erforderlich und ausreichend.
Bei Gesetzes-Vorschlägen über das Militairwesen und die Kiegsmariee giebt,

wenn im Bundesrathe eine Meinungsverschiedenheit stattfindet, die Stimme des Prä-
sidiums den Ausschlag, wenn sie sich für die Aufrechterhaltung der bestehenden Ein-
richtungen ausspricht.

II. Bundesrath.
Artikel 6.

Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, unter
welchen die Stimmführung sich nach Maßgabe der Vorschristen für das Plenum des
ehemaligen deutschen Bundes vertheilt, so daß Preußen mit den chemaligen Stimmen
von Hannover, Kurhessen, Holstein, Nassau und Frankfurt
fuhrt, 17 Stimmen

—
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Artikel 7.
Jedes Mitglied des Bundes kann so viel Bevollmächtigte zum Bundesrathe er.

nennen, wie es Stimmen hat; doch kann die Gesammtheit der zuständigen Stimmen
nur einheitlich abgegeben werden. Nicht vertretene oder nicht instruirte Stimmen werden
nicht gezählt.

Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschlägezumachenund in Vortrag zu bringen,
und das Präsidium ist verpflichtet, dieselben der Berathung zu übergeben. Die Be-
schlußfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Prä-
sidialstimme den Ausschlag.

Artikel 8.
Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Ausschüsse

1) für das Landheer und die Festungen,
2) für das Seewesen,
3) fr Zoll- und Steuerwesen,
4) für Haudel und Verkehr,
5) für Eisenbahnen, Post und Telegraphen,
6) für Justizwesen,
7) für Rechnungswesen.

In jedem dieser Ausschüsse werden außer dem Präsidium mindestens Rwei Bundes-
staaten vertreten sein, und führt innerhalb derselben jeder Staat nur eine Stimme.
Die Mitglieder der Ausschüsse zu 1 und 2 werden von dem Bundesseldherrn ernannt,
die der übrigen von dem Bundesrathe gewählt. Die Zusammensetzung dieser Aus-
schüsse ist für jede Session des Bundesrathes resp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei
die ausscheidenden Mitglieder wieder wählbar sind. Den Ausschüssen werden die zu

ihren Arbeiten nöthigen Beamten zurVesstong gestellt.rtikel 9.
Jedes Mitglied des undesmanln hat das Recht, im Reichstage zu erscheinen

und muß daselbst auf Verlangen jederzeit gehört werden, um die Ansichten seiner Re-
gierung zu vertreten, auch dann, wenn dieselben von der Majorität des Bundesrathes
nicht adoptirt worden sind. Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes
und des Reichstages sein.

Artikel 10.
Dem Bundes-Präsidium liegt es ob, den Mitgliedern des Bundesrathes den

üblichen diplomatischen Schutz zu gewähren.
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IV. Bundes-Präsldium.

Artikel 11.
Das Präsidium des Bundes steht der Krone Preußen zu, welche in Ausübung

desselben den Bund völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Bundes Krieg zu er-
klären und Frieden zu schließen, Bündnisse und andere Verträge mit sremden Staaten
einzugehen, Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen berechtigt ist.

Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Gegenstände beziehen,
welche nach Artikel 4 in den Bereich der Bundesgesetzgebung gehören, ist zu ihrem
Abschluß die Zustimmung des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung
des Reichstages erforderlich.

Artikel 12.
Dem Präsidium steht es zu, den Bundesrath und den Reichstag zu berufen, zu

eröffnen, zu vertagen und zu schließen.
Artikel 13.

Die Berufung des Bundesrathes und des Reichstages findet alljährlich statt, und
kann der Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber
nicht ohne den Bundesrath berufen werden.

ikel 14.
Die Berufung des Bundesrathes muß erfolger, sobald sie von einem Drittel der

Stimmenzahl verlangt wird.
rtikel 15.

Der Vorsitz im Bundesrath und die Leltung der Geschäfte steht dem Bundes-
kanzler zu, welcher vom Präsidium zu ernennen ist.

Derselbe kann sich durch jedes andere Mitglied des Bundesrathes vermöge schrift-
licher Substitution vertreten lassen.

Artikel 16.
Das Präsidium hat die ersorderlichen Vorlagen nach Maßgabe der Beschlüsse des

Bundesrathes an den Reichstag zu bringen, wo sic durch Mitglieder des Bundesrathes
oder durch besondere von letzterem zu ernennende Kommissarien vertreten werden.

Artikel 17.
Dem Präsidium steht die Ausfertigung und Verkündigung der Bundesgesetze und

die Ueberwachung der Ausführung derselben zu. Die Anordnungen und Verfügungen
des Bundes. Präsidiiwerden im Namen des Bundes erlassen und bedürfen zu ihrer
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Gültigkeit der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers, welcher dadurch die Verantwort-

lichkeit ubernimmt. Artikel 18.
Das Prasidium ernennt die Bundesbeamten, hat dieselben für den Bund zu

vereidigen und erforderlichen Falles ihre Entlassung zu verfügen.
Artikel 19.

Wenn Bundesglieder ihre verfassungsmähigen Bundespflichten nicht erfüllen, so
können sie dazu im Wege der Exekution angehalten werden. Diese Exekution ist

3) im Betreff militairischer Leistungen, wenn Gefahr im Verzuge, von dem
Bundesfeldherrn anzuordnen und zu vollziehen,

4) in allen anderen Fällen aber von dem Bundesrathe zu beschließen und
von dem Bundesfeldherrn zu vollsstrecken.

Die Execution kann bis zur Sequestration des betreffenden Landes und seiner
Regierungsgewalt ausgedehnt werden. In den unter a bezeichneten Fällen ist dem

Bundesrathe von Anordnung der Exerntion, unter Darlegung der Beweggründe,
ungesäumt Kenntniß zu geben.

V. Neichs tag.
Artikel 20.

Der Reichstag geht aus allgemeinen und directen Wahlen mit geheimer Ab-
stimmung herwor, welche bis zum Erlaß eines Reichswahlgesetzes nach Maßgabe des
Gesetzes zu erfolgen haben, auf Grund dessen der erste Reichstag des Norddeutschen
Bundes gewählt worden ist.

Artikel 21.
Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag.
Wenn ein Mitglied des Reichstages in dem Bunde oder einem Bundes-Staat

ein besoldetes Staatsamt annimmt oder im Bundes= oder Staatsdienste in ein Amt
eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden ist, so
verliert es Sih und Stimme in dem Neichstag und kann seine Stellein demselben
nur durch neue Wahl wieder erlanzen.

Urtikel 22.
Die Verhandlungen des Reichstages sind öffentlich.
Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen des

Reichstages bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei.
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Artikel 23.

Der Reichstag hat das Recht, innerbalb der Kompetenz des Bundes Geseßze
vorzuschlagen und an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrathe resp. Bundeskanzler
zu überweisen.

Artikel 24.
Die Legislatur-Periode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur Auflösung

des Reichstages während derselben ist ein Beschluß des Bundesrathes unter Zustim-
mung des Präsldiums erforderlich.

Artikel 25.
Im Falle der Auflösung des Reichstages müssen innerhalb eines Zeitraumes von

60 Tagen nach derselben die Wähler und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen
nach der Auflösung der Reichstag versammelt werden.

Artikel 26.
Ohne Zustimmung des Reichstoges darf die Vertagung desselben die Frist von

30 Tagen nicht übersteigen und während derselben Session nicht wiederholt werden.
Artikel 27.

Der Reichstag prüft die Legitimationen seiner Mitglieder und entscheidet darüber.
Er regelt seinen Geschäftsgang und seine Disziplin durch eine Geschäfts-Ordnung
und erwählt seinen Präsidenten, seine Vice-Präsidenten und Schriftführer.

Artikel 28.
Der Reichstag beschlieht nach absoluter Stimmenmehrheit. Zur Gültigkeit der

Beschlußfassung ist die Anwesenheit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mit-
glieder erforderlich.

Artikel 29.
Die Mltglieder des Reichstages sind Verlreter des gesammten Volkes und an

Aufträge und Instruktionen nicht gebunden.
Artikel 30.

Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen seiner Abstimmung
oder wegen der in Ausübung seines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder
disziplinarisch verfolgt oder sonst außerhalb der Versammlung zur Verankwortung ge-
zogen werden.

Artikel 31.
Obne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied desselben während der

Sißungs-Periode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Untesuchnng ge-
Furstl. Schw. Nudolst. Gesehsanunl. XXVIII.
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zogen oder verhaftet werden, auher wenn es bei Ausübung der That oder im Laufe
des nächstfolgenden Tages ergriffen wird.

Gleiche Genehmigung ist bei einer Verhaftung wegen Schulden erforderlich.
Auf Verlangen des Neichstages wird jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied

desselben und jede Untersuchungs= oder Civilhaft für die Dauer der Sitzungs-Periode
aufgehoben.

Artikel 32.
Die Mitglieder des Reichstages dürfen als solche keine Besoldung oder Ent-

schädigung beziehen.
VI. Zoll= und Handels-Wesen.

Artikel 33.
Der Bund bildet ein Zoll- und Handels-Gebiet, umgeben von gemeinschaft.

licher Zollgrenze. Ausgeschlossen bleiben die wegen ihrer Lage zur Einschließung in
die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen Gebietstheile.

Alle Gegenstände, welche im freien Verkehr eines Bundesstaates befindlich sind,
können in jeden anderen Bundesstaak eingeführt und dürfen in leßterem einer Abgabe
mur in so weit unterworfen werden, als daselbst gleichartige inländische Erzeugnisse
einer inneren Steuer unterliegen.

Artikel 34.
Die Hansestädte Lübeck, Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck entsprechen-

den Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes bleiben als Freihäfen außerhalb der
gemeinschastlichen Zollgrenze, bis sie ihren Einschluß in dieselbe beautragen.

rtikel 35.
Der Bund ausschließlich hat die Gesehgebung über das gesammte Zollwesen, über

die Besteuerung des Verbrauches von einheimischem Zucker, Branntwein, Salz, Bier
und Taback, sowie über die Maßregeln, welche in den Zollausschlüssen zur Sicherung

der gemeinschaftlichen Zollgrenze re sind.ikel 36.
Die Erhebung und Vemaltu der ZolleIdeekbkauchsstcnckn(Aet.35)

bleibt jedem Bundesstaate, soweit derselbe sie bisher ausgeübt hat, innerhalb seines
Gebietes überlassen.

Das Bundes- Präsidium überwacht die Einhaltung des gesetzlichen Verfahrens
durch Bundesbeamte, welche es den Zoll- oder Steuer-Aemtern und den Direktiv-
Behörden der einzelnen Staaten, nach Vernehmung des Ausschusses des Bundesrathes
für Zoll= und Steuer-Wesen, beiordnet.
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Artikel 37.

Der Bundesrath beschließt:
1) über die dem Reichstage vorzulegenden oder von demselben angenommenen

unter die Bestimmung des Art. 35 fallenden zeschich Anordnungen ein-
schließlich der Handels- und Schifsfahrtsverträgeüber die zur Ausführung der aninschaglic Gesehgebung (Art. 35)
dienenden Verwaltungs-Vorschriften und Einrichtungen;
über Mängel, welche bei der Ausführung der gemeinschastlichen Gesetz-
gebung (Art. 35) hervortreten;
über die von seiner Rechnungs-Behörde ihm vorgelegte schließliche Fest-
stellung der in die Bundeskasse fließenden Abgaben (Art. 39).

Jeder über die Gegenstände zu 1 bis 3 von einem Bundesstaate oder über die
Gegenstände zu 3 von einem kontrolirenden Beamten bei dem Bunderathe gestellte
Antrag unterliegt der gemeinschaftlichen Beschlußnahme. Im Falle der Meinungs-
verschiedenheit giebt die Stimme des Präsidiums bei den zu 1 und2 bezeichneten
alsdaun den Ausschlag, wenn sie sich für Aufrechthaltung der bestehenden Vorschrist
oder Einrichtung ausspricht, in allen übrigen Fällen entscheidet die Mehrheit der
Stimmen nach dem in Art. 6 dieser Verfassung festgestellten Stimmenverhältniß.

Artikel 38.

DerErtrag der#-Zölleundderin Art. 35 bezeichneten Verbrauchs-Abgaben fließt
in die Bundeskasse.

Dieser Ertrag besteht aus der gesammten von den Zöllen und Verbrauchs-Ab-
haben aufgekommenen Einnahme nach Abzug:

der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungs-Vorschristen beruhenden
Steuer-Vergütungen und Ermäßigungen;

2) der Erhebungs= und Verwaltungs-Kosten und zwar:
a) bei den Zöllen und der Steuer von inländischem Zucker, soweit diese

Kosten nach den Verabredungen unter den Mitgliedern des deutschen
Zoll= und Handels-Vereins der Gemeinschaft aufgerechnet werden

n;
5) bei der Stener von inländischem Salze — sobald solche, sowie ein

Zoll von ausländischem Salze unter Aufhebung des Salzmonopols
eingeführt sein wird — mit dem Betrage der auf Salzwerken erwach-
senden Erhebungs und Aussichtskosten;

14•
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e) bei den übrigen Steuern mit funfzehn Procent der Gesammt-Einnahme.
Die außerhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete tragen zu den

Bundes-Ausgaben durch Zahlung eines Aversums bei.
Artikel 39.

Die von den Erhebungs-Behörden der Bundesstaaten nach Ablauf eines jeden
Vierteljahres auszustellenden Quartal- Extracte und die nach dem Jahres- und Bücher-
schlusse aufzustellenden Final-Abschlüsse über die im Laufe des Vierteljahres beziehungs-
weise während des Rechnungsjahres fällig gewordenen Eimahmen an Zöllen und
Verbrauchs-Abgaben werden von den Direktiv-Behörden der Bundesstaaten, nach
vorangegangener Prüfung, in Hauptübersichten zusammengestellt und diese an den
Ausschuß des Bundesrathes für das Rechnungswesen eingesandt.

Der Leßtere stellt auf Grund dieser Uebersichten von drei zu drei Monaten den
von der Kasse jedes Bundesstaates der Bundeskasse schuldigen Betrag vorläufig fest
und setzt von dieser Feststellung den Bundesrath und die Bundesstaaten in Kenntniß,
legt auch alljährlich die schliehliche Feststellung jener Beträge mit seinen Bemerkungen
dem Bundesrathe zur Beschlußnahme vor.

Artikel 40.
Die Bestimmungen in dem Zoll--Vereinigungs-Vertrage vom 16. Mai 1865,

in dem Vertrage über die gleiche Besteuerung innerer Erzeugnisse vom 28. Juni 1864,
in dem Vertrage über den Verkehr mit Taback und Wein von demselben Tage und
im Artikel 2 des Zoll= und Anschluß-Vertrages vom 11. Juli 1864, desgleichen
in den Thüringischen Vereins-Verträgen bleiben zwischen den bei diesen Verträgen
betheiligten Bundesstaaten in Kraft, soweit sie nicht durch die Vorschristen der gegen-
wärtigen Verfassung abgeändert sind und so lange sie nicht auf dem imArtikel 37
vorgezeichneten Wege abgeändert werden.

Mit diesen Beschränkungen finden die Bestimmungen des Zoll-Vereinigungs-
Vertrages vom 16. Mai 1865 auch auf diejenigen Bundesstaaten und Gebietstheile
Anwendung, welche dem deutschen Zoll= und Handels-Vereine zur Zeit nicht ange-
hören.

VII. Eisenbahnwesen.
Artikel 41.

Eisenbahnen, welche im Interesse der Vertheidigung des Bundesgebiets oder
im Interesse des gemeinsamen Verkehrs für nothwendig erachtet werden, können krast
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eines Bundesgesetzes auch gegen den Widerspruch der Bundesglieder, deren Gebiet
die Eisenbahnen durchschneiden, unbeschadet der Landeshoheitorechte, für Rechnung
des Bundes angelegt oder an Privat-Unternehmer zur Ausführung konzessionirt und
mit dem Expropriationsrechte ausgestattet werden.

Jede bestehende Eisenbahn-Verwaltung ist verpflichtet, sich den Anschluß neu-
angelegter Eisenbahnen auf Kosten der letzteren gefallen zu lassen.

Die gesetzlichen Bestimmungen, welche bestehenden Eisenbahn. Unternehmungen
ein Widerspruchsrecht gegen die Anlegung von Parallel- oder Konkurrenzbahnen
einräumen, werden, unbeschadet bereits erworbener Rechte, für das ganze Bundes-
gebiet hierdurch aufgehoben. Ein solches Widerspruchsrecht kann auch in den künstig
zu ertheilenden Konzessionen nicht weiter verliehen werden.

Artikel 42.
Die Bundes-Regierungen verpflichten sich, die im Bundesgebiete belegenen

Eisenbahnen im Interesse des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Netz ver-
walten und zu diesem Behuf auch die neuherzustellenden Bahnen nach einheitlichen
Normen anlegen und ausrüsten zu lassen.

Artikel 43.

Es sollen demgemäß in thunlichster Beschleunigung übereinstimmende Betriebs-
Einrichtungen getroffen, insbesondere gleiche Bahn-Polizei-Reglements eingeführt
werden. Der Bund hat dafür Sorge zu tragen, dah die Eisenbahn-Verwaltungen
die Bahnen jederzeit in einem, die nöthige Sicherheit gewährenden baulichen Zustande
erhalten und dieselben mit Betriebsmaterial so ausrüsten, wie das Verkehrs, Be-
dürfniß es erheischt.

Artikel 44.

Die Eisenbahn-Verwaltungen sind verpflichtet, die für den durchgehenden Ver-
kehr und zur Herstellung ineinandergreifender Fahrpläne nöthigen Personenzüge mit
entsprechender Fahrgeschwindigkeit, desgleichen die zur Bewältigung des Gütewerkehrs
nöthigen Güterzüge einzuführen, auch direkte Expeditionen im Personen= und Güter-
verkehr unter Gestattung des Ueberganges der Transportmittel von einer Bahn auf
die andere gegen die übliche Vergütung einzurichten.

Artikel 45.
Dem Bunde steht die Kontrole über das Tarifwesen zu. Derselbe wird namentlich

dahin wirken:
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1) dah baldigst auf den Eisenbahnen im Gebiete des Bundes übereinstimmende

Betriebs-Neglemenks eingeführt werden;
2) daß die möglichste Gleichmäßigkeit und Herabsetzung der Tarife erzielt, insbe-

sondere daß bei größeren Entfernungen für den Transport von Kohlen, Koaks,
Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheisen, Düngungsmitteln und ähnlichen
Gegensländen, ein dem Bedürfniß der Landwirthschaft und Industrie entspre-
chender ermäßigter Tarif, und zwar zunächst thunlichst der Ein-Pfennig-Tarif
eingeführt werde.

Bei eintretenden Nothständen, insbesondere bei ungewöhnlicher Theuerung der
Lebensmittel, sind die Eisenbahn-Verwaltungen verpflichtet, für den Transport, na-
mentlich von Getreide, Mehl, Hülsenfrüchten und Kartoffeln, zeitweise einen dem
Bedürfniß entsprechenden, von dem Bundes-Präsidium auf Vorschlag des betreffenden
Bundesraths-Ausschusses festzustellenden niedrigen Spezial-Tarif einzuführen, welcher
jedoch nicht unter den niedrigsten auf der betreffenden Bahn für Rohproducte geltenden
Sat herabgehen darf.

Artikel 47.
Den Anforderungen der Bundes-Behörden im Betreff der Benutzung der Eisen-

bahnen zum Zweck der Verkheidigung des Bundesgebietes haben sämmtliche Eisenbahn-
Verwaltungen unweigerlich Folge zu leisten. Insbesondere ist das Militair und alles
Kriegsmaterial zu gleichen ermäßigten Sätzen zu befördem.

VII. Post= und Telegraphen-Wesen.
Artikel 48.

Das Postwesen und das Telegraphenwesen werden für das gesammte Gebiet des
Norddeutschen Bundes als einheitliche Staatsverkehrs-Anstalten eingerichtet und ver-

waltet.
Die im Artikel 4 vorgesehene Gesetzgebung des Bundes in Post= und Telegraphen=

Angelegenheiten erstreckt sich nicht auf diejenigen Gegenstände, deren Regelung, nach
den gegenwärtig in der Preußischen Post= und Telegraphen-Verwaltung maßgebenden
Grundsäten, der reglementarischen Festsetzung oder administrativen Anordnung über-
lassen ist.

rtikel 49.
Die Einnahmen des Post= und Telegraphen-Wesens sind für den ganzen Bund
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gemeinschaftlich. Die Ausgaben werden aus den zeneinschftiihm siB be-stritten. Die Ueberschüsse fließenin die Bundeskasse (Abschnitt All.
Artikel 50.

Dem Bundes= Präsidium gehört die obere Leitung der Post= und Telegra-
phen-Verwaltung an. Dasselbe hat die Pflicht und das Recht, dafür zu sorgen,
daß Einheit in der Organisation der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, sowie
in der Qualifikation der Beamten hergestellt und erhalten wird.

Das Präsidium hat für den Erlaß der reglementarischen Festsebungen und allge-
meinen administrativen Anordnungen, sowie für die ausschließliche Wahrnehmung der
Beziehungen zu anderen deutschen oder außerdeutschen Post= und Telegraphen-Ver-
waltungen Sorge zu tragen.

Sämmtliche Beamte der Post= und Telegraphen-Verwaltung sind verpflichtet,
den Anordnungen des Bundes-Präsidiums Folge zu leisten. Diese Verpflichtung ist
in den Diensteid aufzunehmen.

Die Anstellung der bei den Verwaltungs-Behörden der Post und Telegraphie in den
verschiedenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten (z. B. der Direktoren, Räthe,
Ober-Inspektoren), ferner die Anstellung der zur Wahrnehmung des Aufsichts- u. #o#w.
Dienstes in den einzelnen Bezirken als Organe der erwähnten Behördenfungirenden Post-
und Telegraphen-Beamten (z. B. Inspectoren, Kontroleure) geht für das ganze Gebiet des
Norddeutschen Bundes von dem Präsidium aus, welchem diese Beamten den Diensteid
leisten. Den einzelnen Landesregierungen wird von den in Rede stehenden Ernen-
nungen, soweit dieselben ihre Gebiete betreffen, behufs der landesherrlichen Bestätigung
und Publikation rechtzeitig Mittheilung gemacht werden.

Die andern bei den Verwaltungs-Behörden der Post und Telegraphie erforder-
lichen Beamten, sowie alle für den lokalen und technischen Betrieb bestimmten, mit-
hin bei den eigentlichen Betriebsstellen fungirenden, Beamten u. s. w. werden von den

betreffenden Landesregierungen angestellt.
Wo eine selbständige Landes-Post= resp. Telegraphen= Verwaltung nicht besteht,

entscheiden die Bestimmungen der besonderen Verträge.
Artikel 51.

Zur Beseitigung der Zersplitterung des Post= und Telsgraphen-Wesens in den
Hansestädten wird die Vervaltung und der Betrieb der verschiedenen dort befindlichen
staaklichen Post= und Telegraphen-Anstalten nach näherer Anordmung des Bundes-
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Präsidiums, welches den Senaten Gelegenheit zur Aeußerung ihrer hierauf bezüglichen
Wünsche geben wird, vereinigt. Hinsichts der dort befindlichen deutschen Anstalten
ist diese Vereinigung sofort auszuführen.

Mit den außerdeutschen Regierungen, welche in den Hansestädten noch Post-
rechte beslien oder ausüben, werden die zu dem vorstehenden Zweck nöthigen Ver-
einbarungen getroffen werden.

Artikel 52.

Bei Ueberweisung des Ueberschusses der Postverwaltung für allgemeine Bundes-
zwecke (Art. 49) soll, in Betracht der bisherigen Verschiedenheit der von den Landes-
Postverwaltungen der einzelnen Gebiete erzielten Rein-Einnahmen, zum Zwecke
einer entsprechenden Ausgleichung während der unten festgesetzten Uebergangszeit
folgendes Verfahren beobachtet werden:

Aus den Post-Ueberschüssen, welche in den einzelnen Postbezirken während der
lünf Jahre 1861 bis 1865 aufgekommen sind, wird ein durchschnittlicher Jahres-
Ueberschuß berechnet, und der Antheil, welchen jeder einzelne Postbezirk an dem für
das gesammte Gebiet des Norddeutschen Bundes sich darnach herausstellenden Post-
Ueberschusse gehabt hat, nach Prozenten festgestellt.

Nach Maßgabe des auf diese Weise festgestellten Verhältnisses werden aus den
im Bunde aufkommenden Post-Ueberschüssen während der nächsten acht Jahre den ein-
zelnen Staaten die sich für dieselben ergebenden Quvten auf ihre sonstigen Beiträge zu
Bundeszwecken zu Gute gerechnet.

Nach Ablauf der acht Jahre hört jene Unterscheidung auf, und fließen die Post-
Ueberschüsse in ungetheilter Aufrechnung nach dem im Art. 40 enthaltenen Grundsatz
der Bundeskasse zu.

Von der während der vorgedachtenacht Jahre für die Hanfestädte sich herausstellen-
den Quote des Post-Ueberschusses wird alljährlich vorweg die Hälste dem Bundes-
Präsidium zur Disposition gestellt zu dem Zwecke, daraus zunächst die Kosten für die
Herstellung normaler Posteinrichtungen in den Hansestädten zu bestreiten.

IX. Marine und Schifffahrt.
Artikel 53.

Die Bundes-Kriegsmarine ist eine einheitliche unter Preuhischem Oberbefehl. Die
Organisation und Zusammensetzung derselben liegt Seiner Majestät dem Könige von
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Preußen ob, welcher die Offiziere und Beamten der Marine ernennt und für welchen
dieselben nebst den Mannschasten eidlich in Pflicht zu nehmen sind.

Der Kieler Hafen und der Jahde= Hafen sind Bundesfriegshäfen.
Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsslotte und der damit zusammen-

hängenden Anstalten erforderliche Aufwand wird aus der Bundescasse bestritten.
Die gesammte seemännische Bevölkerung des Bundes, einschließlich des Maschinen-

Personals und der Schiffs-Handwerker ist vom Dienste im Landheere befreit, dagegen
zum Dienste in der Bundesmarine verpflichtet.

Die Vertheilung des Ersaßbedarfs findet nach Maßgabe der vorhandenen seemän-
nischen Bevölkerung statt und die hiernach von jedem Staate gestellte Quote konmt
auf die Gestellung zum Landheere in Abrechnung.

Artikel 54.
Die Kauffahrteischiffe aller Bundesstaaten bilden eine einheitliche Handelomarine.
Der Bund hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungsfähigkeit der See-

schiffe zu bestimmen, die Ausstellung der Meßbriefe, sowie der Schissccertisicate zu
regeln und die Bedingungen festzustellen, von welchen die Erlaubniß zur Führung
eines Seeschiffes abhängig ist.

In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künstlichen Wasserstrasen der
einzelnen Bundesstaaten werden die Kausfahrteischiffe sämmtlicher Bundesstaaten
Oleichmäßig zugelassen und behandelt. Die Abgaben, welche in den Seehäfen von
den Seeschiffen oder deren Ladungen für die Benußung der Schifffahrtsanstalten er-
hoben werden, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellung dieser Anstal-
ten erforderlichen Kosten nicht übersteigen.

Auf allen natürlichen Wasserstraßen dürfen Abgaben nur für die Benutzung be-
sonderer Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind, erhoben werden.
Diese Abgaben, sowie die Abgaben für die Befahrung solcher künstlichen Wasser-
straßen, welche Staatseigenthum sind, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen
Herstellung der Anstalten und Aulagen erforderlichen Kosten nicht übersteigen. Auf
die Flößerei finden diese Bestimmungen insoweit Anwendung, als dieselbe auf schiff-
baren Wasserstraßen betrieben wird.

Auf fremde Schifse oder deren Ladungen andere oder höhere Abgaben zu legen,
als von den Schiffen der Bundesstaaten oder deren Ladungen zu entrichten sind,
steht keinem Einzelstaate, sondern nur dem Bunde zu.

Färstl. Schw. Rudolsl. Gesetzsamml. XXVlll. 15
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Artikel 55.
Die Flagge der Kriegs= und Handels-Marine ist schwarz=weißroth.

X. Kounsfulatwesen.
Artikel 56.

Das gesammte Norddeutsche Konsulatwesen steht unter der Aussicht des Bundes-
Präsidiums, welches die Konsuln, nach Vernehmung des Ausschusses des Bundes-
rathes für Handel und Verkehr, anstellt.

In dem Amtsbezirk der Bundeskonsuln dürfen neue Landeskonsulate nicht er-
richtet werden. Die Bundeskonsuln üben für die in ihrem Bezirk nicht vertretenen
Bundesstaaten die Funklionen eines Landeskonsuls aus. Die sämmtlichen bestehen-
den Landeskonsulate werden ausgehoben, sobald die Organisation der Bundeskonfu=
late dergestalt vollendet ist, daß die Vertretung der Einzelinteressen aller Bundes-
staaten als durch die Bundeskonsulate gesichert von dem Bundesrathe anerkannt wird.

N. Bundeskriegswesen.
Artikel 57.

Jeder Norddeutsche ist wehrpflichtig und kann sich in Ausübung dieser Pflicht
nicht vertreten lassen.

Artikel 58.
Die Kosten und Lasten des gesammten Kriegswesens des Bundes sind von allen

Bundesstaaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu lragen, so daß weder Bevor-
zugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klassen grundsählich zulässig
sind. Wo die gleiche Vertheilung der Lasten sich in naturs nicht herstellen läßt,
ohne die öffentliche Wohlfahrt zu schädigen, ist die Ausgleichung nach den Giund-
sätzen der Gerechtigkeit im Wege der Gesetzzebung festzustellen.

Artikel 59.
Feder wehrfähige Norddeutsche gehört sieben Jahre lang, in der Regel vom

vollendeten 20. bis zum beginnenden 28. Lebensjahre, dem stehenden Heere — und
zwar die ersten drei Jahre bei den Fahnen, die letzten vier Jahre in der Resewe —
und die folgenden fünf Lebensjahre der Landwehr an. In denjenigen Bundesstaaten,
in denen bisher eine längere als zwölffährige Gesammtdienstzeit geseßlich war, findet
die allmälige Herabsetzung der Verpflichtung nur in dem Maße statt, als dies die
Rücksicht auf die Kriegsbereitschaft des Bundesheeres zuläßt.
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In Bezug auf die Auswanderung der Reservisten sollen lediglich diejenigen Be-
stimmungen maßgebend sein, welche für die Auswanderung der Landwehmänner gelten.

Artikel 60.

Die Friedens-Präsenzstärke des Bundesheeres wird bis zum 31. December
1871 auf ein Prozent der Bevölkerung von 1867 normirt, und wird pro rumn der-
selben von den einzelnen Bundesstaaten gestellt. Für die spätere Zeit wird die Frie-
dens-Präsenzstärke des Heeres im Wege der Bundesgesehzgebung festgestellt.

Artikel 61.

Nach Publikation dieser Verfassung ist in dem ganzen Bundesgebiete die ge-
sammte Preußische Militairgesetzgebung ungesäumt einzuführen, sowohl die Gesetze
selbst, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlassenen Negle-
ments. Instructionen und Reseripte, namentlich also das Militairstrafgesetzbuch vom
3. April 1845, die Militairstrafgerichtsordnung vom 3. April 1845, die Verord-
nung über die Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die Bestimmungen über Aushebung,
Dienstzeit, Sewis= und Verpflegungswesen, Einquartierung, Ersatz von Flurbeschi-
digungen, Mobilmachung u. s. w. für Krieg und Frieden. Die Militair-Kirchen-
ordnung ist jedoch ausgeschlossen.

Nach gleichmäßiger Durchführung der Bundeskriegs-Organisation wird das
Bundes-Präsidium ein umfassendes Bundesmilitairgeset dem Neichstage und dem
Bundesrathe zur verfassungsmäßigen Beschlußfassung vorlegen.

Artikel 62.

Zur Bestreitung des Aufwandes für das gesammte Bundesheer und die zu dem.
selben gehörigen Einrichtungen sind bis zum 31. December 1871 dem Bundesfeld-
herrn jährlich sovielmal 225 Thaler, in Worten zweihundert fünf und zwanzig
Thaler, als die Kopfzahl der Friedensstärke des Heeres nach Ariikel 60 betrigt.
zur Versügung zu stellen. Vgl. Abschnitt Xll.

Die Zahlung dieser Beiträge beginnt mit dem ersten des Monats nach Pubi-
cation der Bundesverfassung.

ach dem 31. December 1871 müssen diese Beträge von den einzelnen Staaten
des Bundes zur Bundeseasse fortgezahlt werden. Zur Berechnung derselben wird
die im Arlikel 60 interimistisch festgestellte Friedenspräsenzstärke so lange festgehalten,
bis sie durch ein Bundesgesetz abgeänderk ist.

15·
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Die Verausgabung dieser Summe für das gesammie Bundeöheer und dessen

Einrichtungen wird durch das Etatsgesetz festgestellt.
Bei der Feststellung des Militair-Ausgabe-Etats wird die auf Grundlage dieser

Verfassung gesepzlich feststehende Organisation des Bundesheeres zu Grunde gelegt.
Artikel 63.

Die gesammte Landmacht des Bundes wird ein einheitliches Heer bilden, welches
in Krieg und Frieden unter dem Befehle Seiner Majestät des Königs von Preuhen
als Bundesfeldhermn steht.

Die Regimenter 2c. führen fortlaufende Nummern durch die ganze Bundes-
Anmee. Für die Bekleidung sind die Grundfarben und der Schnitt der Königlich
Preußischen Armee maßgebend. Dem betreffenden Contingentsherrn bleibt es über-
lassen, die äußeren Abzeichen (Cocarden 2t.) zu bestimmen.

Der Burdesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tragen,
daß innerhalb des Bundesheeres alle Truppentheile vollzählig und kriegstüchtig vor-
handen sind und daß Einheit in der OrganisationundFormation,inBewafsnung
und Commando, in der Ausbildung der Mannschaften, sowie in der Qualistcation
der Offieiere hergestellt und erhalten wird. Zu diesem Behufe ist der Bundesfeld-
herr berechtigt, sich jederzeit durch Inspectionen von der Verfassung der einzelnen
Contingente zu überzeugen und die Abstellung der dabei vorgesundenen Mängel an-
zuordnen.

Der Bundesfeldherr bestimmt den Präsenzstand, die Gliederung und Einthei-
lung der Contingente der Bundes-Armee, sowie die Organisation der Landwehr,
und hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garnisonen zu bestimmen, sowie
die kriegsbereite Aufstellung eines jeden Theils der Bundes-Armee anzuordnen.

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Administration, Verpfle-
gung, Bewaffnung und Ausrüstung aller Truppentheile des Bundesheeres sind die
bezüglichen künftig ergehenden Anordnungen für die Preußische Armee den Com-
mandeuren der übrigen Bundes-Contingente, durch den Art. 8 M. 1 bezeichneten
Ausschuß für das Landheer und die Festungen, zur Nachachkung in geeigneter Weise
mitzutheilen.

Artikel 64.
Alle Bundestruppen sind verpflichtet, den Befehlen des Bundesfeldherrn unbe-

dingte Folge zu leisten. Diese Verpflichtung ist in den Fahneneid aufzunehmen.
Der Höchstcommandirende eines Contingents, sowie alle Officiere, welche Trup-
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pen mehr als eines Contingents befehligen, und alle Festungscommandanten werden
von dem Bundesfeldherrn ernannt. Die von Demselben ernannten Officiere leisten
Ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den Generalstellungen versehenden Offi-
cieren innerhalb des Bundes-Contingents ist die Ernennung von der jedesmaligen
Zustimmung des Bundesfeldherrn abhängig zu machen.

Der Bundesfeldherr ist berechtigt, behufs Versetzung mit oder ohne Besörde-
rung für die von ihm im Bundesdienste, sei es im Preußischen Heere, oder in an-
deren Contingenten zu besehenden Stellen aus den Officieren aller Contingente des
Bundesheeres zu wählen.

Artikel 65.
Das Recht, Festungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, steht dem

Bundesfeldherrn zu, welcher die Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel, soweit
das Ordinarium sie nicht gewährt, nach Abschnitt XII beantragt.

Artikel 66.
Wo nicht besondere Konventionen ein anderes bestimmen, ernennen die Bundes-

fürsten, beziehentlich die Senate die Offiziere ihrer Kontingente, mit der Einschränkung
des Art. 64. Sie sind Chefs aller ihren Gebieten angehörenden Truppentheile und
genießen die damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich das Recht der Inspi-
cirung zu jeder Zeit und erhalten, außer den regelmähigen Rapporten und Meldungen
über vorkommende Veränderungen, behufs der nöthigen landeöherrlichen Publikation,
rechtzeitige Mittheilung von den die betreffenden Truppentheile berührenden Avance-
ments und Ernennungen.

Auch sleht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht blos ihre eigenen
Truppen zu verwenden, sondern auch alle andern Truppentheile der Bundes-Armee,
welche in ihren Ländergebieten dislocirt sind, zu requiriren.

Artikel 67. «

Ersparnisse an dem Militair-Etat fallen unter keinen Umständen einer einzelnen
Regierung, sondern jederzeit der Bundeskasse zu.

Artikel 68.

Der Bundesfeldherr kann, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete
bedroht ist, einen jeden Theil desselben in Kriegszustand erklären. Bis zum Erlaß
eines die Voraussetzungen, die Form der Verkündigung und die Wirkungen einer solchen
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Erklärung regelnden Bundesgesetzes gelten dafür die Vorschriften des Preußischen Ge-
sehes vom 4. Juni 1851. (Gesetz-Samml. 1851, S. 451 u. flgde).

XII. Bundes-Finanzen.

Artikel 69.

Alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes müssen für jedes Jahr veranschlagt
und auf den Bundeshaushalts-Etat gebracht werden. Letzterer wird vor Beginn des
Etatsjahres nach folgenden Grundsätzen durch ein Gesetz festgestellt.

Artikel 70.
Zur Bestreitung aller gemeinschaftlichen Ausgaben dienen zunächst die etwaigen

Ueberschüsse der Vorjahre, sowie die aus den Zöllen, den gemeinschaftlichen Verbrauchs-
steuem und aus dem Post= und Telegraphen-Wesen fließenden gemeinschaftlichen Ein-
nahmen. Insoweit dieselben durch diese Einnahmen nicht gedeckt werden, sind sie, so
lange Bundes- Steuemn nicht eingeführt sind, durch Beiträge der einzelnen Bundes-
staaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bis zur Höhe des budget-
mäßigen Betrages durch das Präsidium ausgeschrieben werden.

Artikel 71.

Die gemeinschaftlichen Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt,
können jedoch in besonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt werden.

Während der im Art. 60 normirten Uebergangszeit ist der nach Titeln geordnete
Etat über die Ausgaben für das Bundesheer dem Bundesrath und dem Reichstage nur
zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen.

Artikel 72.
Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Bundes ist von dem Präsidium dem

Bundesrathe und dem Reichstage zur Entlastung jährlich Rechnung zu legen.
Artikel 73.

In Fällen eines außerordentlichen Bedürsnisses können im Wege der Bundesgesetz-
gebung die Aufnahme einer Anleihe, sowie die Uebernahme einer Garankie zu Lasten
des Bundes erfolgen.
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XII. Schlichtung von Streitigkelten und Strafbestimmungen.
Artikel 74.

Jedes Unternehmen gegen die Existenz, die Integrität, die Sicherheit oder die
Verfassung des Norddeutschen Bundes, endlich die Beleidigung des Bundesrathes, des
Reichstages, eines Mitgliedes des Bundesrathes oder des Reichstages, einer Behörde
oder eines öffentlichen Beamten des Bundes, während dieselben in der Ausübung
ihres Berufes begriffen sind oder in Beziehung auf ihren Beruf, durch Wort, Schrift,
Duuck, Zeichen, bildliche oder andere Darstellung, werden in den einzelnen Bundes-
staaten beurtheilt und bestraft nach Maßgabe der in den letzteren bestehenden oder künftig
in Wirksamkeit tretenden Gesetze, nach welchen eine gleiche gegen den einzelnen Bundes-
staat, seine Verfassung, seine Kammern oder Stände, seine Kammer= oder Stände-
Mitglieder, seine Behörden und Beamten begangene Handlung zu richten wäre.

Artikel 75.
Fur diejenigen in Art. 74 bezeichneten Unternehmungen gegen den Norddeutschen

Bund, welche, wenn gegen einen der einzelnen Bundesstaaten gerichtet, als Hochverrath
oder Landesverrath zu qualificiren wären, ist das gemeinschaftliche Oberappellations-
gericht der drei freien und Hansestädte in Lübeck die zuständige Spruchbehörde in erster
und letzter Justanz.

Die näheren Bestimmungen über die Zuständigkeit und das Verfahren des Ober-
Appellationsgerichts erfolgen im Wege der Bundesgesetzgebung. Bis zum Erlasse
eines Bundesgesehzes bewendet es bei der seitherigen Zuständigkeit der Gerichte in den
einzelnen Bundesstaaten und den auf das Verfahren dieser Gerichte sich beziehenden
Bestimmungen.

Artikel 76.

Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten, sofern dieselben nicht privat-
rechtlicher Natur und daher von den competenten Gerichtsbehörden zu entscheiden sind,
werden auf Anrufen des einen Theils von dem Bundeörathe erledigt.

Verfassungsstreitigkeiten in solchen Bundesstaaten, in deren Verfassung nichteine
Behörde zur Entscheidung solcher Streitigkeiten bestimmt ist, hat auf Anrufen eines
Theiles der Bundesrath gütlich auszugleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege
der Bundesgesetzgebung zur Erledigung zu bringen.
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Artikel 77.

Wenn in einem Bundesstaate der Fall einer Justiz-Verweigerung eintritt, und
auf gesetzlichen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt werden kann, so liegt dem
Bundesrathe ob, erwiesene, nach der Verfassung und den bestehenden Gesetzen des be-
treffenden Bundesstaates zu beurtheilende Beschwerden über verweigerte oder gehemmte
Rechtspflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung,
die zu der Beschwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken.

XIV. AllgemeineVestimmung.
Artikel 78.

Veränderungen der Verfassung erfolgen im Wege der Gesetzgebung, jedoch ist zu
denselben im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen Stimmen
erforderlich.

XV. Verhältuiß zu den süddentschen Staaten.
Artikel 79.

Die Bezlehungen des Bundes zu den süddeutschen Staaten werden sofort nach
Feststellung der Verfassung des Norddeutschen Bundes, durch besondere dem Reichstage
zur Genehmigung vorzulegende Verträge, geregelt werden.

Der Eintritt der süddeutschen Staaten oder eines derselben in den Bund erfolgt
auf den Vorschlag des Bundes-Präsidiums im Wege der Bundegesetzgebung.

Berlin, den 16. April 1867.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Dreizehntes Stück vom Jahre 1867.

 XXXI. Patent,
das Ableben des Durchlauchtigsten regierenden Fürsten Friedrich Günther

und den Regierungs-Antritt des Durchlauchtigsten Fürsten Albert betr.,
vom 28. Juni 1867.

Wir Albert,, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu Hohn-
Kein, Hetr zu Arnstadt, Somerohausen, Leutenberg, Blankenburg 2.

Nachdem durch Gottes, des Allmächtigen, unerforschlichen Rathschluß derDurch.
lauchtigste Fürst und Herr, Herr Friedrich Günther, Fürst zu Schwarzburg, Graf
zu Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg, Blankenburg u. s. w.,
Unsers vielgeliebten und Hochverehrten Herrn Bruders Liebden, zur tiessten Betrüb-
nih Seines Hauses und aller Seiner Unterthanen am heutigen Tage früh 4 Uhr
von dieser Welt abgerufen worden und demzufolge nach dem in Unserem Fürstlichen
Hause bestehenden Erbfolgerechte die Regierung des Fürstenthums Schwarzburg-
Rudolstadt auf Uns übergegangen ist, so thun Wir dieses allen Unseren getreuen
Unterthanen ohne Unterschied hiermit kund.

Wir treten die Regierung an und werden diefelbe treu und gewissenhaft führen
nach den Bestimmungen des Grundgesetzes vom 21. März 1854, welches Wirhier-
mit anerkennen und zu erhalten und zu schützen zorpn Dem Wohle Unserer
gesammten Unterthanen wird Unser unausgesetztes Bestreben nach allen Uns von
Gott verliehenen Kräften gewidmet sein.

Alle von Unseres Herin Bruders Liebden angestellte Beamte und Diener be-
stätigen Wir hiermit in ihren Aemtern und erwarten, daß dieselben Uns ihre pflicht-
mäßige Treue bewahren und in ihrem amtlichen Wirken gesetzlich beharren werden.

Fürslt. Schw. Rudolst. Gesetzjamml. XXVIIl.
Ausgegeben u Rudol stadt den 3. Juli 1867.
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Zu allen Unseren getreuen Unterthauen aber versehen Wir Uns, daß sie ihre
Liebe für denentschlasenen. tief verehrten Landesfürsten dadurch bethätigen werden,
daß sie Uns, Seinem Regierungs-Nachfolger, treue Ergebenheit und willigen Ge-
horsam leisten.

So geschehen
Rudolstadt, den 28. Juni 1867.

(L. S.) Albert, Fürst zu Schwarzburg.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Banberg.

X XXXII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 28. Juni 1867, das Ableben des Durchlauchtigsten regierenden Fürsten

Friedrich Günther betr.

Nachdem durch Gottes mßb’Yrr§e Nathschluß der Durchlauchtigste regierendeFürst, Friedrich Günther zu Schwarzburg, am heutigen Tage früh 4 Uhr
von dieser Welt abgerufen worden ist, so wird auf Höchsten Befehl Serenissiml
Nachstehendes bestimmt:

Es wird hiermit bis auf Weiteres eine allgemeine Landestrauer angeordnet.
2.

Während der Dauer der Landestrauer findet in allen Kirchen des Landes Mit-
tags von 12 — 1 Uhr ein tägliches Trauerläuten in drei Absäßen statt.

3
Das öffentliche Tanzen und Musikhalten, sowie alle sonstigen rauschenden öffent-

lichen Vergnügungen sind im ganzen Fürstenthume bis auf Weiteres untersagt.
4.

Abgesehen von den für die Hoftrauer zu erlassenden Anordnungen des Fürst-
lichen Hofmarschallamtes und ohne den eigenen weiter gehenden Wünschen Fürstlicher



1867. 71
Diener und Unterthanen entgegenzutreten, wird hiermit bestimmt, daß jeder Fürst-
liche Diener während der Dauer der Landestrauer mindestens einen schwarzen Flor
um den linken Arm und um den Hut zu tragen hat. Wegen der Trauer des Officier-

qorps ist ein besonderer Erlaß an das Furuce Militair-Commando ergangen.
Alle Fürstlichen Behörden haben 7 auf die Dauer der Landestrauer des

schwarzen Siegellacks bezüglich der schwarzen Oblaten zu bedienen. Außerdem hat
das Fürstliche Ministerium bei allen Aussertigungen und Erlassen schwarzgerändertes
Papier in Anwendung zu bringen.

Alle vorstehend getroffenen Anordnungen sind von den betreffenden Fürstlichen
Behörden und Beamten weltlichen und geistlichen Standes sofort zur Ausführung
zu bringen.

Rudolstadt, den 28. Juni 1867.

Färstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Vierzehntes Stüch vom Jahre 1867.

 XXXIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 11. Juni 1867, die Beschränkung der gegen das Eindringen der Rinderpest

angeordneten Maßregeln betreffend.
Nachdem amtlich festgestellt worden, daß die Rinderpest in den benachbarten

Staaten im Abnehmen begriffen ist, so wird mit höchster Genehmigung Serenissimi
verordnet, was folgt:

1. Das gegen das Herzogthum Sachsen-Meiningen erlassene Einfuhrverbot vom
8. v. M. wird rücksichtlich der Venwaltungs-Amtsbezirke Saalfeld und Gräfen-
thal wieder aufgehoben, ebenso das Einfuhrverbot vom 21. desselben Monats
gegenüber der Oberherrschaft des Fürstenthums Schwarzburg. Sondershausen.

2. Das Verbot des gemeinschaftlichen Austreibens von Rindvieh in der Ober-
herrschaft vom 8. v. M. kritt außer Kraft.

Rudolstadt, den 11. Juni 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Vertrab.

Fürsll. Schw. Nudolsl. Gesetzsamml. XXVIII. 17
Ausgegeben in Rudol stadt den 6. Juli 1807.
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 XXXIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 21. Juni 1867, den Oesterreich-Französischen Handelsvertrag betreffend.

Es widd hierdurch darauf aufmerksam gemacht, daß diejenigen Verkehrs-Erleich-
terungen, welche durch den Oesterreichisch- Französischen Handelsvertrag vom 11. De-
cember 1866 (s. die Bekanntmachung vom 1. Februar d. J., Seite 9 der Gesetzsamm=
lung vom laufenden Jahre) von Seiten Oesterreichs zugestanden worden sind, auf
Grund des Artikels2desHandels. und Zollvertrags zwischen den Staaten des deutschen
Zoll- und Handels-Vereins und Oesterreich vom 11. April 1865 (Seite 177 der
Gesetzsammlung vom Jahre 1865) auch auf den Zollverein Anwendung finden und daß
eine Uebersicht der hiernach seit dem 1. März d. J. zu Gunsten des Zollvereins für die
Einfuhr in Oesterreich eingetretenen Zollerleichterungen in dem Preußischen Handels-
Archiv, Jahrgang 1867 Abthl. I, S. 407 ff., veröffentlicht worden ist.

Rudolstadt, den 21. Juni 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg= Rudolstadt.

nszthnits gZluch dom Jahre 1867.

 XXXV. Söchster Erlaß
vom 1. Juli 1867, die Vormundschaft über die minderjährigen Kinder des
hochseligen Durchlauchtigsten Fürsten Friedrich Günther zu Schwarzburg,

den Prinzen und die Prinzessin von Leutenberg betreffend.

Wir Albert, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg r.
haben in Ausübung der Uns als Haupt Unserer Fürstlichen Familie zustehenden Besug-
nisse und in Hinblick auf die Vorschriften in den S.. 8 und 12 des Gesetzes vom 1. Mai
1850 über die Zuständigkeit der Gerichte und über den Instanzenzug in bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten, sowie auf §. 4 des Gesetzes von demselben Tage über die Aufhebung
des privilegirten Gerichtsstandes (Ges. S. 1850, S. 352 und 360) beschlossen, Unser
Kreisgericht in Rudolstadt zur obervormundschaftlichen Behörde für die minderjährigen
Kinder Unseres in Gott ruhenden Herrn Bruders, des weiland Durchlauchtgsten
Fürsten und Herrn, Herru Friedrich Günther, Fürsten zu Schwarzburg, den Prinzen
Sizzo und die Prinzessin Helene von Leutenberg Durchlauchten und Liebden zu
bestellen und Unserem Appellations-Gerichte in Eisenach die zweit- und lehztinstanzliche
Entscheidung für alle Berufungen gegen die Verfügungen, welche das Kreisgericht als
obervormundschaftliche Behörde treffen wird, zu übertragen.

user Ministerium wird mit der Ausführung dieser Verordnung beauftragt.
RNudolstadt, den 1. Juli 1867.

(L. S.) Albert, F. z. Schw.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Rudolst. Geietzjamml. XXVlll. 18
Ausgegeben in Rudolstadt den 13. Juli 1807.
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 AXXIXVI. Gesetz
die Wiedererhebung der Klassen= und klassificirten Einkommensteucr betreffend,

vom 11. Juli 1867.
Wir Albert, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg r.

verordnen auf Antrag Unseres Ministerlums und auf Grund des §F. 25 des Grund-
gesehees was folgt:

 1.
Die durch das Geseh vom 3. Septbr. 1852 (Ges.S.1852,S. 182) eingeführte

und nach dem Gesetze vom 12. April 1861 (Ges.-S. 1861, S. 92) sistirte Klassen-
und klassifieirte Einkommensteuer wird vom 1. Octbr. d. J. an wieder erhoben.

. 2.

Die Bestimmungen in §. 2 alin. a und d des Gesetzes vom 3. September 1852
werden dahin abgeändert, daß von der Klassensteuer befreit sind:

ad a, Personen vor vollendetem 16. anstatt 18. Jahre.
#ad d, alle zur ersten Stufe der ersten Hauptklasse gehsrigen Einzelsteuernden,

welche das 60. Lebensjahr zurückgelegt haben.
K. 3.

Der §. 5 des Gesetzes vom 3. Septbr. 1852 wird aufgehoben und es tritt an

Stellewueseefolgende Bestimmung die Haushaltung, wie für den Einzelsteuernden:

a. in der ersten ghuneft
Oberherrschaft. Unterherrschaft.
—Fl. 7 Kr4# — Thlr. 2 Sgr

18
55

30



1867.
c. in der dritten Hauptklasse:

Oberherrschaft. Unterherrsch
11. Stufe 4 Fl. 223 Kr. 2 Thlr. 15
12. 7“ 5 % 15 7“ 3 7.

13„ 6,„ ½„ 3 , 15
14. *i 7 „ — « 4

aft.
Sgr.

9

8. 3.
Dle 88. 9 und 27 des Gesehes vom 3. September 1852 werden dahin abgeän-

dert, daß die veranlagte Steuer in, Quartal-Naten und zwar zu Anfange des zweiten
Monats in jedem Quartale abzuführen ist.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift undbeigedrucktem Fürstlichen

So geschehen
Rudolstadt, den 11. Juli 1867.

(L. S.) Albert, F. z. S.
v. Ketelhodt. v. Bamberg.

XXXVII. Verordnung,
die Ausflhrung des Gesetzes wegen Wiedereinführung der Klassen= und

klassificrten Einkommensteuer betr., vom 11. Juli 1867.
Um eine möglichst gleichmäßige Einschätzung der Klassensteuerpflichtigen herbei- v

zuführen, wird auf Grund der Gesetze vom 3. Septbr. 1852 (Ges.S.1852,S. 182)
und vom 11. Juli 1867 (Ges.-S. 1867, S. 76) unter Aufhebung des §. 5 der Aus-
führungs-Verordnung vom 3. Septbr. 1852 (Ges.-S. 1852, S. 197) Folgendes
verordnet:

8. 1.
Die unterscheidenden Merkmale der drei Hauptklassen der Klassensteuer sind

in F. 3 des Gesetzes vom 3. Septbr. 1852 vezeichnet.
Für dle Einschätzung in die verschiedenen Stufen kommen nachstehende Bestim-

mungen in Betracht. -.



1867.

In der I. Hauptklasse sind einzustellen:
zur ersten und zweiten Stufe:

gewöhnliche Taglöhner, gewöhnlich gelohntes Gesinde und solche Personen, welche
gewöhnlichen Taglöhnern gleichstehen;

zur dritten Stufe:
Handwerksgehülfen, Lohnarbeiter, höher gelohntes Gesinde;

ur vierten Stufe:
hanz geringe Grundbesitzer und Gewerbetreibende und die in gleicher Lage befind-

lichen Personen;
zur fünften und sechsten Stufe:

Grundbesitzer und Gewerbetreibende, welche sich zwar in einer günstigeren Lage
befinden, jedoch von dem Ertrage ihres Grundbesitzes oder Gewerbes noch nicht selbst-
ständig leben können und noch Nebenverdienst durch Taglohn und Handarbeit aller Art
suchen müssen.

Innethalb der II. und III. Hauptklasse hat die Einschätzung in die einzelnen
Stufen nach dem geringeren oder höheren Grade der Wohlhabenheit und Leistungs-
sähigkeit der Stenerpflichtigen zu erfolgen. Es ist dabei das muthmaßliche Einkommen
zwar nicht als alleiniger, aber doch als hauptsächlichster Maßstab ins Auge zu fassen
und ein Steuerpslichtiger einzustellen bei einem muthmaßlichen Einkommen von:

asse.

300 —400 Fl. oder 170—230 Thlr in die 7. Sus- duart. 1 — Spgr.
400—525 „ 4 230— 300 „ „ 8. , 10»
025660»300380» »9.« » 1 „ 20 „
660—800„ „ 380—460„ 10. „ „ 2 „ — „

II. Klassse.
800 — 940 Fl. oder 460 —540 Thlr. in die 11. Stufe, quari. 2 Thlr. 15 Sgr.
940—1080„„540— 620 „ „ 12. „ „"„ 3 „ — „

1080—1225„„620—700 „ „ 13. „„ „ 3 „ 15„
1225— 1400 „ „ 700—800 „ „ 14.„ „ 4, — „

Unter muthmaßlichem Einkommen ist selbstverständlich nicht bloß der Ueberschuß
der Einkünfte über den Bedarf zu verstehen, sondern auch das in Anschlag zu bringen,
was eine steuerpflichtige Person oder Fomilie zum Unterhalt braucht, gleichviel also, ob
das Einkommen in baarem Gelde oder in Natural-Erträgen von Grundbesitz u. s. w.
besteht.
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Besonders günstige oder ungünstige Verhältnisse, welche die Einschäung in eine

höhere oder nitdeigere Stufe bedingen, sind in der Steuerrolle ausdrücklich hervorzuheben,
z. B. eine große Zahl Kinder, die Verpflichtung zur Verpflegung armer Angehöriger,
Krankheit, Schuldenu.s.w.

8. 2
Bei Einschähung von dem Fürstenthume nicht Angehörigen, welche im Fürsten-

thume mit Grundslücken angesessen sind, ist die Pachtrente von letzteren zur Basis zu
nehmen, doch darf die Steuer höchstens 2 Procent der Pachtrente betragen. Ist die-
selbe so gering, dah die Steuer nicht wenigstens die unterste Stuse (7 Kr. vienteljährl.)
erreicht,, so ist von einer Besteuerung abzusehen, der Grund dafür aberin der Spalte
für Bemerfüngen anzugeben.

8. 3.
Zum Zwecke einer moglichst gleichmãßigen Einschãthung in den verschiedenen Ort·

schaften haben die Fürstlichen Rent= und Steuerämter in besonderen Versammlungen der
Gemeindevorstände ihrer Bezirke Musterrollen für jeden On aufzustellen und darin
soweit möglich, für jede Steuerstufe wenigstens einen Steuerpflichtigen des betreffenden

Orts einzuschähen. Nach Maßgabe dieser Musterrollen er olgt alsdann die weitere
Einschätzungin den einzelnen Ortschaften durch die Local-Einschähungs- Commisst
Den Fürstlichen Rent, und Steuterämtern wird die gegenseitige Mittheilung einzelner

Musterrollen, namentlich aus den gegenseitigen Grenz-Orten zur Pflicht gemacht.
8. 4.

Die Einschätzung geschieht am Fweckmähigsten in der Weise, daß sämmtliche Stener,
pflichtigeeines Orts zunächst nach. Maßgabe des §. 3des Gesetzes vom 3. Sept. 1852
in die Hauptklassen vertheilt werden und hierauf erst die Einstellungin die Stufen
von unten nach oben erfolgt, so daß also zuerst alle Steuerpflichtigen der ersten Stufe,
dann die der zweiten Stufe u. s. w. aufwärts ermittelt werden.

§. 5.
Die Einsendung der Klassensteuer-Nollen Seitens der Gemeindevorstände an die

betr. Steuerbehörden hat bei Vermeidung einer Ordnungsstrafe von 3 Fl. 30 Kr. bis
zum 15. November jeden Jahres zu erfolgen, ebenso die Einreichung der halbjährlichen

Teingeilten oder der allenfallsigen Vacatscheine zu Anfang der Monate Juni undDecember.
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KS. 6.

Die Steuerveranlagung für das 4. Quartal 1867, welche gleichzeitig für das
Jahr 1868 Geltung haben soll, erfolgt in den Monaten August und September d. J.
und sind die Klassensteuer-Nollen spätestens bis zum 1. Oct. c. an die Steuerbehörden

einzusenden. 8. 7.
Da die Steuer nach 8. 4 des Gesehes vom 14. Juli 1867 zu Anfange des zweiten

Monats eines jeden Quartales abzuführen ist, so ist dievirrteljährliche Soll-= Einnahme
abhängig von dem Bestande der stenerpslichtigen. Personen und Haushaltungen zu
Anfang der Monate Februar, Mai, August und November. Hinsichtlich der Dienst-

boten und Handwerksgehülfen, für dorn glassensene dieDienstherrschaften und Hand- -wetksmusterhasten(Bekvtdnnngvom24Fett.)GesiOSUchdatfeönn
Falle eines bloßen Personen-Wechsels nicht der Ab- und Zuschreibung in den Liefer-

scheinen und Abgangslisten, sondern es genügt eine Namens= Umschreibung, resp.
eine bloße Bemerkungin den Steuerrollen.

8. 8.
Die Ablieserung der Steuer Seitens der Orts-Steuereinnehmer an die Steuer

behörden ist bis zum Schlusse des Monats, in dem die Steuer zu erheben war, zu
bewirken. Rückstände sind nach Maßgabe der §§. 85 und 86 der Executions-Ordnung
vom 10. Juni 1854 (Ges. S. S. 170 und 171) 8 Tage nach dem Fälligkeitstermin
durch Mahnzettel zu erinnern und die bei derSteuerablieferung noch beslehenden Reste
mittels specieller Verzeichnisse bei den Steuerbehörden anzuzeigen.

Rudolstadt, den 11. Juli 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Sechszehates Stüch vom Jahre 1867.

. XXXVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 22. Juli 1867, einen Zusatz zu Art. 18 der Geschäftbordnung für das

Gesammt-Oberappellationsgericht in Jena betreffend.
Nachdem sich die bei dem Oberappellationsgerichte in Jena betheiligten Staats-

regierungen über den Erlaß eines Nachtrags zu der unter dem 7. August 1852 publicirlen
Geschäftsordnung dieses Tribunals (Ges.= Samml. 1852 S. 154) vereinigt haben,
dieser Nachtrag auch die höchste Genehmigung Serenissimi erhalten hat, so wird
derselbe nachstehend mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß die neue Geschäftsein.
richtung mit dem 1. Juni d. J. in Wirksamkeit getreten ist.

Zusah zu Art. 18 der Geschäftsordnung für das Gesammt-Oberapellations=
gericht in Jena:

Bei Geschäftsüberhäufungindem Ci t Präsident Rechts-
mittel, welche nach Art. 27 auf den sihens eines gahen bin erledigt
werden können, in dem Criminalsenate, welcher insoweit die Stellung eines
zweiten Civilsenates einnimmt und dabei mit wenigstens fünf Votanten besetzt
sein muß, erledigen zu lassen.

Rudolstadt, den 22. Juli 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsaminl. XXXVIII. 19
Ausgegeben m Rudolstadt den 27. Juli 1867.
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 XXXIXX Ministerial-Bekanntmachung
vom 26. Juli 1867, die Aufbebung der in Folge der eingetretenen Landestrauer

angeordneten Einstellung der öffentlichen Lustbarkeiten 2c. betreffend.

Auf Befehl Seiner Durchlaucht des Fürsten, unseres gnädigsten Herrn, wird die
in Folge des höchstbetrübenden Ablebens des Durchlauchtigsten regierenden Fürsten
Friedrich Günther durch die Ministerial-Bekanntmachung vom 28. v. M. gctroffene
Anordnung wegen Einstellung des öffentlichen Tanzens und Musikhaltens sowie aller
sonstigen rauschenden öffentlichen Vergnügungen unter Aufrechterhaltung der übrigen
Bestimmungen rücksichtlich der noch sorkdauernden Landestrauer vom 1. August d. J.
an dergestalt aufgehoben, daß öffentliche Vergnügungen der gedachten Art von diesem
Tage an wieder stattfinden können.

Rudolstadt, den 26. Juli 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.

 XL. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 28. Juni 1867, betreffend die zur Anlegung von

Depositalgeldern zulässigen Königlich Preußischen Renten= und Pfandbriefe.
Auf Grund des Gesetzes vom 24. Mai 1867, die Modificirung der S§. 39 und 42

der Depositalordnung betr., wird die Anlegung von Depositalgeldern in Renten und
Pfandbriefen der Königlich Preußischen Provinzen Brandenburg, Pommern, Sachsen
und Schlesien, desgleichen in Rentenbriefen der Provinzen Rheinland und Westphalen,
jedoch nur in Apoints von mindestens 100 Thalern, für zulässig erklärt.

Nudolstadt, den 28. Juni 1867.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Leo.

G. Wöchter.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Siebenzehates Stüch vom Jahre 1807.

M XLI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 29. Juli 1867, die Constitnirung der norddeutschen Vundes-Armee betr.

Auf Höchsten Besehl des Durchlauchtigsten Fürsten wird andurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht, daß, nachdem die Verfassung des norddeutschen Bundes mit dem
1. Juli d. J. ins Leben getreten, von diesem Termine an die norddeutsche Bundes-
Armee als solche für constituirt anzusehen und unter den Befehl Seiner Majestät des
Königs von Prcußen als Bundesfeldherrn getreten ist.

Officiere und Mannschaften der gesammten norddeutschen Bundescontingente,
welche zum Besuche der Königlich Preußischen Militair-Unterrichts- und Bildungs-
Anstalten resp. zu Königlichen Truppentheilen commandirt werden, treten zu den be-
treffenden Militair-Behörden in dasselbe Verhältuiß wie Preußische Officiere u. s. w.
und unterliegen in Hinsicht auf Subordination, Disciplin, Ablegung der Prüfungen
u. s. w. den in der preußischen Armer geltenden Gesetzen und dienstlichen Vorschriften.

Rudolstadt, den 29. Juli 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Hürsll. Schw. Nudelst. Gesetzsamml. XXXVIn. 20
Ausgegeben in Rudolstadt den 7. August 1867.
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 XIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 29. Juli 1867, den wegen des Postwesens mit Meupen abgeschlossenen

Vertrag betreffend.

Auf Höchsten Befehl des Durchlauchtigsten Fürsten wird der mit der Königlich
Preuhischen Staatsregierung wegen des Postwesens abgeschlossene Vertrag vom 16. Mai
1867, nachdem derselbe den getroffenen Verabredungen gemäß beiderseits ratifieirt
worden ist, als die von nun an in den Fürsllichen Landen geltende Norm für das Post.
wesen durch den nachstehenden Abdruck zur allgemeinen Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 29. Juli 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Vertrag
zwischen der Königlich Prenßischen und der Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädlischen

Stanto-Regierung wegen des Postwesens.

Auf Grund des Vertrages vom 28. Jannar 1867 zwischen der Königlich Preußi-
schen Staatsregierung und Sr. Durchlaucht dem Fürsten von Thurn und Taxis, zu-
folge dessen das gesammte Thurn und Taxissche Postwesen beseitigt und von Preußen
enworben worden ist, sind behufs Regelung der für das Poslwesen im Fürstenthume
Schwarzburg,Rudolstadt sich hieraus ergebenden Verhältnisse zwischen der Königlich
Preuhischen Staaksregierung, vertreten durch

den Geheimen-Postrath Heinrich Stephan,

und der Fürstlich Schwarzburgischen Silntenngierng treen durchden Geheimen-Finanzrath Theodo .kraft ihrer Vollmachten die nachfolgenden 1• zu Mat der Natifikation der
beiderseitigen hohen Staatsregierungen vereinbart worden.

Artike!l I.

Die gesammte Verwaltung des Postwesens und Ansübung des Postregals im
Fürstenthume Schwarzburg-Rudolstadt (Ober= und Unterherrschaft) nebst allen den
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Posten des Landes in ihrer Eigenschaft als Staaksposten zukommenden Rechten geht un-
beschadet der Hoheitsrechte Seiner Durchlaucht des Fürsten mit dem 1. Juli 1867
nach Mahgobe= derin den folgenden Artikeln festgeseten Bestimmungen für alle Zeiten
aus Preußenüber.

Def zwischen der Königlich Preußischen und der Fürstlich Schwarzburgischen Ne-
gierung bestehende Vertrag rücksichtlich des Postwesens in der Fürstlichen Unterherr-
schaft vom 27. Dezember 1815 wird hiermit aufgehoben.

Artikel 2
Die Verwaltung und der Betrieb des Postwesens im Fürstenthume werden von

der Königlichen Postverwaltung nach den im Königreich Preußen über das Postwesen
jeweilig geltendengesetzlichen Bestimmungen, reglementarischen Festsetzungen, administra-
tiven Anordnungen und von Preußen abgeschlossenen internationalen Verträgen, selbst.
ständig eingerichtet und geführt Die gedachten Normen werden, soweit dabei die
Verhältnisse des Publikums in Betracht kommen, behufs ihrer Publikation, beziehungs.
weise zur verfassungsmäßigen Erledigung der Fürstlichen Regierung mitgetheilt.

is dahin, daß diese Normen ganz oder theilweise eingeführt sein werden, be-

stehen - Shübenien Bestimmungen fort.ch den Preußischen Postwerwaltungsgrundsäten statlfindenden Verkehrs-Cuuschtrenhact, sollen dem Postwesen im Fürstenthume in demselben Umfange zuge-
wendet werden, wie solches innerhalb des Königreichs Preußen geschicht.

Sollte aus besonderen Gründen die Aufhebung einer bestehenden Postansalt! noth-
wendig werden, so wird darüber vorher mit der Fürstlichen Regierung ins Benehmen
getreten werden. In Bezug auf die Erichtung neuer Poststellen werden ctwaige
Wünsche der Fürstlichen Regierung, soweit es mit den allgemeinen Postvenvaltungs.
Frundsäßen vereinbar ist, berücksichtigt werden.

Der Verkehr zwischen den Postanstalten in dem Fürstenthume und alle übrigen
unter Preußischer Verwaltung stehenden Postanstalten wird als interner Preußischer
Postverkehr behandelt.

Die Königliche Postverwaltung bezieht alle Einnahmen und bestreitet alle Aus,
gaben, welche mit der Verwaltung des Postwesens im Fürstenthume verbunden sind,
sie übernimmt sowohl dem Publikum, als auch dem Fürstlichen Fiscus gegenüber die-
selben Vertretungsverbindlichfeiten, welche ihrin Beziehung auf die der Post anver-
tranten Sendungen 2c. innerhalb des Prcußischen Staats gesetlich resp. vertragemäßig
obliegen. 20“
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Artikel 3.

Die Postanstalten im Fürstenthume werden ausschließlich mit den Insignien und
Emblemen des Preußischen Postwesens versehen; sie führen die Benennung, das Wap-
pen und die Farben Königlich Preußischer Poststellen, insbesondere bei den Unter-
schriften, auf den Siegeln, Postschilden, Postwagen u. s; die Postbeamten, das
Unterpersonal und die Postillone tragen die Dienstkleidung der Königlich Preuhischen
Officianten, jedoch, soweit sie Fürstliche Unterthanen sind, mit der Fürstlich Schwanz-
burgischen Cocarde.

An den Gebäuden, in welchen sich Postanstallen befinden, wird das Königlich
Preußische Post-Wappen und das Fürstlich Schwarzburgische W gestalt angeheftet,
daß das letztere rechter Hand des Beschauerszustehenkemmt. Beider Wappen werden
von gleichen Dimensionen sein; das Fürstliche Wappen wird eine Beischrift nicht tragen.

Artikel 4.

Die Beamten 2. bei den Poslstellen im Fürstenthume werden durch die Königlich

Preußische Posterwaltung ernannt und bestellt und leisten der Königlich Preußischen
Regierung den Diensteid

Bei der Wahl dieser Beamten wird vorzugsweise auf Landes-Angehörige Rück.
sicht genommen werden, in so weit solches mit dem Interesse des Postdienstes vereinbar
erscheint.

Bei Besetzung der Vorsteherstellen der Postämter werden etwaige Wünsche der
Fürstlichen Regierung thunlichste Berücksichtigung finden und wird der Fürstlichen Re-
gierung von dem Eintritte von Vacanzen solcher Stellen Nachricht gegeben werden,
um ihre etwaigen Wünsche äußern zu können.

Den Landesangehörigen des Fürstenthums steht die dienstliche Laufbahn bei dem
gesammten Königlich Preußischen Postwesenin gleicher Weise offen, wie den Preußi-
schen Staatsangehörigen. Bei Anstellung im Preußischen Staatsdienste ist jedoch zu-
verige Entlassung aus dem Fürstlich Schwarzburgischen Unterthanen-Verbande er-
sorderlich

Im Uebrigen treten die Landesangehörigen, welche im Königlichen Postdienst be-
schäftigt oder innerhalb des Fürstenthumsim Königlichen Postdienste angestellt werden,
bierdurch nicht aus dem Fürstlich Schwarzburgischen Unterthanenverbande; eben so
wenig verlieren die bei den Poststellen im Fürstenthume angestellten Preußischen Unter-
thanen und deren Angehörige ihr Preußisches Staatsbürgerrecht, dieselben haben die
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hiermit verknüpften Rechte und Pflichten an ihrem Heimathsorte im Königreiche aus-
zuüben, resp. zu erfüllen, haben jedoch während ihrer Anstellung im Fürstenthume die
in diesem gesetzlich und ortsstatutenmähig bestehenden Staats- und Gemeinde-Abgaben
in derselben Weise wiedie Fürstlichen Staatsbeamten zu entrichten und sinddenPolizei-,
Civil und Criminalgesetzen, sowie den Gerichten am Orte ihrer Anstellung unterworfen.

Im Betreff der Diseiplinargerichtsbarkeit sind lediglich die Bestimmungen des
nachsfolgenden Artikels 5 maßgebend.

Den Bestimmungen der Verfassung des norddeutschen Bundes über ein gemein-
sames Indigenat soll durch die Festseszungen des gegenwärtigen Artikels nicht präjudikirt
werden.

Artikel 5.
Auf alle diese Beamten 2c. sind die für die Königlich Preußischen Postbeamten rc.

geltenden Gesetze und Vorschriften, namentlich auch hinsichtlich der Gestellung von
Cautionen, der Pensionirung und der Theilnahme an der Königlich Preußischen Witt-
wencasse anwendbar, ebenso die im Königlichen Postdienste bestehenden Vorschriften
über die Disciplin und die Ausübung der Disciplinar-Gerichtsbarkeit. Die hierbei
ausgesprochenen Strafen werden, soviel es zu deren Vollstreckung der Beihülfe der
Fürstlichen Behörden bedarf, von diesen auf Requisition des Königlichen Ober-Post-
Directors vollzogen.

Die Fürstliche Regierung wird die Verkündigung der die obigen Verhaltnisse be-
treffenden, ihr zu diesem Zwerie mitzutheilenden Gesete und Verordnungen thunlichst
vor Ablauf des Monats Juni cr. bewirken.

Artikel 6.
Die gegenwärtig bei den Poststellen in der Oberhenschaft des Fürstenthums von

Seiner Durchlaucht dem Fürsten von Thurn= und Taxis angestellten Beamten 2c. wer-
den in den Königlich Preußischen Posldienst mit ihren dermaligen Dienstbezügen und
 zerworbenen Ansprüchen, sowie rücksichtlich dieser Bezüge mit den für sie und die

Ihrigen bestehenden Pensions-Verhältnissen übernommen. .
In allen übrigen Beziehungen sind auch auf sie die im Arkikel 5 erwähnten Ge-

setze und die Vorschriften über die Königlich Preußischen Postbeamten 2c. anwendbar.
Artikel 7.

Die Königliche Postverwaltung im Fürstenthume nimmt und giebt Recht wegen
gerichtlich zu verfolgender Ansprüche vor den zuständigen Fürstlichen Gerichten und
wird dabei durch den betreffenden Königlichen Ober-Post-Director vertreten.
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Artikel 8.

In Absicht auf Wege= und Brückengelder, sowie sonstige Communikations=
abgaben, sei es an den Staat, an Gemeinden oder an Privatpersonen, entscheiden
rücksichtlich der Posten die jeweilig im Königreiche Preußen hicrüber geltenden Vor-
schriften, somit dermalen die Bestimmung, daß die ordentlichen Posten nebst deren
Beiwagen, sowie die auf Kosten des Staats beförderten Conriere und Estafetten.
ingleichen die von Postbeförderungen ledig zurückkommenden Postfuhrwerke und
Pferde, sowie endlich die Briesträger und Postboten von Entrichtung solcher Ab.
gaben befreit sind.

Artikel 9.

Werden innerhalb des Fürstenthums Eisenbahnen gebaut, sei es vom Staate
oder von Privaten, so werden den Eisenbahnverwaltungen diejenigen Leistungen an
die Poslanstalt auferlegt, welche im Königreiche Preußen zufolge des Eisenbahn-
gesetzes vom 3. November 1838 und später ertbeilter vder noch zu ertheilender Ge-
setze vorgeschrieben sind. Diese Leistungen siehen alsdann ohne Weiteres der Kö-
niglichen Postverwaltung unentgeldlich zu.

Artikel 10.

Die Portofreiheiten im Fürstenkhume, sowie die Vorschriften wider die dabei
vorkommenden Unterschleise sind die nämlichen, welche bei den Poststellen im König-
reiche Preußen jeweilig gelten und erstrecken sich auf den gesammten Verwaltungs=
Umsang der Königlich Preußischen Postanstalt. Hierbei finden für die Portofrei.
heit Ihrer Durchlauchten des Fürsten und der Frau Fürstin, sowie der Mitglieder
des Fürsllichen Hauses die Brstimmungen Amvendung, welche für die Portosreiheit
Ihrer Majestäten des Königs und der Königin, sowie der Mitglieder des Königlichen
Hauses jeweilig in Gültigkeit sind. Auf die Civil- und Militairbehörden, die
Kirchen, Schulen, milden Stistungen und sonstige öffentliche Anstalten zc. im Fürsten-
thume werden analog die für die Behörden 2c. im Königreiche Preußen bestehenden
Bestimmungen angewendet; jedoch sindet eine Besreiung vom Porto in Parteisachen
(insbesondere soweit dieselben in denjenigen Preußischen Landestheilen, in welchen.
das Geseh, betreffend den Ausatz und die Erhebung von Gerichtskosten vom 10. Mai
1851 und dessen Nachträgen zur Anwendung kommen, unter der Rubrik „portofreie

Junslizsache“ befordert werden) nicht slatt.
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Die hinsichtlich der Portofreiheits= Angelegenheiten ergangenen Erlasse der König-

lichen Postverwaltung werden der Behörden-Organisation im Fürstenthume und den
hinsichtlich der milden Stistungen, Corporationen, Vereine 2c. den im Fürstenthume
bestehenden Verhältnissen angepaßt redigirt, und ebenso wie die künftig in Porto-
sreiheitssachen ergehenden Erlasse dieser Verwaltung publicirt werden.

Artikel 11.

Die Fürstliche Regierung begiebt sich aller und jeder Ansprüche, welche sie
gegen Seine Durchlaucht den Fürsten von Thurn und TaJis oder dessen Mitbelehnte,
sowie gegen dessen oder deren Nachkommen, sei es aus der Abtretung der Fürstlichen
Postrechte im Fürstenthume an die Königliche Regierung, sei es aus der seitherigen
Verwaltung, dem Besitze und Genusse der gedachten Postrechte irgendwie erheben zu
können vermeinen sollte, dergestalt, daß alle und jede Verpflichtung des Fürstlichen
Hauses und seiner sämmtlichen Glieder und Nachkommen aus den rücksichtlich der
Posten bestandenen Verkrägen und Verhältnissen als vollständig erloschen anzusehen sind.
Andererseits übernimmt die Königlich Preußische Regierung die Verpflichtung, die
Fürstlich Schwarzburgische Regierung gegen alle und jede Ansprüche zu vertreten,
welche das Fürstliche Haus von Thurn und Taxis jetzt oder künftig gegen das Für-
stenthume in Bezug auf das dortige Postwesen aus dem jett beseitigten Postlehns-
Verhältnisse erheben sollte.

Artikel 12.
Eine weitere Entschädigung als die Bewilligung der im Artikel 10 erwähnten

Portofreithümer ist für Ueberlassung des Postwesens nicht zu leisten. Mit Lasten
oder Abgaben kann die Ausübung des Postregals nicht beschwert werden.

Artikel 13.

Es bleibt vorbehalten, die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages den
Verhältnissen entsprechend zu ändern, welche sich in Folge der durch die Verfassung
oder die Gesetze des norddeutschen Bundes zu treffenden Festsetzungen über die Ver-
wendung der Posteinnahmen ergeben werden.

Artikel 14.

Der vorliegende Vertrag wird von der Fürstlich Schwarzburgischen Staats.
Regierung als die von nun an geltende Norm für das Postwesen im Fürstenthume
zur allgemeinen Nachachtung publicirt.
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Alle bisherigen das Postwesen betreffenden Verträge zwischen Seiner Durch-
laucht dem Fürsten von Schwarzburg-Rudolstadt, resp. der Fürstlichen Staats-
tegierung einerseits und Seiner Durchlaucht dem Fürsten von Thurn und Tagis,
resp. der Fürsllich Thurn und Taxisschen Verwaltung andererseits werden als er-
loschen betrachtet.

Artikel 15.

Die Ratification dieses Vertrages erfolgt baldthunlichst, Preußischer Seits auf
Grund Allerhöchster Ermächtigung, durch das Königliche Ministerium der auswärkigen
Angelegenheiten und das Königliche Ministerium für Handel, Gewerbe und öffenkliche
Arbeiten, Fürsllich Schwarzburgischer Seits, auf Grund Höchster Ermächtigung,
durch das Fürstliche Staats-Ministerium.

Der Auskausch der Natiffkations-Urkunden wird auf dem Correspondenzwege
stattfinden. «

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten diesen Vertrag in
doppelten Exemplaren unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt.

So geschehen zu Rudolstadt den sechzehnten Mai 1867.

Heinrich Stephan. Theodor Schwartz.
(L. S.) (L. S.)
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M XLIII. Ministerial- Bekauntmachnngvom 29. Juli 1867,

die Königl. Preußische interne Portotare betreffind.

Nach dem erfolgten Uebergange des gesammten Fürstlich Thurn und Taxisschen
Postwesens auf den Preußischen Staat ist die Regulirung der Posttarise vorläufig
dahin erfolgt, daß für den Ausläusch von Postsendungen zwischen den bisherigen
Fürstlich Thurn und Taxisschen Post-Anstalten unter einander die zeitherigen Be-
stimmungen in Auwendung bleiben, und daß für den Austausch von Post, Sen-
dungen zwischen den gedachten Post-Anstalten und denen des bisherigen Preußischen
Postgebictes (Hannover undSchleswig Holstein eingerechnet) der preußische, nach-
stehend abgedruckte interne Tarif eingeführt ist. Der letztere kommt auch in Anwen-
dung bei den Briespost-Sendungen zwischen den Hohenzollernschen Landen und den

übrigen bisherigen Fürstlich Thurn und Taxisschen Postorten; Fahrrofendungen
nach und aus den HohenzollernschenLanden unterliegen der Vereins- Fahrpost--ITaxe
Der Tarif für Sendungen zwischen den preußischen Post-Anstalten in den Hause-
städten und den Post-Anstalten des bisherigen Fürstlich Thurn und Taxgisschen Post-
gebietes ist entsprechend den obigen Grundsäßen regulirt.

Aufgehoben sind die nachverzeichneten bei den bioherigen rr- Thurn und
Taxisschen Post-Anstalten zur Erhebung gekommenen Gebühren

1) Scheingebühr für Post-Einlieferungsscheine über 9 und Werth Sen-
dungen und recommandirte Briefe,

2) Gebühr für das Verschließen der Taschen der Gesach= und Contohaltenden
Correspondenten,

3) Uoste- reslanteGebühr für Fahrpostsendungen, und
4) Lagergeld für Passagier- Essecten.
Rudolstadt, den 29. Juli 1867.

Jürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzjamml. XXVIIl.
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Preußische interne Porto-Taxe.
(Auczug aus der den Pestanstalten gelieferlen Zusammenstrilung.)

I. Porto.
A. Brief-Porto.

S. 1
——-1 Brief-Porto beträgt nach Maßgabe der Entfernungin gerader

#) nach der G#
snn-t 1% 10 Meilen 1 Sar., resy. ; Kreuzer Südd.Mir,

über 10 bis 20 Meilen 2 „ „ „ »

über 20 Meilen 3
Das Entfernungsmaß für den Preyischen Posl. Tons Imd Deutsche Meilen,

15 auf einen Grad des Aequators.
8.2

b) nag dan Ge. Nach Maßgabe desGGewichtswirddasBrief-Porto erhoben:
n unter 1 Loth einfach,

von 1 Loth und darüber zweifach.

8. 3.
r--zue Werden zwei oder mehrere Briefe 2c. unter Couvert an Post-Aun-
Gouvertint sinr. stalten zur Distribution oder Weiterbeförderung geschickt, so sind solche
Briefe 2c., und zwar ohne Rücksicht darauf, ob die ganze Sendung frankirt gewesen
ist oder nicht, einzeln mit dem vollen Porto zu belegen, so weit sie nicht bereits mit
Marken oder Couverts frankirt sind. Das für die Sendung an die Post-Anstalt
etwa entrichtete Franco ist nur dann auf den Inhalt in Anrechnung zu bringen,
wenn das Couvert nicht mehr als einen Einschluß enthält.

8. 4.

Diutsachen Das Porto für Drucksachen unter Band (Streif- oder Kreuzband-
esiene Karten. Sendungen), welche den Bestimmungen des Reglements entsprechen,
beträgt ohne Unterschied der Entfernung für je 21 Loth, oder einen Bruchtheil da-
von: 4 Pfennige, resp. 1 Kreuzer Südd. Währung, mithin:
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is -7 -. einschließlich—Sgr. 1 Pf. resp. 1 Kreuzer Südd. Währung,über 2) „ 68 2
1 7.

1 „ 4
7. 2 1 « 8

21 „ 15 „ 2

Die Sendungen unter Band müssaei mit¶Freimatkenfranlirt sein.
Für Drucksachen unter Band, welche den Bestimmungen des Reglements nicht

entsprechen, ist das *½“ Porto, jedoch unter Anrechnung der elwa verwendeten
Freimarken, zu entr

Für Gangitangich -ranbire Drucksachen unter Band wird vom Adressaten der
sehlende Betrag nach der Taxe für dergleichen Sendungen eingezogen, jedoch unter
Abrundung der bei dem nachträglich zu erhebenden Betrage sich elwa ergebenden

Pfennige u Viertel- Silbergroschen, resp. Bruchkreuzer auf volle Kreuzer (siehe
88. 42 und 43).

Für gedrickte Anzeigen aller Art, z. B. Geschäfts-Avise, Preis-Courante K.,
welche mittelst ofsener Karten cxpedirt werden, beträgt das Porto 4 Pfennige
resp. 1 Kreuzer pro Stück. Dasselbe ist durch Verwendung der entsprechenden Frei-
marke zu entrichten.

Offene Karten, welche zur Beförderung gegen moderirtes Porto nicht ge-
eignet sind, werden dem Absender, wenn er am Orte, resp. im Umkreise der Post-
Anstalt zu ermitteln ist, zurückgegeben, sonst aber gleich unbestellbaren Gegenständen
behandelt.

8. 5.
— Für Waareuproben und Muster, welche entweder für sich allein

senkungen. oder mit gedruckten Sachen zusammen verpackt, versandt und mit der
ermäßigten Tarxc belegt werden, beträgt das Porto ohne Unterschied der Entfernung
für je 21 Loth, oder einen Bruchtheil davon: 4 Pfennige resp. 1 Krenzer, mithin:

bis * Loth einschließlich— Sgr. 4 Pf. resp. 1 Kreuzer,
über 21 8 2

5 1
1
1
2
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Die Sendungen müssen in der Regel mit Freimarken frankirt sein.
Für Sendungen, welche den reglementemäßigen Bestimmungen nicht entsprechen,

ist das Brief-Porto, jedoch unter Anrechnung der etwa verwendeten Freimarken,
zu entrichten.

Für unzulänglich frankirte Sendungen wird vom Adressaten der fehlende Ve-
trag nach der ermäßigten Taxe eingezogen, jedoch unter Abrundung der bei dem
nachträglich zu erhebenden Betrage sich etwa ergebenden Pfennigeauf Viertel, Sulber-
hroschen, resp. Bruchkreuzer auf volle Kreuzer (siehe S§. 42 und 43).

8. 6.

esßzFür recommandirte Sendungen wird, außer dem betreffendenPorto,eine
Necommandations-Gebühr von 2 Sgr. resp. 6 Kreuzer, ohne Rücksicht ausdieEnt-
fernung und das Gewicht, erhoben.

Die Necommandations-Gebühr ist für portofreie retommandirte Sendungen, für
welche das Porto, wenn dasselbe in Ansatz käme, aus der Staatskasse zu zahlen sein
würde, nicht zu erheben; für die sonstige portofreie Correspondenz muß, im Falle der
Necommandation, die Necommandations-Gebühr entrichtet werden.

B. Porto für Packet-Sendungen und für Sendungen mit Werths-Deelaration.
8. 7.

r DOQOas Porto für Packet-Sendungen beträgt 11 Psennige oder ## Kreuzerdu
für jedes Pfund aufje fünf Meilen der directen Entferung, wobei überschießende
Pfundtheile gleich einem Pfunde und Entfernungen unter fünf Meilen für volle fünf
Meilen gerechnet werden.

Als geringster Satfür eine jede derartige Sendung ist das doppelte Brief. Porto
(S§. 1 und 2) zu erheben.

8. 8.
Vegleiibiieic. Fur die den Packet·SendungenbeigegebenenBegleitbriefeunter 1 Loth

ist ein besonderes Porto nicht zu zahlen. Für dergleichen Begleitbriefe im Gewicht von
1 Loth und darüber wird das doppelte Brief-Porlo (S§. 1 und 2) erhoben.

8. 9.
Seuen it Für Sendungen mit Werths-Declarationen wird erhoben:Deela·sSsenn 1) das Porto nach der Entfernung und dem (Gewichte:
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l) für Briefe nach dem Brief-Porto- Sabe (§§. 1 und 2),
5) für Packete nach demPacket-Porko. Satze (§. 7),

2) das Werth. Porto nach dem angegebenen Werthe (§. 10).
8. 10.

Werlh · Noilo. Das Werth- Porto beträgt für den angegebenen Werth

unte * 4 „Idtt. *8 *5 W — * r.h

auf Eutserningen.zntern,bis10Meilen hen (idn#r legl. Gl#r) gr. (3| Kr.),
uer 10 bis5 „ „ G31 Kr.)? „ (7Kr.) 2 „ (7 Kr.),„ 50 Meilen 1. „ (7 Kr.) 4 „ (14 Kr.) 4 „ (14 Kr.).

Für Gelosendungen, sowie für Sendungen von Papieren im Werthe von mehr
als 1000 Thlr. (1750 Fl.) tritt für den 1000 Thlr.(1750 Fl.) übersteigenden
Theil der declarirten Summe eine Ermäßigung des Werth-Portos auf die Hälfte
der vorstehenden Sätßze ein.

« «

§.1l.
Ulsssslumslsm Wenn mehrere Sendungen zu einem Begleitbriese (Adresse) ge-

aumust. hören, so wird für jedes einzelne Stück die Taxe selbsiständig berechnet,
« und zwar sowohl in Beziehung auf das Packet-Porto (§. 7), als auf das Werth-
Porto (F. 10).

Sendungen nach zrd bon den arerhalb des Preußischen Postgebietsbelegenen Orten

8. 15.
Das Porto für Sendungen nach und von den außerhalb des Preußischen Post-

gebiets belegenen Orten richtet sich nach den mit den betreffenden fremden Postverwal-
tungen abgeschlossenen Verträgen.

D. Porto für

I. Porto für ian und für Rücksendung.
16.

Nachse#ung. Für nachzusendende H wird das Porto und beziehungs-
weise auch das Werth-Porto von Bestimmungsort zu Bestimmungsort zugeschlagen,
jedoch mit der Beschränkung.

daß das Porto höchstens nur betragen darf:
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a) für gewöhnliche Briefe, recommandirte Briese, Briefe mit Insinua-

tions= dn und Briefe ohne Werths-Declaration mit Post-vorschuß (§.1
3 Sgr., resp. 9 Krenzer,

von 1 Lotb und darüber 6 Sgr., resp. 18 Kreuzer,
h) für Begleitbriefe von 1 Loth und darüber 6 Sgr., resp. 18 Krenzer,

und daß für Drucksachen unter Band, für offene Karten, sowie für Waarenproben-
und Mustersendungen ein neuer Ansaß nicht stattfindet.

Die Erhebung von Porto für die Nachsendung findet auch auf die portopflich-
tigen Sendungen Anwendung, die an Civik oder Militair. Personen gerichtet sind,
welche sich auf Dienstreisen befinden.

Recommandations-Gebühr (§.6), Gebühr für Post= Anweisungen (§. 18),
Procura.Gebühr für Postvorschüsse (S. 19) und Rückschein-Gebühr (§. 20) wer-
den bei der Nachsendung nicht noch einmal angesetzt.

Nachsendungen vom ersten Bestimmungsorte unmittelbar nach dem Abgangs-
orte werden wie Rücksendungen (F. 17) behandelt.

S. 17.

Achsemdung. Für unbestellbare gewöhnliche Briefe bis zum Gewichte von 1 Piund,
Drucksachen unter Band, ofsene Karten, Waarenproben= und Mustersendungen,
recommandirte Sendungen. Briefe mit Insinnations-Documenten und Briefe ohne
Werths-Declaration mit Postvorschuß (§. 19) ist von dem Absender nur das Porto
für die Beförderung bis zum Bestimmungsorte, für die Rücksendung aber kein Porto
„u bezahlen.

Für allc übrigen unbestellbaren Sendungen ist das Porto, beziehungsweise
auch das Werth-Porto für die Hin= und für die Rücksendung zu entrichten. Für Be-
gleitbriese (zu Packeten), auch wenn dieselben das Gewicht von 1 Loth erreichen
oder übersteigen, wird jedoch Retour-Porto nicht erhoben.

Recommandations-Gebühr (§. 6), Gebühr für Post-Anweisungen (§. 18)
Procura-Gebühr für Postvorschüsse (ö. 19) und Nückschein= Gebühr (§. 20) wer-
den bei der Rücksendung nicht noch einmal angesetzt.
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II. Porto und Gebühren für Post-Anweisungen, Postvorschüse,
nüchscheine und Lanuszettel.

S. 18.
#ot- Anweisungen. Die Gebühr für Zahlungen mittelst Post- Anweisungen beträgt:

bei einer Sahlung unter und bis zu 25 Thlr.
(432 Fl.) einsch. 2 Sgr., resp. 6Kr.,

bei einer Zahlung über25Thur. (433/. Fl.)
bis zu 50 Thlr. (871 Fl.) einsch. 4 Sgr., rsp. 12 Kr.,

ohne Unterschied der Entfernung.
Die Gebühr ist vom Absender zu entrichten, möglichst durch Verwendung von

Poslfreimarken.
Werden in dem Coupon, außer den nach Maßgabe des Vordrucks zulässigen

Alssn sonstige Mittheilungen auf der Vorder- oder Rdsie gemacht, so ist

Vostvorichüfft. Für Postvorschüsse wird ennen.
a) das Porlo für den Brief rc.,

b) anProcura-Gebühr für jeden Thaler oderfür jeden Weil eines Thalers
1 Sgr. (13 Kr.), im Miumm aber 1 Sgr. (37 Kr.).

8. 20.
Nchichtne. Für Rückscheine (Retour-Recepisse) über recommandirte Sendungen

wird eine besondere Gebühr nicht erhoben.
Für Rückscheine (Retour- Recepisse) über Fahrpost= Sendungen ist eine Gebühr

von 2 Sgr. resp. 6 Kr. bei der Aufgabe zu entrichten.
Gehören mehrere Packete zu einem Begleitbriefe, so wird die Gebühr nur ein-

mal erhoben. Die Nückschein= Gebühr ist auch bei portofreien Sendungen zu
entrichten.

2— gen
21.

kruuen * Wenn wegenrichtiger Vesörderung von Postsendungen Zweifel ent-
slehen, so kann der Absender offene Requisitionen (Laufzettel) mit genauer Bezeich-
nung des Namens, Standes und Wohnorts des Adressaten erlassen, worin von den
Post-Anstalten über den Verbleib Auskunft gegeben werden muß. Für einen solchen
Laußzettel zahlt derjenige, auf dessen Verlangen die Absendung erfolgt, das einfache
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Brief-Porto (8. 1), welches ihm, Falls irgend eine Unregelmäßigkeit bei den Preu-
bischen Post·Anstalten vorgekommen ist, erstattet wird.

Für Laufzeltel wegen gewöhnlicher Briefe ist kas Porko jedoch nur in den-
jenigen Fällen zu erheben, in welchen die richtig ersolgte Aushändigung an den
Adressaten sestgestellt wird.

Für Laufzektel, welche porkofreie Gegenstände betreffen, findet eine Erhebung
von Porto nicht statt. ·

Ill.GehälerfürdritBrittcttgg-vcrl1thr.
. 8. 23.

Jrutungs-Frovien. An Provision für den Zeitungs-Verkehr der Preußischen Post-
Anstalten unter sich und mit den nicht zum Deutschen Postvereine
gehörigen fremden Post-Anstalten werden 25 Procent des Einkaufspreises
erhoben, vorausgesetzt, daß diese 25 Procent des Einkaufspreises nicht mehr be-
tragen als:

n) für Zeitungen, welche innerhalb des Preußischen Postbezirks
erscheinen:

4 Pfl für den ganzen Druckbogen,
27 „ „ „ halben „ oder der bei genauer Re.
I!# „ „ „viettel » duction sich ergebende

1! „ „ „Fanzen Bogen Beilage, Betrag in Kreuzern;
1 „ halben „ »

l-)fuk zwangen welche in den nicht zum Deutschen Postvereine
gehörigen fremden Postbezirken erscheinen:

5 Pffl. für den ganzen Druckbogen, j dder der bei genauer Ne-
4 „ „ „ halben „ * dorciion sich ergebende
21 „ „ „viertel „ Betrag in Kreuzern,

ohne daß die Beilagen eine Ermäßigung geuießen.
24.

uciennnee MWenn ein Abonneutdn het eine inländische oder ausländische
Zeitung bei einer Preußischen Post-Anstalt bezieht, im Laufe des Abonnements die
Ucberweisung der Zeitung auf eine andere Preußische Post-Anstalt ver-
langt, so ersolgt dieselbe gegen eine Ueberweisungs-Gebühr von5Sgr.(18Kr.),

* bun: asimaugsl
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oder, wenn die Provision für die Abonnementszeit weniger als 5 Sgr. (18 Kr.)
beträgt, gegen eine dem Betrage dieser Provision gleichkommende Uebeweisungs-
Gebühr, deren Abrundung, Behufs der Verrechnung durch Verwendung von Frei-
marken, nach Maßgabe der Vorschriften im §. 42 zu bewirken ist.

Die Ueberweisung des Post-Amtsblattes an Postbeamtebei dienstlicher Veränderung
des Beschäftigungsortes derselben erfolgt unentgeldlich; in anderen Fällen wird für die
Ueberweisung des Post-Amtsblattes eine Gebühr von 3 Sgr. (11 Kr.) erhoben.

Die Nachsendung der Gesey= Sammlung und der Regierungs-Amtsblätter erfolgt
für zwangspflichtige Abonnenten ahne Ansatz einer Gebühr; freiwillige Abonnenten
haben für die Gesetz-Sammlung 5 Sgr. (18 Kr.) und für die Regierungs-Amtaöblätter
21 Sgr. (9 Kr.) als Ueberweisungs-Gebühr zu entrichten.

Die Ueberweisungs= Gebühr kommt eben so oft in Ansatz, als der Abonnent im
Laufe des Abonnements-Termins die Distributions-Post= Anstalt gewechselt zu sehen
wünscht. In so fern jedoch die Zeitung wieder nach dem Orte überwiesen wird, wo#
das Abonnement ursprünglich stattgesunden hat, ist für die desfallsige Ueberweisung eine
nochmalige Gebühr nicht zu erheben.

Für die Mitglieder des Allerhöchsten Königlichen Hauses, ferner für active Mili-
tairs und Militair-Beamte, welche in Folge einer Versetzung ihren Wohnort gewechselt
haben, und für die im Felde stehenden Truppen, so wie für solche Abonnenten, deren
Wohnort im Laufe des Abonnements.Termins dem Beslellbezirke einer andern Post-
Anstalt zugetheilt wird, erfolgt die Ueberweisung und Nachsendung der Zeitungen unent-
geldlich.

IV. Gebühr für erpresse Vestellung, Insinuations-Gebühr.
8. 26.

i. Für die expresse Bestellung sind zu entrichten:
a) wenn die Bsstellung im Orts-Vestellbezirke einer Post-Anstaft erfolgt, für

einen Brief: 27 Sgr. resp. 9 Kreuzer, für einen Brief nebst Packet bis zumGewichte von 5-Pftünd: 5 Sgr. resp. 18 Kreuzer
wenn die Bestellung auherhalb des Orts,estellezirks erfolgt, für einen Brief
für jede Meile: 5 Sgr. resp. 18 Krenzer, für jede halbe Meile: 21 Sgr.
resp. 9 Krenzer und für jede viertel Meile: 11 Sgr. resp. 5 Kreuzer, im
Ganzen jedoch nicht unter 27 Sgr. resp. 9 Kreuzer für jede ssellung: für

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXVIII.
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einen Brief nebst Packet bis zum Gewichte von 5 Pfund einschließlich das
Doppelte der vorstehenden Siätßze.

Für Allerhöchste Handschreiben, deren Bestellung stets durch Expressen
erfolgen muß, und für Allerhöchste Kabinets-Ordres, Falls deren expresse
Bestellung verlangt ist, wird Bestellgeld nicht erhoben.

S. 29.
mlite" Für die Behändigung außergerichtlicher Verfügungen und Schreiben

oder zwar gerichtlicher, aber nicht als „porkofreie Justizsache“ bezeichneter Verfügungen
und Ausfertigungen mit Insinuations-Documenten wird für jede einzelne Zustellung
eine Insinuations-Gebühr von 3 Sgr. resp. 9 Kreuzer erhoben.

VII. Porto und Hestellgeld für Griese, enthaltend telegraphisch
beförderte Vepeschen.

8. 33.
Für telegraphische Depeschen, welche dem Adressaten von der letzten Telegraphen=

Station (Staats oder Eisenbahn-Telegraphen- Station) durch Vermittlung der Post
zugeführt werden, ist das Porto, wenn die Depeschen recommandirt sind, vom Absender,
im andern Falle vom Adressaten zu entrichten.

1) Für recommandirte Depeschen werden vom Absender erhoben und an die Post-
Anstalt vergütet:

4 Sgr. (14 Kr.) für jede am Orte poste reslane zu deponirende oder per

- Preußens resp. des deutschen Postvereins zu versendende
8 8 ar) für jede über diese Grenzebhinaus in Europa zubefördernde

Depesche;20 2 (1 Fl. 10 Kr.) fürjede über Europahinaus zuversendende Depesche.
2) Für nicht recommandirte Depeschen wird das gewöhnliche Porto vom Orte der

letzten Telegraphen= Station bis zu der End-Post-Anstalt erhoben.
An Besttellgebühr ist für jede im Preußischen Postbezirk verbleibende nicht mit

bosle reslamte bezeichnete telegraphische Depesche Seitens der End-Post-Anstalt das
reglementsmäßige Exprehß-Bestellgeld zu erheben.

Briese mit telegraphischbeförderten Staatsdienst-Depeschen genießen Portofreiheit.
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L. Bahlung und Berechnung des Postgeldes.
8. 42.

Sleiartnmad Freimarken und Franco- Couverts können zum Frankiren in demselben
Umsange wie baares Geld benuht werden. Hat eine derartige Frankatur ungengend
stattgefunden, so wird der fehlende Franco-Betrag bei der Einlieserung, Behufs Er-
gänzung Seitens des annehmenden Postbeamten, durch Aufkleben entsprechender

Marken, z. B. für lbenschehend Beträgevon 1 Pf. bis 3 Pf. einer Marke zu 3 Pf.,
"Q „ „ „ „ 4,

uid õ
IE

*“ * 1! „

zweier Marken
dreier „.

iner „ snnN—.— und
„

 und1 sirtter Marken .
nach dem wirklichen Werthe der. ;6 wenerienben Marken, asso ohne Abrundung auf
Viertel. Silbergroschen, nacherhoben, dagegen, wenn die Sendung in den Briefkasten
gelegt ist, dem Adressaten als Porto, unter Abrundung auf Viertel-Silbergroschen
(§. 43), angesezt.

In Ansehung der in der Süddeutschen Gulden-Währung rechnenden Post-An-
stalten tritt die Modification ein, daß sie die überall auf volle Kreuzer-Beträge anzu-
sebenden Franco-Beträge bei ungenügender Marken-Frankatur in vollen Kreuzer-

Beträgen nachzuerheben und dafür Marken in den gleichen Beträgen aufzukleben haben.
Sendungen, welche bei einer Preußischen Post= Anstalt mit Marken oder Cou-

verts einer fremden Postverwaltung frankirt aufgeliefert werden, sind als unfrankirt
zu behandeln, und die Marken oder Couverts als ungültig zu bezeichnen. Bei

Bariespost-- Sendungen nach anderen Bezirken des Deutschen Postvereins wird jedoch
der Werth der Marken 2c., wenn dieselben der Verwaltung des Bestimmungslandes
angehören, durch die Post-Anstalt des Bestimmungsortes dem Adressaten gutgerech-

net. Ebenso wird bei Sendungen aus anderen Bezirken des Deutschen Postvereins
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nach dem Preußischen Postbezirke der Werth der etwa verwendeten Preußischen Mar-
ken oder Couverts zu Gunsten des Adressaten vom Porto abgezogen.

nua Wenn bei Berechnung eines ganzen Porto-Betrages für einen
½ K. 2 . Brief oder andern Gegenstand Pfennige sich ergeben, so werden

für 1 oder 2 f.. 2 Sgr.,
„ 5 .

7 8 14

10 „ 11„

erhoben und berechnet.
Die Abrundung kommt jedoch hinsichtlich der Frankirung der Drucksachen unter

Band, sowie der offenen Karten (§. 4), und der Waarenproben= und Muster-
sendungen (§. 5), sowie im Betreff der bei der Einlieferung von Sendungen nach-
zuerhebenden, und Seitens der Postbeamten durch Freimarken zu ergänzenden Franco-
Beträge (5§. 42) nicht in Anwendung.

Bei den in der Süddeutschen Gulden-Währung rechnenden Post-Anstalten ist
der auf den Bruchtbeil eines Kreuzers ausgehende Tax-Betrag stets auf einen vollen
Kreuzer abzurunden und zu erheben.



1867.

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Ichtzehutes Stück vom Jahre 1867.

 XLIV. Ministerial-Bekanntmachung,
die Aufhebung der allgemeinen Landestrauer betreffend, vom 15. August 1867.

Auf höchsten Besehl des Durchlauchtigsten Fürsien wird die durch die Ministerial-
Bekanntmachung vom 28. Juni d. J. angeordnete allgemeine Landestrauer von und
mit dem 18. August d. J. aufgehoben und kommen von diesem Tage an die sämmtlichen
Bestimmungen der gedachten Verordnung in Wegfall.

Nudolstadt, den 15. August 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Vertrak.

FSürstl. Schw. Rudolsi. Gesetzsamml. XXXVI. 23
Ausgegeben in Rudolstadt den 17. August 1867.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Neunzehntes Stüch vom Jahre 1867.

 XLV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 17. August 1867, die Wahl des Abgeordneten für den Reichstag des

norddeutschen Bundes betreffend.
Zur Wahl des Abgeordneten des hiesigen Fürstenthums für den Reichstag des

norddeutschen Bundes wird hiemit
der 31. August d. J.

bestimmt.
Rudolstadt, den 17. August 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Schwart i. V.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesesamml. XXVIII. 24
Ausgegeben in Rudolstadt den 21. August 1867.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

"Dwanzigstes Stück vom Jahre 1867.

 XLVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 5. Sept. 1867, die Einberufung des Reichstags betreffend.

Auf Grund anher gelangter Mittheilung des Bundes-Kanzlars wird andurch

zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der ** des norddeutschen Bundesauf den1
nach Berlin einberufen worden ist.

Rudolstadt, den 5. September 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
Schwarp i. V.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXVll. 25
Ausgegeben in Rudolstadt den 7. Sept. 1867.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Einundzwarzigstes Slüch vom Jahre 1867.

 LAXLVII. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 31. August 1867, die Ertheilung der Rechte
einer suristischen Person an die Vieh-Versicherungs-Gesellschaft zu Meura betr.

Der Vieh-Versicherungs-Gesellschaft zu Meura sind auf Grund der von derselben
vorgelegten Statuten vom 3. April d. J. durch höchste Resolution vom 30. d. M. die
Rechte einer juristischen Person verliehen worden.

Rudolstadt, den 31. August 1867.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
Leo.

(V. Wächten.

XXIVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 20. September 1867, die Militair-Convention mit Preußen betreffend.

Nachdem die hiesige Fürstliche Staatsregierung mittels Ministerial- Erklärung vom
8. März 1867 der zu Berlin am 4. Februar d. J. zwischen den Bevollmächligten
Seiner Majestät des Königs von Preußen und Seiner Königlichen Hoheit des Groß.
berzogs von Sachsen-Weimar= Eisenoch abgeschlossenen Uebereinkunft, betreffend die
Neorganisation der nach der Kriegsverfassung des vormaligen deutschen Bundes zur
Nesewe. Insanterie-Division gehörig gewesenen Contingente, sowie der weiteren zur

Fürfll. Scher. Rudolst. Gejebssamml. XXVIII. 26
Ausgegeben in Rudolstadt den 28. Sept. 18#7.
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Ausführung dieser Uebereinkunft in dem Protocolle vom 22. Februar d. J. getrofsenen
Verabredung beigetreten ist, und, nachdem zur Ausführung dieser Convention eine
fernere Uebereinkunft über die Reorganisation der Contingente von Sachsen= Weimar-
Eisenach, Sachsen Meiningen, Sachsen-Coburg= Gotha, Sachsen Altenburg,
Schwarzburg-Rudolstadt, Rcuß älterer und Reuß jüngerer Linie unter dem 26. Juni
abgeschlossen und am 5. Juli ratifieirt worden ist, so wird auf Höchsten Befehl Sere-
nissimi die Convention vom 4. Februar 1867 nebst dem Protocolle vom 22. des-
selben Monats und Jahres und die Convenkion vom 26. Juni 1867 nachstehend zur
Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 20. September 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerlum.
v. Ketelhodt.

Seine Majestät der König von Prcußen, und Seine Königliche Hoheit, der
Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach, gleichmäßig beseelt von dem Wunsche, den
Staaten, welche nach der Kriegs-Verfassung des vormaligen deutschen Bundes die
Reserve=Infanterie-Division zu stellen und keine Special-Wassen zu unterhalten
hatten, den Uebergang in das Kriegswesen des Norddeutschen Bundes erleichtert zu
sehen, haben Behufs Feststellung entsprechender Modalitäten zu Ihren Bevollmäch-
tigten ernannt:

Seine Majestät der König von Preußen:
Ihren Wirklichen Geheimen-Rath, Gesandten und Kammerberrn Carl
Friedrich von Savigny,

Seine Königliche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach:
Ihren Wirklichen Geheimen=RathundStaats-MinisterDr. juris
Christian Bernhard von Watzdorf,

welche, nachdem sie ihre Vollmachten einander mitgetheilt und gut und richtig befun.
den, folgende

Konvention
abgeschlossen haben.

Artikel 1.
Die Neorganisation der Bundes-Kontingente, wie sie im Abschnitt XI des am

15. Dezember v. J. von der Krone Prcußen den Vevollmächtigten der verbündeten
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Regierungen vorgelegten Entwurss zur Verfassung des Norddeutschen Bundes bestimmt
ist, wird von der Krone Preußen (dem Bundesfeldherrn) bei denjenigen Staaten,
deren Kontingente nach der Kriegsversassung des vormaligen Deutschen Bundes die
Reserve-Infanterie-Division gebildet haben, in der Weise vollzogen, daß diese Staa-
ten unter Anerkennung der in der Verfassung für den Norddeutschen Bund festzusetzen-
den Quote von 225 Thalern im ersten Jahre der Rcorganisation (1867) nur Ein-
hundert Zwei und Sechszig Thaler und, unter suctessiver Steigerung ihrer jährlichen

Beiträge um je Neun Thaler pro Kopf, erst von dem Jahre 1874 an die volle
Summe einzuzahlen haben.

Die Bildung der Spezial= Waffen wird stattbaben, sobald die im Vorslehenden
bezeichnete Steigerung der Beiträge es gestattet.

Artikel 2.
Die in der Quote von 225 Thalern nicht begriffenen Kosten der ersten Einrichtung

werden von dieser Konvention nicht berührt.
Artikel 3.

Die hohen kontrahirenden Theile werden die übrigen zur Reserve-Infanterie.
Division gehörig gewesenen Bundesstaaten einladen, dieser Konvention beizutreten,
wollen aber in Betreff der militärischen Leistungen des Großherzogthums Sachsen-
Weimar-Eisenach an dieselben gebunden sein, auch wenn dieser Beitritt nicht oder
nicht von allen eingeladenen Regierungen erfolgen sollte.

Artikel 4.
Die Ratifikationen dieser Konvention sollen innerhalb achtzehn Tagen von heute

ab oder, wenn möglich, früher in Berlin ausgewechselt werden.
Zu Urkund dessen haben die Eingangsgenannten Bevollmächtigten die gegen-

wärlige Konvention in Zwei Exemplaren unterzeichnet und mit dem Insiegel ihrer
Wappen versehen.

So geschehen zu Berlin, den 4. Februar Eintansend Achthundert Sieben und
Sechözig.

(L. S.) Savigny. (L. S.) von Watdorf.

Konvention
wischen Preußen und Sachsen-Weimar,
betreffend die Reorganisation des Weima-

rischen Kontingents.



112 1867.

Proto koll.
Um der Krone Preußen (dem Bundesfeldherrn) in Ausführung der zwischen

Sachsen-Weimar-Eisenach und Preußen unterm 4. Februar 1867 zu Berlin abge-
schlossenen Konvention die Rcorganisation derjenigen Kontingente, welche seither die
Bundes-Resewe-Infanterie-Division gebildet haben, zu ermsglichen, insbesondere
ble Formation der Cadres zu gestatten und die in Art. 60 des Bundes-Verfassungs-
Entwurss vorgeschriebene Einheit in der Qualifikation der Offiziere herstellen zu kön-
nen, sind die unterzeichneten Bevollmächtigten, nämlich:

von Seiten Seiner Königlichen Hoheit, des Großherzogs von Sachsen-
Weimar-Eisenach: «

der Wirkliche Geheime-Rath und Staats-Minister Dr. juris von
Waßdorf, und

von SeitenSeinerMajestät, des Königs von Preußen:

d e Geheime-Rath, Gesandte und Kammerherr von Sa-
über wchsaigeme - Bestimmungen übereingekommen:

1) Preußen übermmimmt bei der Reorganisation derjenigen Kontingente, welche
seither die Bundes-Resewe. Infanterie-Division gebildet haben, auch die Organi-
sation der Landwehr und die Aushebungsgeschäfte.

2) Bis zum Jahre 1874 werden alle Offiziere der vorgedachten Kontingente
als zur Preußischen Armee gehörig betrachtet.

Dem entsprechend werden alle Anstellungen, Beförderungen und Versetzungen
sowohl innerhalb der Kontingente als auch aus denselben heraus in die ganze Bundes-
armee und umgekehrt, sowie alle Verabschiedungen von dem Bundesfeldherrn direkt
verfügt.

Vor dem Erlaß dieser Versügungen sollen dieselben zur Kenntniß des betreffen-
den Kontingents-Herrn gebracht und Höchstdessen Wünsche thunlichst berücksichtigt
werden.

3) Alle Offiziere leisten Seiner Majestät, dem Könige von Preußen, den
Fahneneid; diejenigen, welche in den Kontingenten der vormaligen Bundes-Reserve-
Infanterie-Division eintreten, werden mittelst Handgelöbnisses oder auszustellenden
Reverses verpflichtet:
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„Das Wohl und Beste des Kontingents-Herun zu fördern, Schaden und Nach-

theile aber von Höchstdemselben und seinem Lande abzuwenden.“
4) Zur Erleichterung der für nöthig erachteten Versetzungen sollen die Grund-

sarben, der Schnitt und die Gradabzeichen der preußischen Unisormen für die Be-
kleidung aller Truppen maßgebend sein; auch tragen die Offiziere Preußische Feld-
zeichen und Preußische Schärpen.

Den betreffenden Kontingents-Herrn bleibt es überlassen, die äußeren Abzeichen
nach ihrem Ermessen zu bestimmen

5) DemContingents Herm steht die Disciplinar-Strafgewall eines komman-
direnden Generals zu; im Uebrigen wird die Diseiplinar-Strafbefugniß von den-
jenigen Truppen= Kommandeuren 2c. ausgeübt, welchen das Fontingent in dienstlicher
Beziehung unterstellt ist.

Die Bestätigung und Milderung kriegsrechtlicher und ehrengerichtlicher Erkennt-
nisse erfolgt auf dem militärischen Instanzen .

Das Begnadigungsrecht übt Seine Majestät, der König von Preußen, aus;
elwaige Wünsche der Kontingents-Herren in dieser Beziehung werden möglichst Be-
rücksichtigung finden.

6) In den Etat der betrefsenden Kontingente wird eine Adjutantur der Kontin-
gents-Herren aufgenommen.

Gegenwärtiges Protokoll, welches, ohne besondere Ratifikation, als durch den
Austausch der Natifikationen zu dem Vertrage vom 4. Februar 1867, auf welchen
es Bezug hat, von den betheiligten Regierungen genehmigt und bestätigt angesehen
werden soll, ist zu Berlin am 22. Februar 1867 in doppelter Ausfertigung aufge-
nommen worden.

C. B. von Watzdorf. Savigng.
(I. S.) (L. S.)

In Ausführung der Bestimmungen des Abschnitts 11 der Verfassung des Nord-
deutschen Bundes, sowie der unter dem 4. resrektive zusätzlich dem 22. Februar d. J.
abgeschlossenen Konvention zwischen Preußen und denjenigen Staaten, welche nach
der Kriegsverfassung des vormaligen Demschen Bundes die Reserve-Infanterie-Di-
vision zu stellen hatten, haben Selne Königliche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-
Weimar-Eisenach, einerseits, Ihre Hoheiten, die Herzöge von Sachsen-Meiningen,
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Sachsen-Coburg-Gotha und Sachsen-Altenburg, sowie endlich Ihre Durchlauchten,
die Fürsten von Schwarzburg-Rudolstadt und von Reuß älterer und jüngerer Linie
und Seine Majestät, der König von Preußen, andererseits, Behufs Feststellung
näherer Modalitäten zu Ihren Bevollmächtigten ernannt:

Seine Königliche Hoheit, der Großherzog von Sachsen-Weimar-Eisenach
Allerhöchstseinen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister, Wirk-
lichen Geheimrath, Grafen und Herrn Carl Ludwig von Beust, sowie Aller-
höchstseinen Major und Adjutanten des Militair-Commandos Gustav Carl Bartho-
lomäi Kühne,

Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Meiningen, Höchstseinen Staatsrath
Otto Giseke,

Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen, Coburg-Gotha, Höchstseinen Minister-
Residenten Wirklichen Geheimrath, Grafen und Herrn Carl Ludwig von Beust,

Seine Hoheit, der Herzog von Sachsen-Altenburg, Höchstseinen Regiments-
Commandeur, den Obersten Rudolph von Wartenberg,

Seine Durchlaucht, der Fürst von Schwarzburg= Rudolstadt, Höchstseinen
Oberst-Lieutenant und Bataillons-Commandeur Wilhelm Kirchner,

Seine Durchlaucht, der Fürst von Neuß älterer Linie, Höchstseinen Major
und Contingents-Chef Benno von Döring,

Seine Durchlaucht, der Fürst von Reuß jüngerer Linie, Höchstseinen Haupt-
mann Ernst von Helldorff,

Seine Majestät, der König von Preußen, Allerhöchstseinen Oberst-Lieutenant
und Abtheilungs-Chef im Kriegs-Ministerium, Eberhard von Hartmann,

welche, nachdem sie ihre Vollmachten einander mitgetheilt und richtig befunden,
folgende

Konvention
abgeschlossen haben.

Aus den bisher zur ehemaligen Reserve- Infanterie-Division gehörigen Con-
tingenten der Eingangs genannten Staaten werden Drei Infanterie Regimenter zu
je Drei Bataillons gebildet, welche die gemeinschaftliche Bezeichnung:

„Thüringische-Infanterie-Regimenter“
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und eine entsprechende Regiments.NummerinnerhalbderOrdredebuluille des
Norddeutschen Bundesheeres erhalten.

Die Verwendung der bisherigen Contingente als Stämme zur Errichtung die-
ser Regimenter findet in der Art statt, daß das Contingent von Weimar das eine,
die Contingente von Meiningen und Coburg-Gotha das zweite, die von Altenburg,
Schwarzburg-Rudolstadt und Reuß älterer und jüngerer Linie das dritte Regiment
formiren. Die Regimenter werden jetzt completirt und später regelmäßig rekrutirt
durch Einstellung der zur Infanterie tauglichen Wehrpflichtigen der Staaten, deren
Conkingente zur Formation jedes einzelnen Regiments beigetragen haben und zwar
findet bei den beiden gemischten Negimentern die Nekrutirung pro raln der Bevölkerung
der contribuirenden Staaten mit der Maßgabe statt, daß die ausgehobene Mannschast,
soweit möglich dem innerhalb des bezüglichen Heimathlandes dislocirten Truppen-
theil zu überweisen ist. Die Umformung der bisherigen Contingente in die neuen
Regimenter wird Preußischer Seits geleitet.

Artikel 2.
Ueber die Dislocation vorgedachter Regimenter wird Seine Majestät, der König

von Preußen, als Bundesfeldherr, das Nähere bestimmen; jedoch wollen Allerhöchst-
dieselben unter der Voraussezung, daß innerhalb der Ländergebiete der mitcontra-
hirenden Staaten für eine garnisommäßige Unterbringung der Truppen entsprechend
Sorge getragen wird, dieselben dort belassen und von dem bundesverfassungsmähig
zustehenden Dislocations-Recht nur vorübergehend und insofern Gebrauch machen,
als militairische oder politische Rücksichten dies bedingen.

irtikel 3.
Bis zu der vorläufig noch ausgesetzten Ertichtung besonderer Thüringischer Ka-

vallerie-Regimenter, über deren Formation das Weitere vorbehalten bleibt, leisten
elwa im Bedarfsfalle für den Kavallerie, Dienst ausgehobene Wehrpflichtige der mit-
contrahirenden Staaten ihre Dienstpflicht in nächstgelegenen Königlich Preußischen
Truppentheilen ab. Dasselbe findet dauernd mit den für die Special-Waffen (Jäger,
Artillerie, Pionire, Train) ausgehobenen Wehrpflichtigen statt.

Sobald zur Eriichtung besonderer Thüringischer Kavallerie-Regimenter geschrilten
werden kann, werden dieselben, soweit es dem dienstlichen Interesse entsprechend und
Beschaffung von Garnison-Einrichtungen vorausgesetzt, innerhalb der Eingangs er-
wähnten Ländergebiete dislocirt und aus den dort auszuhebenden zur Kavallerie kaug-
lichen Wehrpflichtigen rekrutirt werden.
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Wehrpflichtige der mitcontrahirenden Staaten, denen die Berechtigung zum ein-
jährig freiwilligen Dienst zusteht, können dieser Dienstpflicht nach Wahl bei einem der
Thüringischen Truppentheile, oder in der Königlich Preußischen Armee genügen. Das-
selbe findet vice versn für Preuhische Unterthanen statt. Dieselbe Begünstigung gilt
auch hinsichtlich der dreijährig Freiwilligen.

Artlkel 5.
Die Eintheilung der betreffenden Ländergebiete in Landwehr-Bataillons-- und

Aushebungs-Bezirke, sowie die regelmäßige Handhabung des Aushebungsgeschäfts
selbst wird Preußischer Seits unter Mitwirkung der concurrirenden Großherzoglichen,
Herzoglichen und Fürstlichen Civil-Behörden zur Ausführung gebracht. Die durch
die Bundesverfassung eingeführten Bestimmungen hinsichtlich der Dauer der Dienst-
pflicht kommen zuerst zur Anwendung auf die nächstbevorstehende Aushebung und haben
keinerlei rückwirkende Kraft.

Artikel 6.
Die aus den Ländergebieten der mitcontrahirenden Staaten ausgehobenen Wehr-

plichtigen, mögen sie in die Artikel 1 gedachten Thüringischen Infanterie-Regimenter
oder in Königlich Preußische Truppenthtile eingestellt sein, leisten ihren betreffenden
Hohen Landesherren den Fahneneid unter Einschaltung der Gehorsamsverpflichtung
gegen Seine Majestät, den König von Preuhen, als Bundesfeldherrn.

Artikel 7.
A. Th##nDie Uniformirung und Ausrüstung g Drei g Jufanterie-

Regimenter ist die der Königsich Preußischen Linien-Insanterie. Die Regimenter
tragen am Helm die Landes-Kokarde und das Landeswappen resp. ein anderes Ab-
zeichen, über welches bei den gemischten Regimentern die betheiligten Regierungen mit
Rücksicht auf die nöthige Gleichartigkeit innerhalb der Regimenter sich zu verständigen
haben. «

Die Officiere allet Drei Regimenter tragen am Helm neben der Landes · Kokarde
die Königlich Preußische, eine silberne Schärpe und desgleichen Porlepee in den durch
Artikel 55 der Bundesverfassung festgestellten Bundesfarben.

Die in Königlich Preußischen Truppentheilen ihre Dienstzeit ableistenden Wehr-
pflichtigen der mitcontrahirenden Staaten tragen an den Kopfbedeckungen neben der
Preußischen die Landes-Kokarde.
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Artikel 8.

Die mitcontrahirenden Hohen Bundesfürsten stehen zu'sämmtlichen innerhalb
Ihrer respectiven Ländergebiete dauernd disloeirten resp. vorübergehend dorthin com-
mandirten Bundes-Truppentheilen im Verhältniß der commandirenden Generale und
üben neben den bezüglichen Ehrenrechten die entsprechende Disciplinar, Strafgewalt
aus. Im Uebrigen steht die Handhabung der Diseiplin und die Ausübung der
gerichtsherrlichen Befugnisse 2v. den Tiuppen-Befehlshabern zu und erfolgt die Be-
stätigung re. der betreffenden Erkenntnisse auf dem militärischen Instanzen-Wege.
Das Begnadigungsrecht übt Seine Majestät, der König von Preußen, als Bundes-
feldherr aus; etwaige Wünsche der Hohen Mitcontrahirenden Betreffs Ihrer Unter-
thauen in dieser Beziehung werden möglichste Berücksichtigung finden.

Artikel 9.
Die gegenwärtig in den Contingenten der mitcontrahirenden Staaten dienenden

activen felddienstfähigen Officiere, Portepee-Fähnriche und Militair-Beamten im
fficiers-Range, mit Ausschluß der bereits der Königlich Preußischen Armee ange-

hörenden Officiere 2c. des Herzoglich Sachsen-Coburg- Gothaischen Regiments, so-
wie der Stabs-Osfficiere des Herzoglich Sachsen-Altenburgischen Regiments werden,
insofern sie es wünschen und in so weit sle Preuhischerseits geeignet befunden wer-
den, unter Beibehalt ihres Ranges und ihrer Anciennetät in die Königlich Preußische
Armee, jedoch hinsichtlich der Anciennetät mit der Maßgabe eingereihet, daß sie
durch diesen Uebertritt in keinem Falle besser zu stehen kommen dürfen, als wenn sie
von Anfang an in der Preußischen Armee gedient häkten. Sie treten hiermit in
den Preußischen Unterthanenverband und leisten Seiner Majestät, dem Könige von
Preußen, den Fahnen= resp. Militair--Beamten=Eid.ImBetreff der Gehalts-
Competenzen beziehen sie die in Preußen etatsmäßigen Chargen-Beträge, behalten
aber ihr gesammtes jetziges Diensteinkommen, wenn dasselbe die Preußischen Com-
petenzen ihrer Charge übersteigt, event. bis dahin, daß sie nach Preußischem Etat
in eine höhere Einnahme einrücken, resp. pensionirt werden. Die event. spätere
Pensionirung erfolgt nach dem Preußischen Pensions-Reglement.

Die Vorstehendem nach in die Preußische Armee übertretenden Officiere 2c. der
bisherigen Contingente sind, insofern sie verheirathet sind, verpflichtet, der Königlich
Preußischen Militair-Wittwen-Pensions-Anstalt beizutreten, es ist ihnen jedoch
eventuell auch gestattet, das Anrecht auf fernere Theilnahme an derjenigen Wittwen-

Firsll. Schw. Rnrots. Gesehsamml. ##n. 27
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casse zu behalten, zu welcher sie bis dahin beigetragen haben, Falls die bezügliche
frühere Landesregierung hierzu ihre Zustimmung gibt.

Offieiere 2c., welche den Uebertritt ablehnen, oder Preußischer Seits nicht über-
nommen werden, erhalten die in Gemähheit ihrer Dienstzeit chargenmäßige Pension
und zwar nach dem Preußischen oder, Falls es für sie günstiger ist. nach dem Pen-
sions-Neglement, welches vor Abschluß dieser Konvention auf sie Anwendung fand.

Vom Abschluß gegenwärtiger Konvention bis zu deren Iuslebentreten finden
Beförderungen von Ossicicren, sowie die Annahme von Offieiers-Aspiranten bei

den betreffenden Contingenten * i statt.bel 10.
Die Besetzung der Stellen 5“ k#s Portepee-Fähnriche und Militair-

Beamten im Officiers-Nange bei den Thüringischen Infanterie-Regimentern, sowie
die Versetzung der Officiere K. von diesen Regimentern in die Königliche Armee
wird von Seiner Majestät, dem Könige von Preußen, direct versügt, jedoch sollen
hierbei die Wünsche der Hohen Mitcontrahenten thunlichste Berücksichtigung finden.

Die zu den Thüringischen Infanterie-Regimentern versetzten Offieiere 2c. ver-
pflichten sich mittelst Handgelöbnisses, das Wohl und Beste des Contingents-Heun,
in dessen Ländergebiet der bezügliche Truppentheil dislocirt ist, zu fordern, Schaden
und Nachtheil aber von Höchstdemselben und Seinem Lande abzuwenden.

Den hohen Mitcontrahenten steht das Recht zu, nach Ihrer Wahl Offieiere
à la suile zu ernennen, deren Besoldung und dereinstige Pensionirung jedoch den
Landeöherren obliegt.

Dagegen wird die Adjutantur der Contingents-Herren, resp. Deren Erbprin-
zen, aus Bundesmitteln besoldet und den in Bezug auf Auswahl der betreffenden
Persönlichkeilen ausgesprochenen Wünschen durch Commandirung Seitens des Bun-
des Feldherrn bereitwilligst Folge gegeben werden, soweit Dem dienstliche Rücksich-
ten nicht entgegenstehen.

Die Bestimmung der Uniform der Adjutanten und Ossiciere à ln suite ist dem
Belieben der Contingents-Herren überlassen. Sowohl die Officiere à in suile als
auch die im Pensions-Verhältniß lebenden Offticiere, insofern erstere nach Abschluß
dieser Convention ernannt, letztere pensionirt werden, sind nach Maßgabe der be-
lreffenden Königlich Preuhischen Vorschriften dem Dissiplinar-, Militair-Gerichts-
und ehrengerichtlichen Verfahren vorkommenden Falls unterworsen. Inwiesern auch
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die vor dem Abschluß dieser Convemtion zu Officieren à lu suile ernannten, resp.
pensionirten Officiere diesen Vorschriften unterstellt werden sollen, ist dem Belieben
der betreffenden Landesregierungen überlassen.

Artikel 12.
Vorbehältlich der bevorstehenden Regelung im Wege der Bundes-Gesebzgebung

sind die in den Thüringischen Regimentern angeslellten Königlich Preußischen Offi-
(iere 7. in den betreffenden Ländergebieten von jeder Personal-Steuer, insbesondere
von Classen= und Einkommen,Steuer befreit, von letzterer jedoch nur insoweit, als
sie nicht Einkommen aus dort liegendem Grundbesitz beziehen. Zu Communal-Ab-
Jaben sind dieselben, sofern sie nicht in der betreffenden Gemeinde heimathsberech-
tigt sind, nur in soweit verpflichtet, als die Verbindlichkeit zur Leistung derartiger
Abgaben durch den bloßen Aufenthalt in einer Gemeinde oder durch dortigen Grund-
besitz bedingt ist.

Artikel 13.
Hinsichtlich des Gerichtsstandes in Civil-Sachen finden auf die vorgedachten

Officiere 2c., Falls nicht besondere Conventionen ein Anderes seütsetzen, die Landes-
gesetze und Rechts-Mormen Anwendung.

Artikel 14.
Die Venvaltung im Betreff der Thüringischen Infanterie-Regimenter, sowie

deren laufende Unterhaltung aus Bundesmitteln wird gegen Gewährung der ver-
fassungs= resp. conventionsmäßigen Beträge von Preußen übernommen, welches auch
die Zahlung der bisherigen und zukünftigen Militair- Pensionen übernimmt. Da-
gegen tragen die mitcontrahirenden Staaten die jetzt erwachsenden Kosten der ersten
Einrichtung, Bekleidung und Ausrüstung der Regimenter, incl. der dazu gehörigen
Landwehr, sowie auch die späteren Kosten der noch ausgesehten Kavallerie- Formation
und zwar pro rain der Bevölkerung.

Die bisherigen Bestände an Montirungs und Ausrüstungs-Gegenständen kön-
nen hierzu, soweit zu dem Zweck brauchbar, Venvendung finden und kommen zur
Anrechnung bei Ausgleichung der Einrichlungskosten.

Die Kosten der jetzt für die Infanterie und künftig für die Kavallerie neu zu be-
schaffenden ersten Garnison-Einrichtungen übernehmen diejenigen Staaten, welche die
Vortheile der Garnison genießen.

Ebenso verhält es sich mit den laufenden Mehrkosten für die Musik-Corps bei
denjenigen Truppentheilen, welche etatsmäßig keine Musik-Corps, resp. nicht in der
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gewünschten Stärke führen. Dagegen wird Preußischer Seits durch etatsmäßige
Verwendung des vorhandenen Personals an Musikern, soweit möglich, zu Hilfe ge-
kommen werden.

Auf einen verhältnißmäßigen Beitrag zu den Kosten der bereits errichteten Artil
lerie, Pionier- und Train-Truppentheile nebst ihrem Material Seitens der mitcon-
trahirenden Staaten wird Preußischer Seits Verzicht geleistet.

Ehvaigen Wünschen nach Verlegung Preußischer Truppentheile in die bezüglichen
Ländergebiete wird, soweit militairisch zulässig und die Beschaffung der Garnison=
Einrichtungen vorausgesetzt, bereitwilligst Nechnung getragen werden.

Artikel 15.
Die vorstehende Convention soll mit dem 1. October d. J. ins Leben treten und

ist im Anschluß an den Vertrag vom 4. resp. 22. Februar d. J. zunächst auf die Dauer
von Sieben Jahren, also bis zum 1. October 1874 abgeschlossen. Ueber eine etwaige
Verlängerung der Dauer ist am 1. October 1873 Beschluß zu fassen.

Artikel 16.
Die abgeschlossene Convention soll alsbald den betheiligten Allerhöchsten und

Höchsten Regierungen zur Genehmigung vorgelegt und die Auswechselung der Rati-
fikationen in kürzester Frist hier in Berlin bewirkt werden.

So gescheben Verlin, den 26. Juni 1867.

Graf Beust. Kühne. von Hartmann. Giseke. Graf Beust.
(L. S.) (L. S.) (I. 8.) (L. S.) (L. 8)

von Wartenberg. Kirchner. von Docring. von Helldorff.
(L. S.) (L. S.) (L. S.) (I. S.)
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Gesetzsammlung
fur das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Iwelondzwanzigstes Stüch vom Jahre 1867.

.K XLIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 26. September 1867, die gegenseitige Gewerbesteuerfreiheit der Camele=

reisenden betreffend.
Nachdem Seitens der freien Städte Lübeck und Hamburg durch deren Bevoll,

mächtigte bei dem Bundesrathe des Norddeutschen Bundes die Bereitwilligkeit zur
Gewährung der Gegenseitigkeit zu erkennen gegeben worden ist, so wird mit Höchster
Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten bestimmt, daß Kaufleute, Fabrikanten
und andere Gewerbtreibende, welche sich darüber ausweisen, daß sie in dem Gebiete
einer der freien Städte Lübeck und Hamburg ihren Wohnsit baben und daselbst die
gesetlichen Abgaben für das von ihnen betriebene Geschäft entiichten, wenn sie per-
sönlich oder durch in ihren Diensten stehende Reisende im Fürstentbume Ankäufe machen
oder Bestellungen nur unter Mitführung von Mustern suchen, im Fürstenthume keine
weitere Abgabe hiefür zu entrichten verpslichtet sind.

Solches wird mit dem Bemerken hierdurch zur Nachachtung bekannt gemacht,
daß die unter den Zollvereins-Staaten nach der Ministerial-Bekanntmachung vom
8. Jannar 1864 (Seite 15 — 16 der Gesetz-Samml. vom J. 1864) und mit der
freien Stadt Bremen nach der Ministerial-Bekanmmachung vom 30. Mäz 1864
(Seite 35 der Geseh= Sammlung vom J. 1864) wegen der Ertheilung von Gewerbe-
Legitimationskarten der Handelsreisenden vereinbarten Bestimmungen von jeßt an
auch auf den Verkehr zwischen dem Fürstenthume und den freien Städten Lübeck und
Hamburg Anwendung finden.

Rudolstadt, den 26. September 1867.

Fürstl. Schworze. Ministerium.v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Nudolst. Gesetsamml. XXVIII. 28
Ausgegeben in Rudolstadt den 2. Oct. 1867.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Preiundzwanzigstes Stüch vom Jahre 1867.

 L. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. Ontober 1867, die Aufbebung des Münzvertrags vom 24. Jannar
1857 in Bezug auf das Kaiserthum Oesterreich und dus Fürstenthum Liechten-

stein betreffend.
Nachdem der nachstehend abgedruckte Vertrag zwischen den Negierungen der bei

dem Münzvertrage vom 24. Jannar 1857 (Ges.= Samml. 1857 S. 25 ff.) betheiligten
Staaten, die Aufhebung dieses Vertrags in Bezug auf das Kaiserthum Oesterreich und
das Fürstenthum Liechtenstein betrefsend, allseitig ratificirt wurden ist, so wird derselbe
auf höchsten Befehl Serenissimi zur allgemeinen Nachachltung hierdurch bekannt
gemacht.

Rudolstadt, den 18. October 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.

Vertrag.
Nachdem die Königlich Preuwische und die Kaiserlich Oesterreichische Regierung

übereingekommen sind, die im Artifel XIII des Prager Friedens-Vertrags vom
. Angust 1866 vorbehaltenen Verhandlungen wegen Aufhebung des Münz-Vertrags
vom 24. Jannar 1857, und zwar:

die Königlich Preuhische Regierung für Sich, sowie im Namen und in Ver-
tretung der Königlich Bayerschen, der Königlich Sächsischen, der Königlich
Württembergischen, der Großherzoglich Badischen, der Großherzoglich Hessi-

Kürstl. Schw. Rudolst. Gesezsamml. XXVIII. 29
Ansargeben in Rudolstadt den 20 Oct. 1347.
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schen, der Großherzoglich Söchsischen, der Großherzoglich Oldenburgischen,
der Herzoglich Sachsen-Meiningenschen, der Herzöglich Sachsen Coburg= und
Gothaischen, der Herzoglich Sachsen-Altenburgischen, der Herzoglich Braun-
schweigischen, der Herzoglich Anhaltischen, der Fürsllich Schwarzburg-Sonders-
häusischen, der Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtischen, der Fürstlich Waldeck-
und Pyrmonkischen, der Fürstlich Reußischen à. L., der Fürstlich Reußischen
j. 2., der Fürstlich Schaumburg-Lippeschen und der Fürstlich Lippeschen Rc-
gierung.

die Kaiserlich Oesterreichische Regierung für Sich, sowie im Namen und in
Vertretung der Fürstlich Liechtensteinschen Regierung,

nunmehr zu eröffnen, so sind zu diesem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt worden.
von Seiner Majestät dem Könlge von Preußen

1) Allerhöchst.IhrWirklicherGeheimerOber-Finanz-RathundMinisterial-
Direktor William Guenther,

2 Allerhöchst=IhrGeheimerOber-Finanz=KathJohannGustavNu-
dolph Meinecke,

von Seiner Majestät dem Kaiser von Oesterreich
Allerhöchst.IhrWirklicherGeheimerNath und Staatsrath, Mitglied
des Herrenhauses, Dr. Carl Freiherr von Hock,

welche nach geschehener Auswechselung und gegenseiilger Anerkennung ihrer Vollmachten,
unter deni Vorbehalte der Natifikation, folgenden Vertrag abgeschlossen haben.

Artikel 1.

Der zwischen dem Königreiche Prcußen und den übrigen durch die Münz-Konven-
tion vom 30. Juli 1838 verbundenen Staaten, elnerseits, und dem Kaiserthum Oester-
reich und dem Fürstenthum Liechtenstein, andrerseits, unter dem 24. Januar 1857 ab.
Geschlossene Münz-Verkrag tritt in Bezug auf das Kaiserthum Oesterreich und das
Fürstenthum Liechtenstein, mit dim Ablaufe des Jahres 1867 derhestalt außer Wirk.
samkeit, daß mit diesem Zeitpunkte alle nach jenem Vertrage, den dazu gehörigen Se.
parat= Artikeln und dem Schluß Protokolle vom 24. Janunar 1857 dem Kaiserthum
Oesterreich und dem Fürstenthum Liechtenstein gegen die übrigen Vereinsstaaten, und
umgekehrt den übrigen Vereinsstaaten gegen das Kaiserthum Oesterreich und das Fürsten-
thum Liechtenstein zustehenden Rechte und obliegenden Pflichten erlöschen, soweit nicht
der gegenwärtige Vertrag Ausnahmen bestimmt.
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Artikel 2.

Die vertragenden Regierungen werden den bis zum Schlusse des Jahres 1867 nach
den Bestimmungen des Münz= Vertrags vom 24. Jannar 1857 geprägten Vertins
thalern und Doppelthalern die ihnen im Artikel 8 des eben genannten Vertrags beige-
legte Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungemirtels vor dem Ablauf des Jahres 1870
nicht entziehen, sofern sie nicht in der Zwischenzeit zu einem andern, als dem jetzt be-
stehenden Münz-Systeme übergehen.

Artikel 3.
Im Falle der Einführung eines andern Münz. Systems werden die betreffenden

Negierungen den übrigen Theilnehmern an dem gegenwärtigen Vertrage von dem Zeit-
punkte der beabsichtigten Aenderung Drei Monate zuvor Kenntniß geben. Mit diesem
Zeitpunkte erlischt die im Artikel 2 übernommene Verbindlichkeit in Bezug auf die ihr
Münz System ändernden Regierungen. Dagegen werden die ebengedachten Regie-
rungen alsdann die Einlösung der Vereinsthaler und Doppelthaler ihres Gepräges
wenigstens noch bis zum 1. April 1871 bewirken. In Bezug auf die Einlösung sollen
für die Angehörigen der übrigen jezt zum Münz= Verein gehörigen Staaten nicht un-
günstigere Bedingungen gestellt werden, als für die Angehörigen desjenigen Staates,
in welchem die Aenderung des Münz-Systems erfolgt. Auch sollen, um den Angehö-
rigen jener Staaten die Einlösung zu erleichtern, in den bezüglichen Grenz.Distrikten
au geeigneten Orten Einlösungsstellen errichtet werden.

Artikel 4.
Das im Artikel 25 des Vertrags vom 24. Jannar 1857 erwähnte, dem Handels-

und Zoll-Vertrage vom 19. Februar 1853 als Beilage IV. augereihte Münz-Kartell
bleibt bis zum Ablauf des Jahres 1878 für alle Theilnehmer an dem Vertrage vom
24. Januar 1857 unverändert in Kraft.

Artikel 5.
Die Ratisikation des gegenwärtigen Vertrags soll sobald als möglich erfolgen und

es sollen die Ratifikations-Urkunden demnächst in Berlin ausgewechselt werden.
Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag von den beiderseltigen Bevollmächtigten unter-

schrieben und besiegelt worden.
Berlin, den 13. Juni 1967.

(L. 8.) William Gnenther, (L. S.) Karl Frelher von Hock.
(I. S.) Johann Gustav Nudolph Meinecke.
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M LI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. October 1867, die Beschaffung und Haltung des Bundeegesetz-Blattes

des norddeutschen Bundes betreffend.
Nach Artlkel 2 der Verfassung des norddeutschen Bundes (Ges.-Samml. 1867,

S. 46) erhalten die Bundesgesetze ihre verbindliche Krast durch ihre Verkündigung
von Bundeswegen, welche vermittels eines Bundesgesetzblattes geschieht. Sofern
nicht in dem publicirten Gesetze ein anderer Anfangstermin seiner verbim lichen Kraft
bestimmt ist, beginnt die letztere mit dem vierzehnten Tage nach dem Ablaufe desjenigen
Tages, an welchem das betreffende Stück des Bundesgesehblattes in Berlin ausgegeben
worden ist.

Von dem Bundesgesetzblatte sind bis jetzt folgende Nummern erschienen:

Nr. 1tnnögegehen.in Berlin den 2. August 1867, welche enthält. Publicandum vom 26. Juli 1867, die Verfassung des norddeutschen
Bundes enthaltend

Nr. 2. Allerhöchster Erlaß vom 14. Juli 1867, betrefsend die Ernennung des
Präsidenten des Staatsministeriums und Ministers der auswärtigen
Angelegenheiten, Grafen von Bismarck- Schönhausen, zum Bundes-
kanzlar des norddeutschen Bundes.

Nr. 3. Verordnung, betreffend die Einführung des Bundesgesetzblattes für
den norddeutschen Bund, vom 26. Juli 1867.

Nr. 2 ausgegeben in Berlin den 11. August 1867,welche enthält:
Nr. 4. Verordnung, betreffend die Einberufung des Bundesrathes des nord-

deutschen Bundes, voin 3. August 1867.
Nr. 5. Bekanntmachung, betreffend die Ernennung der e zum

Bundesrathe des norddeutschen Bundes, vom 10. Angust 18
Nr. 3 ausgegebenin Berlin am 17. August 1867, welche enthält:

Nr. 6. Allerhöchster Präsidial= Erlaß vom 12. August 1867, betreffend die
Errichtung des Bundeskanzlar-Amtes.

Nr. 4 ausgegeben in Berlin den 3. September 1867, welche enthält:
Nr. 7. Verordnung, betreffend die Einberufung des Reichstages des nord-

deutschen Bundes, vom 31. August 1867.
Künftig wird die Ausgabe jeder einzelnen Nummer des Bundesgesepblattes in

Berlin unter kurzer Bezeichnung des Inhalts im Rudolstädter Wochenblatte und im
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Frankenhäuser Intelligenzblatte angezeigt werden.

Zu Beschaffung und Haltung des Bundesgesetzblattes sind verpflichtet:
1) sämmtliche landesherrliche Behörden,
2) sämmtliche Gemeinden des Landes,
3) die nach der Verordnung vom 18. November 1859 (Ges.-Samml. 1859,

S. 150) S. 3 zur Haltungder Landesgesehssammlung verpflichteten Beamten.
Den landeshemlichen Behörden wird das Bundesgesetzblakt unentgeldlich geliesert.

Für die Gemeinden, Beamten und Privatpersonen ist bei sämmtlichen Postanstalten des
Landes ein Abonnement eröffnet. Der Abonnementspreis ist bis auf Weiteres bei
einer Annahme von 40 Bogen auf 35 Kr. = 10 Sgr festgesetzt worden.

Bei den Gemeinden sind die Kosten für den Bezug des Bundesgesetzblattes aus
der Gemeindecasse zu bestreiten. Rücksichtlich der Publikation und Aufbewahrung
innerhalb der Gemeinden ist unter Controle der Verwaltungs=Aemter ebenso zu ver-

fahren, wie bei der Lhlamm (es. S. 7 der Verordnung vom 1. Mai 1858,
Ges.-Sammi. 1858,S.106).Rudolstadt, den il October 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadét.

Vierundzwanzigstes Stück vom Jahre 1897.

IIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 25. Oct. 1867, die am 3. Dec. d. J. vorzunehmende Volkszählung betr.

In Gemähheit der unter den Staaten des Zollvereines bestehenden Vereinbarung
ist in diesem Jahre im Fürstenthume wiederum eine Volkszählung vorzunehmen, wvelche
sowohl für die Staatsverwaltung des Fürstenthums, wie für die verfassungsmäßigen
Zwecke des norddeutschen Bundes, von der größten Wichtigkeit ist.

Diese Volkszählung wird zufolge Beschlusses des norddeutschen Bundeerathes vom
. October d. J. von der zuletzt im Jahre 1864 vorgenommenen in mehrfacher Beziehung
abweichen, da jener Beschluß zur Erreichung der verfassungsmähigen Zwecke des nord.
deutschen Bundes gewisse Erhebungen fordert, die früher nicht erfolgten. Namentlich
iKt jetzt erforderlich die detaillirte Aufnahme der verschiedenen Arten der An- und Ab-
wesenden, sowie die Erhebung der Staatsangehöngkeit. Die sonstigen Formular=
Veränderungen sind weniger innere als äußere.

Die Volkszählung soll
am Dienstag den 3. December d. J.

fiottfinden und es wird damit gleichzeitig eine Viehzählung veranstaltet werden.
Indem das untexzeichnete Minisserium dies hierdurch zur öffentlichen Kunde bringt

und sämmtlichen Gemeindevorständen resp. Vertretern der Gutsbezirke, durch welche
jeue Erhebungen zu bewerkstelligen sind, diejenige strenge Sorgfalt und Gewissenhaf.
tigkelt, welche die Wichtigkeit der Sache ersordert, dringend zur Pflicht macht, werden
zugleich zur Nachachtung folgende Anordnungen getroffen:

Fürstl. Schw. Rudolst. Gllerlamml. XXVIII. 30
Unsge#ben in Rudolstadt den 30. Oct. 1897.
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1.

Die Volkszählung wird dergestalt ausgeführt, daßdurchdie betreffenden Gemeinde-
vorstände und Vertreter der Gutsbezirke oder die von ihnen dazu bestimmten, gehörig
qualificirten Personen spätestens bis 1. December 1867 in jedes Haus eine Hausliste
gegeben wird, welche sämmtliche Haushaltungs-Vorslände, hinsichtlich aller zu ihrem
Haushalte gehörigen Bewohner des Hauses, bis Dienstag den 3. December 1867, in
Gemähheit der auf derListe abgedruckten Erläuterungen, gewissenhaft auszufüllen haben.

Anm Mittag des 3. December 1867 sind die ausgefüllten Hauslistendurch Die
Gemeindevorstände und Vertreter der Gutsbezirke oder deren Beauftragte von den
Hausbesitzern wieder abzuholen. Die Abholung der Listen ist ununterbrochen fortzu-
seben und möglichst amhinlichen Tage, involkeeicheri Orten aber spätestens am
5. December zu beend

Während des einieninelne ist in jedem Hause sofort die Richtigkeit einer jeden
Liste zu prüfen, auch sind elwa nothwendige Berichtigungen vorzunehmen.

Hierauf sind die eingesammelten bezüglich berichtigten Hauslisten unverzüglich zu
Orts. resp. Gutsbezirks= Listen zusammenzustellen und nach deren Vollendung, mit
einem Zeugnisse der erfolgten Prüfung und der Richtigkeit versehen, an die Fürstlichen
Landraths= bezüglich Verwaltungs-Aemter einzusenden.

2.

Gleichzeitig mit der Volkszählung sind die Erhebungen über den Viehstand von
den Gemeinde-Vorständen resp. Vertretern der Gutsbezirke vorzunehmen, die betref-
fenden Listen nach vorgängiger genauer Erörterung hinsichtlich des in jeder einzelnen
Rubrik enthaltenen Gegenstandes auszufüllen und zugleich mit den Bevölkerungslisten
an die Fürstlichen Landraths= bezüglich Verwaltungs-Aemter einzusenden.

Die Netze zu den auszufüllenden Listen werden den Gemeindevorständen durch die
Fürstlichen Landraths= resp. Verwaltungs-Aemter zugefertigt werden.

4. ,.

Die bei der Volkszählung sowohl, wie bei der Viehzählung zu beobachtenden
einzelnen Vorschriften werden in einer besonderen Instruction zusammengestellt werden,
welche den Gemeinde-Vorständen und Vertretern der Gutsbezirke ebenfalls durch die
Fürstlichen Landraths resp. Verwaltungs-Aemter mitgetheilt werden wird.
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5.

Von Seiten der Fürstl. Landraths= und Verwaltungs-Aemter sind die Orts- resp.
Gutsbezirks-Listen sowohl, wie die Hauslisten einer sorgfältigen Prüfung zu unter-
werfen und daraus die Bezirks-Listen gesondert aufzustellen. Diese sind alsdann, mit
dem Prüfungs, und Richtigkeits-Zeugnissetversehen,spätestensbiszumSchlussedes
Monats Januar 1868 mit Berichte, welcher die etwa erforderlichen Erläuterungen ent-
halten muß, an die Fürstliche Regierung einzusenden.

Dasselbe gilt von denViehstandslisen.

Rudolstadt, den 25. October 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

eänfundzwanzigstco Stüch vom Jahre 1867.

 III. Verordnung
des Fürstl. Ministeriums vom 26. November 1867, das Militair-Ersatz-Wesen,

insbesondere die Anlegung und Führung der Stammrollen betreffend.

Zur vollständigen Regelung des Militair= Ersatz-Wesens nach den Beslimmungen
der Militair= Ersatz-Instruction für die Preußischen Staaten vom 0. December 1858
verordnen Wir im Anschluß an die Ministerial=Bekonntmachungenvom20.und
27. September 1867 zur Nachachtung für die Landes= und Gemeindebebörden sowie
für die Geistlichen und Militairpflichtigen hiermit weiter, was solgt:

S. 1.
1) Jeder Militairpflichtige ist in dem Aushebungsbezirk gestellungspflichtig,

innerhalb dessen er entweder seine Heimath oder zur Zeit des Eintritts in das militair-
pflichtige Alier seinen Wohnsitz hat (§. 17 des Bundesgesetzes, betr. die Verpflichtung
zum Kriegsdienst, vom 9. November 1867, )55 10 des Bundesgesetzblaltes).

2) Militairpflichtige Dienstboten, Haus= und Wirthschaftsbeamte, Handlungs-
diener und Lehrlinge, Handwerksgesellen und Lehrbursche, Fabrikarbeiter und andere
mit diesen in einem ähnlichen Verhältniß stehende Militairpflichtige, welche sich nicht in
ihrer Heimath aufhalten, sind daher da gestellungspflichtig, wo sie in der Lehrt, in Dienst
oder in Arbeit stehen.

3) Militairpflichtige Studenten, Gymnasiasten und Zöglinge anderer Anstalten
sind an dem Orte gestellungspflichtig, wo sich die Lehranstalt befindet, der sie angehören,
sofern sie sich daselbst aufhalten.

Fürstl. Schw. Nudolst. Gesetzsamml. XXVIII. 31
Ausgegeben in Rudolstadt den 4. Dec. 1867.
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8. 2.

Listenführung im Allgemeinen.
1) Alle das Ersahzwesen bekreffende Listen müssen gewissenhaft und sorgfältig ge-

führt und deutlich geschrieben werden.
Vorgefallene Irrungen sind nicht durch Radiren, sondern mittelst eines Durch-

strichs dergestalt zu verbessern, dah durch eine Bemerkung über den Grund dergeschehenen
Abänderung der Verdacht einer Urkundenfälschung entfernt wird.

2) Die Geburkslisten bilden die Grundlage zu allen übrigen Listen. Auf Grund
derselben resp. in Folge persönlicher Anmeldung der Militairpflichtigen (§. 8) und in
Folge der von Amtswegenanzustellenden Nachforschungen der Gemeindebehörden (§.7)
werden die Stammrollen (§. 5) angelegt. Aus den Stammrollen entstehen die alpha-
betischen Listen (§F. 11), aus diesen die Loosungslisten und die Vorstellungslisten, in
welche letztere die Departements-Ersap-Commission die Entscheidung über die Mililair-
pflichtigen einzutragen hat.

3) Die Srreichung der in die Liste eingetragenen Individuen, sofern diese sich
nicht auf die Entscheidung der Departements-Ersatz-Commission stüßzt, darf nur er-
folgen, wenn besondere, in den nachfolgenden Bestimmungen speciell angegebene, Atteste
und Beläge dafür beigebracht werden, event. wenn besondere von der Kreis-Ersatz-Com-
mission genügend constatirte Verhältnisse diese Streichung rechtfertigen.

4) Alle Atteste und Beläge, auf Grund deren die Streichung Militairpflichtiger
aus den Aushebungslisten stattfindet, sind dem Civil-Vorsitzenden der Kreis-Ersatz-
Commission auszuhändigen und von diesem je nach der Zeitfolge, in welcher sie ein-
gehen, in einem besonderen Heste der betreffenden alphabetischen Liste beizufügen und
zu assewiren.

5) Militairpflichtige, welche einmal in einer der Listen gestrichen sind, dürfen,
wenn sie in denselben Ort oder Aushebungsbezirk zurückkehren, nicht auf derselben
Stelle wieder eingetragen werden, sondern sind von Neuem unter der fortlaufenden
Nummer nachzutragen.

8. 3.
Geburtslisten.

1) Die Ortsgeistlichen sind verpflichtet, die Geburtslisten auf Grund der von
ihnen geführten amtlichen Register nach dem sub lil. Abeigefügten Schema anzufertigen,
am 15. Jannar jeden Jahres die Geburtsliste des vorausgegangenen Jahrganges ab-
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zuschließen und sofort an die mit der Führung der Stammrolle beauftragte Behörde
(5. 5) einzureichen.

2) In diese Geburtslisten sind alle diejenigen in der betreffenden Gemeinde ge-
borenen Personen mänmlichen Geschlechts — auch die bereits Verstorbenen — nach
dem Datum der Geburt einzutragen, welche in dem begonnenen Kalenderjahre das
17. Lebensjahr vollenden, mithin z. B. in die am 15. Jannar 1869 einzureichende Ge-
burtsliste alle im Kalenderjahre 1852 gebornen Personen mämlichen Geschlechts.

Ausnahmsweise sind in die am 15. Jannar 1868 abzuschliehenden Geburtslisten
auch alle in dem betreffenden Heimathsbezirk in den Kalenderjahren 1848, 1849 und
1850 9 6 P sl 4 lich 6 schl chts, chJ h nã geng 1 t, einzutragen

3) Regelmäßig sind auch die bis zum Tage der Einreichung der Geburtslisten
vorgekommenenSterbefälle der in denselben benannten Personen in der dafür bestimmten
Kolumne zu bemerken, soweit dies auf Grund der amtlichen Sterberegister geschehen
kann.

4) Die Geistlichen sind außerdem verbunden, auf Verlangen den mit dem Ersatz
geschäfte beauftragten Behörden und den sonst betheiligten Personen, besondere zur
Berichtigung der Militairlisten dienende Geburts= und Todtenscheine unentgeldlich
auszustellen.

5) Die mit Führung der Stammrollen beauftragten Behörden haben die Geburts-
listen sorgsältig aufzubewahren und rechtzeitig Erkundigungen über den Aufenthalt oder
den Verbleib der in denselben aufgeführten Personen anzuslellen, besonders aber zu
ermitteln, ob die nicht mehr im Orte Anwesenden verstorben, mit Consens ausgewandert,
oder anderwärts ortsangehörig sind. Das Ergebniß dieser Ermitlelungen, sowie das
Bekanntwerden von Umstenden, welche auf das künftige Militairverhältniß der in den
Geburtslisten verzeichncten oder anderer im Orte wohnhaften jungen Leute im Alter
vom 17. bis zum 20.Lebensjahre von Einfluß sein könnten, ist in den Listen zu bemerken.

6) Die Prinzen des Fürstl. Hauses sind weder in die Geburtslisten, noch in eine
der übrigen auf das Ersatzwesen Bezug habenden Listen einzutragen.

Supplemente zu den Geburtslisten.
Die Behörden, welche die Genehmigung zur Aufnahme neu anziehender Personen

erthcilen, haben alle im Auslande gebornen Kinder männlichen Geschlechts, sobald
diese mit ihren Eltern in den diesseitigen Unterthanen. Verband aufgenommen werden,
resp. mit ihren im diesseitigen Unterthanen-Verbande stehenden Eltern vom Auslande

31•
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zuziehen, den Civil-Vorsitzenden der Kreis-Ersah-Commissionen anzugeben, welche
über diese Kinder forklaufende Listen zu führen haben.

Aus diesen Listen der im Auslande gebornen Kinder sind Auszüge analog den im
8. 2 enthaltenen Vorschriften an die mit Führung der Stammrollen beauftragten Be-
hörden desjenigen Ortes mitzutheilen, in welchem der im Auslande Geborne einge-
wandert oder ausgenommen worden ist.

8. 5.
Stammrollen im Allgemeinen.

1) Die Stammrollen sind zu führen:
a) von den Vorständen der Stadt= und Landgemeinden für den Umfang ihrer

Gemeindebezirke,
b) im Bereiche selbstständiger Gutsbezirke von den Vertretern derselben.

2) Dem Ministerium steht jedoch frei, hinsichtlich derjenigen selbstständigen Guts-
bezirke, welche mit einer Stadt- oder Landgemeinde in örtlichem Zusammenhange stehen
und hinsichtlich der Grundstücke, welche überhaupt noch keinem Gemeindebezirke ange-
hören, die Aufstellung und Führung einer gemeinschaftlichen Stammrolle für die be-
treffenden Gemeinde= und Gutsbezirke durch denbetrefsenden Stadtrath oder Gemeinde-
vorstand anzuordnen. Die mit der Führung der Stammrollen beauftragten Behörden
habenbei der Aufstellung des sub lil. B beigesügten Schemas sich zu bedienen, die
angeferligten Stammrollen unter sicherm Verschluß zu venwahren und bei eintretender
Gefahr schleunigst in Sicherheit zu bringen.

3) Die Gemeinden und Gutsbezirke sind für die richtige und ordnungsmäßige
Führung der Stammrollen dergestalt verantwortlich, daß im Fall fruchtlos gerügter
Unregelmäßigkeiten nach Entscheidung des Ministeriums das Stammrollen-Geschäft
durch eine besondere Commission auf Kosten der pflichtigen Gemeinde (Gutsbezirk)
ausgeführt werden kann.

4) Am 1. März jeden Jahres sind die Stammrollen mit den Geburkslisten und
sonstigen Belägen an den Civil-Vorsitzenden der zuständigen Kreis-Ersatz- Commission
zu übergeben.

8. 6.
Die mit Führung der Stammrolle beauftragten Behörden haben
1) die in den Geburtslisten und deren Supplementen verzeichne.

ten Personen in die Stammrolle einzutragen, sobald letztere in das militairpflichtige
Alter eingetreten sind. Dieses beginnt nach §. 6 des Bundesgesetzes über die Ver.
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pflichtung zum Kriegsdienste vom 9. Nov. 1867 in der Regel mit dem 1. Januar des-
jenigen Kalenderjahres, in welchem der Wehmpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet.

Die Eintragungen in die Stammrolle ersolgen jahrgangweise und zwar so, daß
hinter jedem Jahrgange für etwaige Nachträge genügender Raum offen gelassen wird.
Alle den Bestimmungen des §. 3 gemäß in die Geburtslisten vorläufig eingetragenen
Bemerkungen sind in die Stammrolle mit aufzunehmen und, wo nöthig, zu vervollstän-
digen. Bereits Verstorbene dürsen nur in dem Falle aus der Stammrolle weggelassen
werden, wenn deren Ableben bescheinigt ist.

Uneheliche Söhne sind nach dem Namen ihrer Mutter zu nenmen.
Ferner sind alle im militairpflichtigen Alter stehendenVersonen männlichen Ge-

schlechtsin die Stammrolle aufzunehmen, welche
2) im Orte geboren sind, indeß schon vor Eintrittin das militair-

bflichtige Alter nach einem andern Orte verzogen sind und nur der
Controle wegen im Geburtsorte fortgeführt werden;

ferner diejenigen, welche
3) ohne im Orte geboren zu sein, daselbst ihre geseliche Heimath haben,

einschließlich der zeitweise Abwesenden; endlich
4) diejenigen Angehörigen des norddeutschen Bundes, welche, ohme im Orte

geboren zu sein und ohne Heimathsrecht daselbst erlangt zu haben, in demselben
ihren vorübergehenden oder dauernden Wohnsitz genommen haben (5§. 17 des Bundes-
gesetzes vom 9. November 1867

Diese 4 Klassen sindinbesondere Abtheilungenin die Stammrolle einzutragen.

S. 7.
Der Aufnahme neu angezogener Personen in die Stammrolle bedarf es nicht,

wemn sich dieselben durch genügende Zeugnisse darüber ausweisen, daß sie ihrer Mili-
tairpflicht genügt oder das 32. Lebensjahr überschritten haben.

Die mit Führung der Stammrollen beauftragten Behörden dürfen sich nicht dabei
begnügen, nur diejenigen Militairpflichtigen, welche in den Geburtslisten stehen oder
sonst angemeldet werden, in die Stammrollen einzutragen, sondern es ist ihre Pflicht,
von Amtswegen zu ermitteln, welche Militairpflichtige etwa außerdem vorhanden und
gestellungspflichtig sind, um sie sogleich zur Anmeldung anzuhalten.

Die Belagsstücke über die Ergebnisse dieser Ermittelungen find sorgfältig zu
sammeln.
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Die Streichung der einmal in die Stammrolle aufgenomenen Personen darf von

den Gemeindebehörden nicht selbstständig vorgenommen werden, sondern ist vom Civil-
Vorsitzenden der Kreis- Ersatz= Commission anzuordnen.

8. 8.
Aumeldung der Militairpflichtigen zur Einschreibung in die Stammrolle.

1) Alle Militairpflichtige haben sich innerhalb der Zeit vom 15. Januar bis 1.
Februar behufs Eintragung ihrer Namen in die Stammrolle bei der mit Führung der-
selben beauftragten Behörde des Ortes, in welchem sie nach F. 1 bezüglich &amp;. 17 des
Bundesgesetzes vom 9. Novbr. 1867 gestellungspflichtig sind, unter Vorzeigung ihres
Geburtsscheins zu melden (vergl. S. 168 u. 169 der Militair= Ersah-Instruclion vom
9. Decbr. 1858, NRudolst. Wochenblatt Nr. 79 von 1867)

Diese Meldung zur Stammrolle ist, sofern nicht nach den anderweit gegebenen
Bestimmungen eine zeitweise Entbindung von der persönlichen Gestellung vor die Ersatz-
behörden erfolgt ist, alljährlich zu derselben Zeit unter Vorzeigung des im 1. Geslel-
lungsjahre empfangenen Lvosungs- und Gestellungsscheines, und zwar so lange zu
wiederholen, bis die Militairpflichtigen entweder einem Truppentheil zur Ableistung der
gesetzlichen Dienstpslicht überwiesen oder durch Empfang eines besonderen Scheines
von der Wiederholung dieser Anmeldung befreit worden sind.

2) Ein Militairpflichtiger, welcher im Laufe des Jahres, in welchem er sich zur
Ausfnahme in die Stammrolle anzumelden hat, den Wohnort oder Aufenthaltsork, in
welchem er nach §. 1 gestellungpflichtig ist, verändert, hat dies sowohl bei seinem
Abgange der betressenden Behörde des Orts, welchen er verläßt, als auch der des
neuen Wohnorks behufs Berichtigung der Stammrolle innerhalb 3 Tagen zu melden.

3) Wer die sub 1 und 2 gedachten Termine zur Meldung versäumt, bleibt troß-
dem bei Meidung einer Geldstrafe biszu17Fl. 30 Kr. = 10 Thlr. resp. verhällniß-
mäßiger Gefängnißhaft fortdauernd verpflichtet, die versäumte Meldung nachzuholen.

4) Sind Militairpflichtige an einem andern als ihrem Heimathsorte gestellungs-
pflichtig, so müssen sie, abgesehen von ihrer Aufnahme in die Stammrolle des Ge-
burtsorts, in die Stammrolle sowohl ihres Heimaths- als ihres Aufenthaltsorts ein-
getragen werden.

5) Sind Militairpflichtige
#a) an dem Orte, wo sie Heimathsrecht haben, nicht anwesend, gleichviel, ob

sie in einem andern Orte gestellungspflichtig sind oder nicht, oder
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b) sind dieselben von dem Orte, wo sie nach §.1gestellungspflichtig sind,
zeitweilig abwesend (z. B. auf der Reise begriffene Handlungsdiener),

so haben ihre Eltern, Vormünder, Lehr., Brod= oder FabrikherrendieVerpflichtung,
sie und zwar in dem ersten Falle zur Stammrolle des Heimathsorts, im zweiten Falle
zur Stammrolle desjenigen Orts anzumelden, an welchem die Gestellungspflichtigkeit
gebunden ist.

8. 9.
Jährliche Aufforderung zur Anmeldung der Stammrolle.

1) Die mit Führung der Stammrolle beauftragten Behörden haben alljährlich
im Monat Januar durch öffentlichen Anschlag, durch öffentliche Blätter oder auf
andere ortsübliche Weise die in die Stammrolle aufzunehmenden Militairpflichtigen,
sowie deren Eltern, Vomünder, Lehr-, Brod= oder Fabrikherren unter Androhung
der zulässigen Strafen (§. 8 sub 3) zur Befolgung der in 8. 8 enthaltenen Bestim-
mungen aufzufordern.

2) Alle Militairpflichtigen, welche sich zur Stammrolle melden, oder angemeldet
werden, sind nach erfolgter Prüfung sofort einzutragen. Nach Ablauf der Meldungs-
frist hat die Behörde, welche mit der Führung der Stammrolle beauftragt ist, diese
abzuschließen und darunter ausdrücklich zu bescheinigen, daß ungeachtet der ergangenen
Aufforderung zur Anmeldung und ungeachtet der sorgfältigsten Nachforschungen andere
Gestellungspflichtige, als die in die Liste Aufgenommenen, im Orte nicht haben er-
mittelt werden können.

8 10.
Mängel und Unrichtigkeiten sowohl bei der Aufstellung der Geburts- und Sterbe-

listen wie bei der Ausfertigung der Geburts= und Todtenscheine oder bei der Aufstel-

lung der Stammrollen können, sofern nicht schon durch die bestebenden Gelche eineinehärtere Strafe verwirkt ist, mit Verweisen oder Geldstrafen bis zu 5 Fl.
3 Thlr. von der zunächst vorgesetzten Aufsichtsbehörde gerügt werden.

8. 11.
Die alphabetische Liste.

1) Die Aufstellung und Fortführung der alphabetischen Listen hat vorzugsweise
der Civil-Vorsitzende der Kreis= Ersatz= Commission zu veranlassen.

Derselbe ist für die richtige Führung der Stammrollen, welche nach allen Richtungen
hin seiner Prüfung unterliegen, nächst den Ortsbehörden allein verantwortlich.
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Aus denselben werden sämmtliche Individnen der betreffenden Altersclasse nach
alphabetischer Ordnung sowohl der Heimathsbezirke des Loosungsbezirks, als der einzel-
nen Militairpflichtigen eingetragen.

Diejenigen Personen, von welchen sich unzweiselhaft ergibt, daß sie verstorben,
mit Consens ausgewandert, bereits in das stehende Heer eingetreten, durch Entschei-
dung der Departements-Ersatz-Commission vom Eintritt in das stehende Heer definitiv
entbunden, für seedienstpflichtig erklärt oder sonst nur vorläufig oder irrthümlich in die
Stammoollen eingetragen sind, können von dem Civil-Vorsitzenden der Kreis. Ersatz-
Commission unter Eintragung des Grundes in der Stammrolle sogleich gestrichen wer-
den und sind alsdann in die alphabetische Liste nicht zu übertragen. Dagegen sind
alle sonstigen unter Controle verbleibenden Militairpflichtigen, welche nur einen Aus-
stand über das 20. Lebensjahr erhalten haben, unter Angabe des betreffenden Ver-
hältnisses einzutragen. Soweit der Geburtsort eines Militairpflichtigen, der Ort
seiner Heimath und der Ort, an welchem er nach §. 1 geslellungepflichtig ist, in ver-
schiedenen Loosungsbezirken liegen, muß die Eintragung des Militairpflichtigen in die
alphabetischen Listen der sämmtlichen betreffenden Bezirke erfolgen.

Liegen die verschiedenen Orte in ein und demselben Loosungsbezirke, so genügt
die Eintragung bei einem dieser Orte und ein verweisender Vermerk bei den andern
Orten.

2) Militairpflichtige älterer Jahrgänge, welche im Laufe des verflossenen Jahres
in denjenigen Bezirk zugezogen sind, für welchen die alphabetischen Listen anzulegen
resp. zu vervollständigen sind, werden bei ihrem Jahrgange wiederum in alphabetischer
Ordnung unter sorklaufender Nummer hinter diejenigen Militairpflichtigen, welche in
dem Vorjahre bereits vorhanden waren, eingetragen.

Bei der betreffenden Ortschaft ist anzugeben, unter welcher Nummer Nach-
tragungen erfolgt sind.

8. 12.
Anlegung der Restanten-iiste.

Bleiben nach Beendigung des Ersatzgeschäftes in der älphabetischen Liste des
ältesten bei der Aushebung concurrirenden Jahrgangs Militairpflichtige stehen, über
welche noch keine definitive Entscheidung getroffen, eventuell welche ihrer Militair-
pflicht noch nicht genügt haben und in der Liste nicht gestrichen werden konnten, so
find dieselben in eine besondere Liste (Restantenliste) zu überlragen und darin so lange
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fortzuführen, bis über ihr Militairverhältniß eine definitive Entscheidung erfolgt ist.
In diese Listen gehören auch diejenigen Personen, welche erst nach Ablauf des 5. Con-
eurrenzjahres in die Stammrollen eines Loofungsbezirks aufgenommen sind und daher
in keine der alphabetischen Listen dieses Loosungsbezirks als Zugang haben eingetragen
werden können.

8. 13.
Sobald die neu anzulegenden alphabetischen Listen in Original und Abschrift

sertig, die der älteren Jahrgänge berichtigt, die Restantenlisten vervollständigt sind,
können dieselben denen, welche ein Interesse zur Sache haben, im Amtslokale vorge-
legt werden.

8. 14.
1) Nachsbeendigtem Departements-Ersaß-Geschäft und spätestens bis zum 1.

November jeden Jahres hat der Civil-Vorsitzende jeder Kreis= Ersatz-Commission
über die in seinem Bezirke zur Musterung resp. Aushebung herangezogenen, aus
andern Bezirken gebürtigen resp. andern Kreisen heimathlich angehörenden Individuen
der zuständigen Landesbehörde (Landrath) unter Angabe der von der Kreis= resp.
Departements-Ersaß-Commission alljährlich getroffenen Entscheidung Mittheilung zu
machen.

Diese Mittheilungen, deren pünktliche Ausführung für das Ersatzwesen von der
größten Wichtigkeit ist, sind gleichzeitig an die zuständige Verwaltungsbehörde sowohl
des Geburts-, als des Heimathsortes des betreffenden Militairpflichtigen zu senden.

Der erstern ist der Heimathsort des Militairpflichtigen anzugeben.
2) Die Benachrichtigungsschreiben sind als Beläge zu den betrefsenden alphabeti.

schen Listen aufzubewahren.
§S. 15.

1) Nach dem Schluh des Ersahgeschäfts sind die Stammrollen und alphabetischen
Listen spätestens bis zum 1. December jeden Jahres zu berichtigen und diejenigen
Wute, welche entweder beim Militair eingestellt oder auf irgend eine andere Weise
von der weiteren Anmeldung zur Stammrolle entbunden sind, zu streichen.

2) Die Streichung aus der Stammrolle, bei welcher sowohl die Namen, als
auch alle anderen Bemerkungen leserlich bleiben müssen, ist Seitens der Civil-Vorsitzen-
den der Kreis- Ersatz-Commissionen unter Zuziehung der mit Führung der Stammrolle
beaustragten Behörden zu veranlassen.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehssamml. XXVIIl. 32
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Die Streichungen aus den alphabetischen Listen sind von dem Civil-, resp.
Militair-Vorsihenden zu veranlassen, zu welchem Behufe Letßterem die betreffenden
Beläge zuzusenden sind.

3) Auf Grund der im §. 14 vorgeschriebenen Benachrichtigung dürfen die ander-
wärts angemeldeten resp. gemusterten Militairpflichtigen aus den Stammrollen und
alphabetischen Listen des Geburts= und Heimathsorts nur dann gestrichen werden,
wenn sie nach Ausweis der eingegangenen Benachrichtigung von der Departements-
Ersatz-Commission eine definitive Entscheidung über ihr Militairverhältniß empfangen
haben. Ist dies nicht der Fall, so ist nur der Inhalt gedachter Benachrichtigungen
in die Listen einzutragen, ohne daß die Streichung der Namen stattfinden darf.

Nur wenn ein Militairpflichtiger nach Aufnahme in die Stammrolle und alpha-
betische Liste seinen Heimathsort verändert hat, kann derselbe, sofern nicht der bis-
herige Heimathsort zugleich sein Geburtsort ist, schon dann gelöscht werden, wenn
die Aufnahme in die Listen des neuen Heimathsorts nachgewiesen ist.

4) Militairpflichtige, welche nur deßhalb in die Listen eingetragen sind, weil sie
sich zeitweise im Orte aufgehalten, dürfen, sofern sie den Ort wieder verlassen, ohne
ein Heimathsrecht daselbst erworben zu haben, nur im Musterungstermine selbst nach
Prüfung der desfalls von den Gemeindebehörden hierüber zu erstattenden Anzeigen
gestrichen werden.

8. 16.
Bleiben nach dem 1. December noch Namen in den alphabetischen Listen oder

Stammrollen stehen, deren Träger weder zur Stammrolle angemeldet sind, noch sich
zur Musterung resp. Aushebung gestellt haben, auch bestimmungsmäßig nicht gestrichen
werden dursten, so müssen nunmehr Erkundigungen über den Verbleib dieser Leute
von dem Civil, Vorsitzenden der Kreis-Ersah-Commission angestellt werden.

8. 17.
1) Ergiebt sich in Folge der angestellten Nachforschungen, daß der gesuchte Mili-

tairpflichtige das Gebiet des norddeutschen Vundes verlassen hat, oder bleibt derselbe
unermittelt, so ist das gesetzliche Strafverfahren wider ihn einzuleiten. Es muß dies
in der Regel nach Ablauf des dritten Gestellungstermins des betreffenden Militair-
pflichtigen geschehen.

2) Ist der betressende Militairpflichtige an einem andern, als seinem Geburts-
orte gestellungspflichtig, so liegt die Ergreifung der zur gerichtlichen Verfolgung
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urforderlichen Maßregeln regelmäßig der Kreis-Ersaß= Commission dcieuigen Ortsob, an welchem der Militairpflichtige zuletzt seinen Wohnsih gehabt hat.
3) Sobald bei der Landespolizeibehörde der Antrag wegen Einleitung des ge-

richtlichen Verfahrens formirt ist, hat der Civil Vorsitzende der betreffenden Kreis-
Ersatz-Commission die Kreis= Ersah- Commission des Geburtsorts davon vorläufig zu
benachrichtigen. Ist während derjenigen Zeit, in welcher ein Militairpflichtigerin den
Stammrollen resp. in den alphabelischen und Restantenlisten geführt werden muß,
ein Heimathswechsel eingetreten, so hat der Civil-Vorsitzende der Kreis-Ersah-Com-
mission des letzten Heimathsorts von der ihr zugegangenen Benachrichtigung der
Kreis- Ersaß=CommissiondesfrüherenHeimalhsortsBehufsStreichunginden
Listen Mittheilung zu machen.

4) In der Stammrolle, resp. alphabetischen und Restantenliste des letzten Hei-
mathsorts und des Geburtsorks darf der Name des betreffenden Militairpflichtigen
erst nach beendetem gerichtlichen Verfahren gestrichen werden.

S. 18.
Nach Aufstellung der alphabetischen Listen hat der Civil-Vorsitzende der Kreis-

Ersatz-Commission die Stammrollen au die mit Führung derselben beauftragten Be-
hörden zurückzugeben.

Leßtere sind verpflichtet, die Vorladung der Militairpflichtigen zum Musterungs-
termine zu bewirken und für dercu rechtzeitige Gestellung vor die Kreis-Ersatz-Com-
mission zu sorgen.

S. 19.
1) Die mit Führung der Stammrollen beauftragten Behörden sind von dem Tenor

eines jeden rechtskräftigen Erkenntnisses, welches wider ein in das militairpflichtige
Alter noch nicht eingetretenes Individuum ergeht, sofern darin wegen eines Ver-
brechens oder Vergehens eine Strafe ausgesprochen ist, von der zuständigen Landes-
behörde, sobald diese davon durch die Staatsanwaltschaft Kenntniß erhalten hat, zu
benachrichligen.

2) In Ansehung derin das militairpflichtige Alter Eingetretenen liegt der Staals-
anwaltschaft ob, sowohl von der Einleitung einer jeden Untersuchung wegen Ver-
brechen oder Vergehen, als auch von demTenordes rechtskräftigen Erkenntnisses dem

Civil·Vorsitzenden der zuständigen Kreis-Ersatz-Commissien direct Kemntuß zu
geben. 2
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3) Jedes entweder als Belagsstück einer Stammrolle oder durch Mittheilung einer
Staatsanwaltschaft an den Civil-Vorsitzenden einer Kreis= Ersatz-Commission ge-
langende Erkenntniß ist von diesem während der Sihungen der Commission vorzulegen.

Rudolstadt, den 26. November 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.
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Anlage A.
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enlhaltend

die in der. Gemeinde im Kalender= Johr 19i*

Vebornen männlichen Individuen, mit gleichzeitiger Bezeichnung derienigen derselben, welche
bis dalo ebendaselbst gestorbensind:

die seit Einreichung der letzten Geburls-Listen bis dato in der

Gemeinde verstorbenen Militairpflichtigen, welche in den Geburts-Listen der Jahrgänge 18

bis locluslve 18 aufgeführt stehen.

Abgeschlossen

den. — – — 18
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Lau. Geburts= Nummer Name u. Stand
sende sZunamen.: Vornamen. #e des
Ao Tag.] Monat. Jahr.) buchs. Vaters.
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Anlage M.

Militair-Stamm-MRolle
der Gemeinnde.....

Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetziamml. XXVIII. 33
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Laufend" . Durch die Ange-
ge Zuname u. Vorname. h Geburts= GeburtsListe in icde Rell.
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Noll. E— Bezirk. Tag. Monai. JahrbebrachSüa
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Gewerbe.

2
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ger Stammoolle ge-
strichen worden ist.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

ISrchsundzwanzigsirs Stück vom Jahre 1867.

X LIV. Gesetz,
einen Nachtrag zu dem Gesetze vom 1. Derember 1841 wegen Erbebung von

Ucbergangs-Abgaben betreffend, vom 22. November 1867.

Wir Albert, von Gottes Gunaden Fürst zu Schwarzburg 2c.
Auf dem Grunde weiterer Vereinbarungen der betheiligten Zollvereinsstaaten

verordnen Wir nachträglich zu dem Gesetze vom 1. December 1841, die Erhebung von
Uebergangs-Abgaben betreffend, (G.-S. 1841, S. 155) zu dem Gesetze vom
20. April 1865 (G.-S. 1865, S. 14) und zu dem Anhange zum Vereins-Zolltarif
(G.-S. 1865, S. 54) wie folgt:

8. 1.
In Bezug auf den Uebergangsverkehr mit Branntwein, Bier, Tabacksblättern

und Tabacksfabrikaten werden vom 15.Juli d. J. an die älteren Preußischen Provinzen,
ausschließlich der Hohenzollernschen Lande, die zum Zollvereine gehörigen neuen
Preußischen Gebietötheile mit der nachstehend erwähnten Beschränkung, Sachsen, die
zum Thüringischen Vereine gehörigen Staaksgebiete, Braunschweig, Oldenburg und
Luxemburg als ein Ganzes betrachtet.

Derjenige Theil des Preußischen Regierungsbezirkes Cassel, welcher aus dem
vormaligen Kurfürstenthum Hessen mit Ausschluß der Grasschast Schaumburg und des
Kreises Schmalkalden besteht, tritt jedoch rücksichtlich des Uebergangsverkehrs mit
Branntwein erst vom 1. Juli 1868 an in dieses Verhältniß ein.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXVIll. 34
Ausgegeben in Rudolstadt den 11. Dec. 1867.
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Von den genannten Erzeugnissen werden daher bei dem Uebergange aus den im
S. 1 Absatz 1 gedachten Staatsgebieten vom 15. Juli d. J. an Uebergangs- Abgaben
nicht mehr erhoben. #

Bei dem Uebergange von Branntwein aus dem in §. 1 Absaß 2 bezelchneten
Theile des Regierungsbezirks Cassel gelangt die zeitherige Uebergangsabgabe (Il. A
Ziffer I. 1 des Anhangs zu dem Vereins-Zolltarif) noch bis zum 1. Juli 1868 zur

Erhebung. 6

Urkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterschrist und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen
Frankenhausen, den 22. November 1867.

(L. S.) Albert, F. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

 LV. Ministerial-Bekanntmachung,
den Anschluf der mit der Prensischen Monarchie vereinigten Herzogthümer
Schlewig und Holstein an den Zollverein betreffend, vom 22. Novbr. 1867.

Nachdem in den Herzogthümern Schleswig und Holstein, welche mit der Preußischen
Monarchie vereinigt worden sind und demzufolge nach den Arkt. 1, 33 und 40 der Ver-
fassung des norddeutschen Bundes (G.-S. vom laufenden Jahre, S. 45 fl.) zu dem
Zoll- und Handelsgebiete dieses Bundes gehören, die Einrichtung der Zoll- und
Stener-Verwaltung nach den in den übrigen Theilen der Preußischen Monarchie be-
stehenden Anordnungen mit der Maßgabe zur Ausführung gebracht ist, daß nur in
Beziehung auf die Besteuerung des Salzes bis zum 1. Januar 1868 abweichende Ein-
richtungen aufrechterhalten bleiben und nachdem von dem Bundesrathe des norddeutschen
Bundes beschlossen worden ist, daß die obgedachten Herzogthümer noch vor dem 1. Ja-
nuar 1868 mit bem von dem Bundesprästdium zu bestimmenden Zeitpunkte dem Zoll-
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vereine angeschlossen werden sollen, auch die Königlich Bayerische und die Württem-
bergische, sowie die Grohherzoglich Badische und Hessische Regierung sich mit dieser
Maßregel einverstanden erklärt haben, wird hierdurch auf Grund eines Erlasses des
Präsidiums des Norddeutschen Bundes vom 2. d. M. Folgendes bekannt gemacht:

1) Die Herzogthümer Schleswig und Holstein werden vom 15. d. M. ab in
den Verband des Gesammt-Zollvereins aufgenommen und es tritt zwischen demselben
und allen zum Zollvereine gehörigen Ländern der nach den Verträgen unter den
Zollvereinsstaaten bestehende freie Verkehr von dem gedachten Zeitpunkte ab mit den
unter 2bis 5bezeichneten Maßgaben ein.

2) Der freie Verkehr (zu 1) erstreckt sich auch auf die nachstehend genannten,
dem Zoll= und Steuersystem der Herzogthümer Schleswig und Holstein angeschlos-
senen Gebietstheile, nämlich:

#a) das Großherzoglich Oldenburgische Fürstenkhum Lübeck, das Großherzoglich
Oldenburgische Amt Ahrensböck, nebst den s. 9. Lübschen Gütern: Dunkels-
dorf, Eckhorst, Movi, Groß-Steinrade und Stockelsdorf, sowie die f. g.
Stiftsdörfer Böbs mit Schwinkenrade und Schwockel;

h) die Stadt= Hamburgischen Enklaven Groß- Hansdorf mit Schmalenbeck und
Beimoor, Wohldorf, Ohlstedt und Volksdorf, Farmsen nebst den Parzellen
Kupferdamm, Lehmbrock und Beme:

Jc) die Stadt-Lübeckischen Enklaven Dissan, Krumbeck, halb Curau und Mal-
kendorf.

3) Die Aufnahme in den Gesammt-Verband des Zollvereins erstreckt sich da.
gegen nicht auf die mit der Stadt Altona und dem Flecken Wandsbeck von dem
Zoll- und Steuer-Verbande mit den Herzogthümern Schleswig und Holstein schon
ausgeschlossen gebliebenen Holsteinischen Gebietstheile.

Der freie Verkehr mit Salz zwischen den Herzogthümern Schleswig und
Holstein und den übrigen Theilen des Zollvereins tritt erst mit dem 1. Januar 1868 ein.

5) Auch in Absicht der einer innem indirecten Steuer unterliegenden Gegen-
stände — Branntwein, Vier und Tabak — findet zwischen den Herzogthümern
Schleswig und Holstein und zwischen den übrigen Theilen der Preußischen Monarchie,
sowie den zum Norddeutschen Bunde gehörigen Zollvereinsstaaten, mit Ausschluß
des nördlich vom Main gelegenen Theils des Großherzogthums Hessen, ein völlig
freier Verkehr mit der Maßgabe statt, daß es bezüglich desjenigen Theils des Re-
gierungsbezirks Cassel, welcher aus dem ehemaligen Kurfürstenthum Hessen, mit

34°
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Ausschluß des Kreises Schmalkalden und der Grasschaft Schaumburg besteht, bei
der in §. 1 olin. 2 des Gesetzes vom heutigen Tage bökecchneten Beschränkung des
Verkehrs mit Branntwein bis zum 1. Juli 1868 beweZu den Königreichen Bayern und Württemberg von den Großherzogthümern
Baden, Hessen und Luxemburg treten die Herzogthümer Schleswig und Holstein
beim Verkehr mit den einer innern indirecten Stener unterliegenden Gegenständen
— Branntwein, Bier, Tabak, Wein, Obstwein und Malzschrot —in dasselbe Ver-
hältniß, wie die übrigen Theile der Preußischen Monarchie.

6) Ein Verzeichniß der in der Provinz Schleswig Holstein vorhandenen Haupt-
Zollämter und Neben-Zollämter 1. Classe (Grenzämter), sowie der Hauptsteuer-
ämter und Skeuerämter im Innern, welchen bezüglich der Begleitschein= Ausferti-
gung oder Erledigung Befugnisse beigelegt sind, ferner der daselbst au den Grenzen
und im Innern vorhandenen Zoll= und Steuerämter, welche zur Abfertigung der
auf den Eisenbahnen ein= und ausgehenden Güter zufolge des §. 5 des allgemeinen
Regulativs über die Behandlung des Güter= und Effecten-Transports auf den
Eisenbahnen in Bezug auf das Zollwesen befugt sind, wird durch das Amtsblatt
des General-Inspeckors des Thüringischen Zoll- und Handels-Vereins zur öffenk-
lichen Kenntniß gebracht werden.

Rudolstadt, den 22. November 1867.

Färstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

XLVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 29. November 1867, die Veröffentlichung där Ausführungs-Verordnung

zum Gesetze wegen Erhebung einer Abgabe von Salz betreffend.
Unter Bezugnahme auf das in dem Bundesgesehblatte des norddeutschen Bun-

des N 6 publicirte Gesetz vom 12. Ockober 1867, betreffend die Erhebung einer
Abgabe von Salz, wird nachstehende, unter den Regierungen des Zollvereins zu
diesem Gesetze vereinbarte, Ausführungs-Verordnung öffentlich bekannt gemacht.

Dieselbe tritt gleichzeitig mit dem Bundesgesetze vom 12. Ockober 1867, am
1. Jannar 1868 im Fürstenthume in Wirksamkeit.
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Gleichzeitig wird Nachstehendes zur öffentlichen Kenntniß gebracht:
1) Die in Artikel 17 des Vertrages wegen Errichtung des Thüringischen Zoll-

und Handels-Vereins vom 10. Mai 1833 bestimmte Competenz des General-In-
spectors des Thüringischen Zoll- und Haudels-Vereins findet in der Oberherrschaft
des Fürstenthums auch auf die gemeinschaftliche Salzabgabe in gleicher Weise An-
wendung, wie dieses hinsichtlich der übrigen gemeinschasftlichen Abgaben bereits der
Fall ist.

2) In der Fürstlichen Unterherrschast Frankenhausen werden die in den S§. 3
und 4 des Bundesgesetzes vom 12. October d. J. dem Hauptamte des betreffenden
Bezirks zugewiesenen Functionen von dem Hauptsteueramte zu Nordhausen ausgeübt.
Insbesondere wird das nach F. 6 des gedachten Bundesgesetzes in Frankenhausen zur
Ausübung der Controle über die dasige Privat-Saline zu errichtende Salzsteueramt
dem genannten Hauptsteueramte zu Nordhausen und dem Obercontroleur zu Kelbra
untergeordnet.

Der Erlaß weiterer Verwaltungs-Vorschriften bleibt vorbehalten.
Nudolstadt, den 29. November 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Ketelhodt.

 ——. -

Verordnung,
betreffend die Ausflhrung des Gesetzes über die Grbebung einer Abgabe

Zur Ausführung des die Erhebung einer Abgabe von Salz betreffenden Gesetzes
wird unter Bezugnahme auf den §. 21 desselben Folgendes angeordnet:

I. Berechnung der Abgabe.
18. 1.

Die Salzabgabe (8. 2 des Gesetzes) wird nach dem Nettogewicht erhoben. Es
ist zulässig, das Nektogewicht bei Salz in Säcken durch Abzug einer Normal-Tara
von Einem Procent vom Bruttogewicht festzustellen. Dieses darf jedoch nicht ge-
schehen, wenn das Gewicht der Säcke augenscheinlich unter diesem Tarasatze bleibt,

oder wenn der Steuerpflichtige ausdrücklich Nettoverwiegung, oderr derTara beantragt.
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Bei der Erhebung ist die Bestimmung unter A IX der dritten Abtheilung des

Zolltarifs auch auf inländisches Salz anzuwenden.
H. Controle unb Abfertigung.

A. Inländischro Salz.
8. 2.

Die im S. 4 des Gesetzes gedachte Nachweisung muh namentlich enthalten:
. Angabe der vorhandenen Salzquellen oder Bohxlöcher, der zugehörigen

Schächte, Stollen, Brunnen 2c., auch des Salzgehalles der einzelnen Sool-
quellen, besiehungsweise der zuversiedenden Soole nach Procenten;
die Aufführung simmtlicher zu dem Werke gehörigen feststehenden Geräthe
undVoruichtungen, als: Soole-Reservoirs, Siedepfannen, Soole-Pumpen,Gradirwer
die Feue des kubischen Inhalts der einzelnen Siedepfannen;

 die Angabe der in den Siederäumen vorhaudenen, zur Aufnahme des aus
den Pfannen gezogenen Salzes vor dem Transport nach den Trockenräumen
dienenden Vorrichtungen und Gefäße.

Zugleich ist in der Nachweisung darzulegen, in welcher Weise den Vorschriften
des §. 7 des Gesetzes entsprochen ist.

Dieser Nachweisung, welche für die Salzwerke mit der im F. 3 des Gesetzes
vorgeschriebenen Anmeldung verbunden werden kann, muß ein Grundriß des Salz-
weiks, welcher die sämmtlichen Baulichkeiten, die Lage der vorstehend unter 352
genannten Geräthe und Vorrichtungen, der Trockenräume und der Lagerungs-Ma-
hazine ergiebt, in zweifacher Ausfertigung hinzugesügt werden.

Die im §. 4 des Gesetzes gedachte Anzeige wegen Veränderung ist dem Salz.
Steueramte zur weiteren Veranlassung und zwar früher als mit der Veränderung
begonnen wird, zu übergeben.

—

8. 3.
Die im §. 6 des Gesetzes gedachte Controle wird für jedes Salzwerk durch ein

Salz= Steucramt geübt, dessen Functionen auf Staats= oder unter Staats-Ver-

waltung stehenden Salzwerken theilweise auch durch Salzwerks-Beamte ausgeübt
werden kann.

Bis auf Weiteres hat feder ges#en die im S.7 des Gesetzes unter
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M 1 bls 8 ausgesprochenen Verpflichtungen zu erfüllen. Derselbe ist überdies ver-
pflichtet

1. das Salz aus den Siederäumen unmittelbar in die Magazine oder in die
Trockenräume und ebenso aus diesen unmittelbar in die Magazine zu bringen,
mithin die Niederlegung des Salzes in keinem anderen Raume zu geslatten;
die Controle-Beamten von dem Zeitpunkte des Beginns des Transports
des Salzes aus dem Trockenraume in das Magazin vorher benachrichtigen
zu lassen;
die über den Betrieb der Saline (des Salzbergwerks) und das gewonnene

Salz zu führenden Bücher dem Salz= Steucramte zur Siegelung undFolürung
vorzulegen;
die Betriebsgebäude, soweit es die Arbeiten gestatten, verschlossen zu halten,
den Eintritt in dieselben aber außer den Steuer-Beamten, den Bergwerks-
Beamten und solchen Personen, welche das Salzwerk aus technischen, wissen-
schastlichen oder ähnlichen Gründen besuchen, nur den auf dem Salzwerke be-
schäftigten Personen zu gestatten.

’i

. 5.

Den mit der Controle beauftragten Beamten, sowie deren Vorgesetzten steht zu
allen innerhalb der Betriebs-Anstalt belegenen Localitäten und Gebäuden, soweit
solche nicht lediglich als Wohnräume benubzt werden, derZutritt jederzeit, also auch
außerhalb der Dienststunden srei.

S. 6.
In den Wohnungen, welche sich innerhalb der Salzwerks-Localitäten und zuge-

hörigen Höfe oder in baulicher Verbindung mit den Salzwerken befinden, darf Salz
irgend welcher Art nicht in größeren Mengen als zehn Pfund auf den Kopf der Be-
wohner aufbewahrt werden.

S. 7.
Die Dienststunden der Salz= Steuerämter sind mit thunlichster Rücksicht auf den

Salzwerksbetrieb für jedes Salzwerk von der obersten Finanzbehörde besonders fest-
zustellen.

8.8
Die im §. 9 des Gesetzes gedachteAnmelung der Enktnahne von Salz aus den

Magazinen muß enthalten:
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die Menge des zu entnehmenden Salzes nach Gewicht, sowie dessen Galtung;
die Bezeichnung, sowie die Zahl der Colli, desgleichen das Einzelgewicht der
lehteren, sofern dasselbe ein verschiedenes ist;
den Namen des Transportanten;
den Beslimmungsort und den Namen des Empfängers;
die begehrte Abfertigungsweise;
etwaige sonstige Anträge. 4

Es ist zu dieser Anmeldung das unter I. anliegende Muster zu verwenden; für
Salzabfälle (I§. 11 und 13) genügt mündliche Anmeldung.
Wird ausnahmsweise die Entnahme von Salz unmittelbar aus den Siede oder

Trockenräumen gewünscht, so bleibt wegen der anzuordnenden Vorsichtsmaßregeln be-
sondere Bestimmung vorbehalten.

½

8. 9.
Der Hausbedarf der Salzwerks-Besitzer, Beamten und Arbeiter an Salz darf

mur in längeren, mindestens vierteljährlichen Zeitabschnitten auf besondere schriftliche
Anmeldung nach zuvoriger Versteuerung entnommen werden.

. 10.

Das zu entnehmende Salz wird in Gemähheit der Anträge des Salzwerks--Be-
sitzers im Falle der sofortigenVersteuerung des Salzes oder der Empfangnahme unter
Anschreibung auf Steuer-Credit, sowie im Falle der Versendung denaturirten Salzes
in den freien Verkehr gesetzt und für jeden Transport ein Versendungsschein nach dem

nn. anliegenden Muster II. ausgestellt, welcher zur Legitimation bei der Abfuhr des Salzes

2

von dem Salzwerke, sowie in dem Salzwerkö--Bezirk (8. 10, Aõldes Gesehes) und
im Grenzzollbezirk dient.

Auf Begleitschein I. nach dem anliegenden Muster III. wird — unter Kollo-
Wagen·oder Schiffs-Verschluß — das Salz abgefertigt, welches ausgeführt oder
zur Niederlage deklarirt, oder unter der Bedingung demnächsliger Denaturirung be-
ziehungsweise der Verwendung unter steuerlicher Aufsicht ohne Erhebung der Salz= Ab-
gabe abgelassen werden soll.

Aus Begleitschein Il. nach anliegendem Muster IV. wird dasjenige Salz abgefer-
tigt, für welches lediglich die Erhebung der festgestellten Abgabe auf ein anderes, dazu
befugtes, Amt überwiesen werden soll.

Zur Erledigung von Begleitscheinen über Salz sind die Aemter besugt, denen die
Erledigung von Begleitscheinen I. beziehungsweise ll. über gollpflichtige Waaren zu-
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steht; andere Aemter bedürfen hierzu der Genehmigung der obersten Finanzbebörde.
Im lUebrigen greifen für diese Begleitscheine dieselben Bestimmungen Platz, welche für
die im Zollverkehr ausgestellten Begleitscheine ertheilt worden sind.

Nachdem die Abfertigung erfolgt ist, muß das Salz sofort von dem Salzwerke
und dessen Hofraum entfernt werden. Ausnahmsweise kann gestattet werden, daß ver-
steuertes oder denaturirtes Salzin Lagerräumen,welche unter Mitverschluß der Steuer-
Verwaltung slehen, getrennt von dem übrigen Salze auf den Salzwerken aufbewahrt
wird. .

Die Verabfolgung von Soole und Mutterlauge ist schriftlich anzumelden und nach
Maßgabe der diesfälligen besonderen Anweisung zu behandeln.

8. 11.
Die Wegführung des Salzes von dem Salzwerke ist nur statthaft:

1. innerhalb der Dienststunden des Salz-Steueramtes;
2. aus den Thoren und auf den Wegen, welche als Ausgangsstraßen durch Tafeln

mit geeigneten Inschriften bezeichnet sind.
Ein Gleiches gilt für den Transport von Salz-Abfällen (Schmutz= und Fegesalz,

Pfannenstein, Dornstein, Salzschlamm u. dergl.), sowie von Soole und Mutterlange.
Ausnahmsweise dürfen die Salz= Steuerämter das Arbeiten in den Magazinen

und die Wegführung des nach entfernten Orten bestimmten Salzes auch außerhalb der
Dienststunden gestatten.

§. 12.
Der von dem Producenten zu entrichtende Steuerbetrag wird mit dem Schlusse

eines jeden Kalendermonats dem Salzwerks, Juhaber bekannt gemacht und ist von
diesem binnen drei Tagen nach Empfang der, nach auliegendem Muster V. aufzustellen-—
den, amtlichen Berechnung bei der demselben zu bezeichnenden Casse des Bezirks ein-
zuzahlen.

Wird Salz auf Begleitscheine, welche von Fabrikanten oder Salzhändlern
oder deren Bevollmächtigten extrahirt werden, verabfolgt, so wird hierdurch der Pro-
ducent von der Verpflichtung, die Abgabe zu zahlen, entbunden.

Gegen genügende Sicherheit kann nach dem Ermessen der obersten Finanzbehörde
ein Credit von drei bis sechs Monaten denjenigen Producenten und Salzhändlern ge-
währt werden, welche an Salzabgabe jährlich mindestens 1000 Thlr. (fünfzehnhun-
dert Gulden) entrichten.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXVIII. 35
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8. 13.
Salzabfälle (§. 11) bedürfen zur steuerfreien Abfertigung der vorgeschriebenen

Denaturirung nicht, wenn sie sich unzweifelhaft bereits in einem Zustande befinden,
in welchem sie in gleichem Grade, wie besonders denaturirtes Salz, für Menschen
ungenießbar sind.

8. 14.
Die Ausführung des Gesetzes wird hinsichtlich der Fabriken, in welchen Salz als

Nebenproduct gewonnen wird, für jede Fabrik durch eine besondere Anweisung regulirt.

B. Aueländisches Salz.
KS. 15.

Die Abfertigung des vom Auslande eingehenden Salzes erfolgt nach den für
kollpflichtige Gegenstände überhaupt geltenden Bestimmungen.
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Muster 1.

Anmeldung.
M. des Registers über die Versteuerung und Versendung des Kochsalzes.
— des Registers über die Versendung des denaturirten Salzes.

Unterzeichnetes Salzwerk versendet durch (Fuhrmann, Schiffer, Eisenbahn)

an zu

Seäcke
Tonnen

Koch-
à Ctr. Pfo. Stein- Salz

denatur.

zusammen Ctr. Pfd. neio
» ,,hkullo

und beantgsoforlige Versteuerung (Konkirung der Steuer)

1 u Lasten des Salzwerké.2.zu Lasten des Salzhändlers N.
b. #bsentigung auf Vegleitschein (I.) (II.).

c. Denalurirung.

Saline den 4 18

Das oben beeichneie Salz - in Gegenwart des unterzeichneten Kontrolebeamtenzu Pfd. verwogen,
wurr Pid. denaturirt,

jeder Sack am Kropse mit 1 Blei —tsedeTonueimt2BletenandeaBodens verschlossen worden

und äußerlich wie folgt telticnut:

mit Bleien

Saline 4% 18
N. N.

Steuer-Nufseher.

Die Sieuer ist mit Thlr. Sgr. Pf. ghoben und das Salz

mittelst —— vvon der Saline abgelassen.
Saline den un 18.

Salzsteueramt
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Muster I.

.
Fürst. *rliches ) si s(Air.) Versendungsschein.

Der Fulirmiunn Aleier aus Ichastedt

hat heute behufs des Transports nach Rottleben
für Gastiofr AMtter

Säck ·10 — Salz, gezeichnet: C. E. 1—10.
neuo 20 Ctr. — Pfd. empfangen.

Dee Steuer ins uchtet, ui d Thin. — Soi. — Pf.

Legitimation für den Grenzbezirk.
Inhaber nimmt den Weg über die nachbenannten Ortschaften:

Gegenwärtige Bescheinigung ist zum Ausweise des Transports
im Grenzbezirke nur bis
und außer demselben bis
gültig

den un 18

eFürstliches Salz-Steuer-Amt.
W. W.

Zur Nachricht.
Versendungsscheine für denakurirtes Salz werden auf farbigem

(rothem) Papier gedruckt.
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Muster III.

(Uniat) dessen genaue Ueberen.
gusmag. mit dem bP ½

bescheimigt wird stenthum

Schnuntu= (g)Rudolstadt.
Begleit V7. #h ein 1.über inländisches - für welches die Steuer nicht entrichtet ist.

Ausfertigunge-Amt: Empfange-Amt:
meldete heute dem

unterzeichneten ue an, die nachstehend verzeihuete Salzmenge durch
wohnhaft zu versenden zu wollen und soll der Ausgang aus dem

JZollvereinsgebiete über das Aiter mt zu
erfolgen.

Der Kolll . An des legten Ver-

Salzgattung. ahl und An *— Brutto-Gewicht.] Netto- Gewicht. 1Ws648
—— uns. Cu. Lid.#u. usd.

.Salz.

l

aber-uman ..,lmspbnmuaus diesem von verlangtenA

Ptts die Verpflichtung, die obige Salzladung mit hegenwärtigem Begleitscheined
Amte zu in unverändertem Zustande und mit unverletztem Ver-
schlusse zur Revision zu Leuen oder stellen zu lassen, ingleichen für den entsprechendenBetrag der Salzsteuer zu haft

Diese Verpilichtungen eheen nur dann, wenn durch das oben bestimmte Amt be-
scheinigt sein wird, daß denselben völlig genügtsei.

Für die vorstehend angegebene Ver- 4 übernehme diesen Begleitschein
Vlichtung ist und mit demselben die vorstehend angegebenen

Schorhei beleistet. Verpflichtungen.
len „

Unterschrift der Bürgen: « »Un— ist-

Unterschrift des Pratrishem-Enrohewte
fuuslliches Sahz. Steuer- Am.

(Stempel.)
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Vermerke.

Erledigungs-Hescheinigungen. -

1)DerBegleitschciniitabgegebcnam.I"s. 186 und eingetragen
im Begleitschein-Empfangs-Register Blatt 5

2) Revisionsbefund
u. in Betreff des Verschlusses:
b. in Bezug auf Gattung und Menge:

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigen:

3) Nachweis des Ausgangs (der Denaturirung):
Der Ausgang (die Denaturirung) ist am #n 186

er, Mittags Uhr erfolgt.

Hierauf bescheinigt das unterzeichnete Amt, daß vorstehender Begleitschein vollständig
erledigt ist.

„ den 1# 186

-Amt.
(Stempel.)
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Muster IV.

(Unikat) dessen genaue Ueberein. 6 M

stimmung mit dem 52bierdurch bescheinigt wird.
" thum

Scwupturk | ) Mbolstadt.
Begle chein II.über inlänhischts, zur Erhebung der S#stuer versendetes Salz.

Ausfertigunge- Amt: Empfangs-Amt:
wohnhaft meldete heute dem

unterzeichnelen Amte die s—otSalzmenge ½ Versendung durch
ubasti wohnhast in

Salzgatiung. Jahl und snna. Brutto, Gewicht.Netto: Gewicht.] Betwag der Sahzsteuer.
— ung. —————————u————.—22711

mit dem Ankrage an, den oben angegebenen, durch specielle Verwiegung des Salzes bier
ermiltelten Steuerbetrag mit

bei dem * einzahlen zu lassen
Gegenwärtiger Begleitschein muß bis zum dem vorgenannten Amte mit der

gestundeten Steuer-Summe eingehändigt werden.
Der gestundete Steuerbekrag ist übernehme diesen Vegleitschein und mit

gestellt worden und soll hier demselben die vorstehend angegebenen Ver-

ningetogen werden, wenn der Vegleikschein bis pflichtungen.nicht erledigt zurückgekommen ist. den uu 18
iershrisi des Bürgen: Unterschrift des Begleitschein-Ertrahenten:

len 8

Furslliches Sabz.Steuer-Amt.
(Stempel.)
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Vermerke.

Erledigungs-Fescheinigung.
Der Begleitschein ist Blatt Nummer

des Begleitschein=Empfangs-Registers eingetragen und sind die Gefälle mit

unter Nummer des Salzsteuer= Hebe-Registers

hier gebucht worden.
den ½# 18

Amt.
(Stempel)
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Muster V.
—1N—

Nachweifung
der

auf Anmeldung des Salzwerksinhabers
im Monate

169

zu

verabfolgten Salzmengen, für welche die Steuer noch zu entrichten ist.
Salzmenge,Des N über dle Versteucrung und Versendung

ochsalzes, sowie der Anmeldung
r*

Neltogewichl.
En. K

Summa

Davon beträgt die Steuer
Thlr. Sgr. f.

den 1 186

Fäürstliches Sal)- Steuer - Amt.

Der unterzeichnete Salzwerköbesiter erkennt
die Richtigkeit der obigen Berechnung hierdurch
an und beantragt bei dem

die „Anschreibung des obigen Betrages auf
Kredit, verpflichtet sich auch, dieses Anerkennt.
niß, sobald der darin bezeichnete Abgabenbe-
wnag eingezahlt wird, zurückzufordern und haftet
dem Staate für die nochmalige Zahlung, wenn
er dies Anerkenntniß zurückzunehmen unterläßt.

b den 1½ 186

KHürfll. Schw. Rudolst. Gesetziamml. XXVIII.

Die nebenberechnete Steuer ist
gebucht im

(HauptJonrnal# )
Kredit.Journal
(Haupt.Manual Seite 4)
Kredit.Manual Seite 36

N. N. N. N.
Nendant. Kontroleur.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

FJiebenundzwanzigars Slüch vom Jahre 1867.

 LVII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 20. Derember 1867, betreffend die Verpflegung der Rekricen und Ne-

servisten bei Einziehungen.

Die nachstehenden Bestimmungen des Koöniglich Preußischen Reglements über die
Verpflegung der Rekruten, Reservisten, Invaliden und Landwehrmänner bei Ein-
ziehungen resp. Entlassungen vom 5. October 1859 mit den durch die Behörden-Or-
gauisation des Fürstenthums bedingten Modifieationen werden hierdurch zur Nach-
achtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 20. December 1867.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Verpflegung der Nehruten und wiedereingezogenen Reservisten.
S. 16.

Die Rekruten und wiedereingezogenen Resewisten werden der Regel nach aus
ihrer Heimath zunächst in das Landwehr-Bataillons-Stabsquartier oder nach einem
anderen Sammelplatze dirigirt.

§S. 17.
Sie haben auf diesem Marsche drei Meilen unentgeltlich zurückzulegen.
Für die weitere Entfernung ihrer Heimath vom Landwehr-Bataillons-Stabs,

quartier oder Sammelplatz erhalten sie ein Meilengeld. und zwar:
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. en 37irnrnnn in Rudolstadt den 28. Der. 1867.
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u. Rekruten, Gemeine, Gesreite, Spielleute.. .. . lSar. 3Pi.

b. Unterofficiere aller Grade, Trompeter; Hautbeisten,
Kurschmiede, Roßärzttttet

pro Meile.
1 Sgr. 9 Pf.

8. 18.
Den gleichen Anspruch haben die als Procent-Mannschaften einbeorderten Leute,

deren Zahl das Kriegsministerium für die einzelnen Districte besonders feststellt.

8. 20.
Das Meilengeld für die Märsche zum Landwehr-Batalilons·Stabsquartierresp.

zum Sammelplatz wird den einberufenen Heerespflichtigen bei ihrer Absendung durch
die mit Einziehung der directen Steuern beauftragten Steuereinnehmer jeder Gemeinde
gegen Quitlungsvermerk vorschußweise ausgezahlt.

Die Gemeinden bezüglich deren Steuer-Einnehmer stellen diese Zahlungen in
A. einer nach dem Schema sub 4 anzulegenden Nachweisung zusammen.

Die Gemeinden resp. die Steuereinnehmer händigen diese Nachweisungen dem
zuständigen Rent- und Steueramte aus, indem sie demselben den Betrag auf die ab-
zuführenden Staatssteuern als baar anrechnen.

Die Rent- und Steuerämter legen die Nachweisungen zunächst dem Verwaltungs.
amte zur Prüfung und Feststellung der angegebenen Entfernungen, der Säße und des
Kalküls, sowie zur Visirung vor und stellen sie demnächst der Hauptlandescasse eben-
falls als baar in Rechnung.

Letztere bringt die geleisteten Vorschüsse auf die vom Staate zu leistenden Mili-
tairbeiträge in Anrechnung.

Für die in den angerechneten Zahlungs-Nachweisungen vorkommenden Unrichtig-
keiten sind nicht die übernebmenden Cassen, sondern unter Vermittelung der Verwal.
tungs-Aemter die zahlenden Gemeinden bezüglich deren Steuereinnehmer dirert in
Anspruch zu nehmen.

In der Nachweisung werden alle Mellen-Geldempfänger hintereinander aufgeführt.
AngefangeueMeilen werden als volle und alle Entfernungen nach dem yeradesten

Landwege berechnet.
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Schema A.

Nachweisung
der von der Gemeinde Amtsbezirt
des ien Bataillons ien Landwehr-Regiments an einberufe##e Heeres.

Pflichtige vorschußweise gezahlten Beträge.

Lau- Bezeichnung Geldbetrag Quittung
fende dhe » — ssbescimi

· Ord der Personen und Märsche. 4 K. 4 pfängers.

Meilengeld von N. N. nachum Landwehr. «
bat-allonssvtalsöquakmkU
Entfernung 7½ Meilen, zu verguten 55Meilen: 1

!110/2. 66. Nekrut 8 311 auf 5 Meilen àe . Sgr. 3—s) B.8R
2 — — sReservist, Unterofficier C.. . 5 Meilen

%% .phe-) C.4

u. s. w. u.s.w.u.s.w.

in Jumma — 15—
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DahobigeSuume von (geschrieben Thlr.)

an die genannten Leute wirklich gezahlt worden ist und daß dieselben durch Namens-
unterschrift resp. als des Schreibens unkundig dutch Unterkreuzung eigenhändig
quiktirt haben, wird hierdurch bescheinigt.

N. N., den
(Unterschrift der zahlenden Gemeindebehörde resp.

des zahlenden Steucreinnehmers.)

Vorstehende Nachweisung ist nach den diesseitigen Listen, den Entfernungen
und in calculo revidirt und festgestellt und wird mit

zur Anrechnung visirt.

Das amt.
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 LVIIH. Gesetz
vom 27. Derember 1867,betreffend einen Nachtrag zu dem Sportelgesetze vom
4. März 1859 (Ges.-Samml. 1859 S. 27) und dem Gesetze vom 5. Mai
1865 (Ges.-Samml. 1865 S. 55), die Abänderung des Sportelgesetzes

vom 4. März 1859 betreffend.

Wir Albert, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg 2c#

verordnen als Nachtrag zu dem Sportelgesetze vom 4. März 1859 (Ges. Samml. 1859
S. 27) und zu dem Gesetze vom 5. Mai 1865, beireffend die Abnderung des
Sportelgesetzes vom 4. März 1859 (Ges.-Samml. 1865 S. 55) auf Antrag Unserrs
Ministeriums und mit Zustimmung des netreuer Landtags, was folgt:

8. 1.
Die Artikel 9, 10 und 13 ded Gesetzts vom 5. Mai 1865 werden hiermit

aufgehoben.
Die Liquidirung der Sporteln für die Zuschreibung von unbeweglichem Eigen.

thum und für die Einzeichnungen in das Hypothekenbuch erfolgt wieder in Gemäß.
heit der Ss. 38, 39 und 45 des Sportelgesetzes vom 4. März 1859.

8. 2.
Zu den nach den Gesetzen vom 4. März 1859 und 5. Mai 1865 in die Staats-

Casse fließenden Sporteln, mit Ausnahme der in den Ss. 38, 39, 45, 54 zsub
IV, 56 und 61 des Gesetzes vom 4. März 1859 und im Artikel 16 sub Nô# Vll,
1 bis 12, 14 bis 18 und sub à5 IX des Gesetzes vom 5. Mai 1865 normirten
Säße, wird bis auf Weiteres ein Zuschlag erhoben und zwar:

1) zu den Sportelansähen der 88. 27, 28, 29 und 30 des Gesetzes vom 4. März
1859 im ganzen Betrage; »

2) zu allen übrigen Sportelansähen
a. im Betrage von einem Viertel der Sportel, dafern das Klagobject

den Werth von 875 Fl. = 500 Thlr. nicht übersteigt, oder wenn es un.
schätzbar ist, sowie in Ehescheidungssachen;

b. im hälftigen Betrage in allen übrigen Fällen.
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Der Passus im S. 35 des Gesetzes vom 4. März 1859:
„Es werden jedoch mit Ausschluß der Ehescheidungssachen die Ansätze sub 4,
„12, 15, 17, 18, 19, 21, 22, 24 und 26 um die Hälfte erhöht, wenn
, da Klagotset den Werth von 1750 Fl.= 1000 Thlr. übersteigt“

wird aufgehoben.
Auf die Waisenhausgebühren erstreckt sich der Zuschlag nicht.

8. 3.
Die Berechnung des Sportelzuschlags erfolgt in der Weise, daß derselbe der

liquidirten Summe der Sporteln einschließlich des aversionellen Ansatzes für Frankatur
und Bestellgebühr (Artikel5.K 2 des Gesehes vom 5. Mai 1865) in einem be-
sondern Ansatze hinzugesetzt wird.

8. 4.
Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1868 in Krast.

Urkundlich haben Wir diesef Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Fürstliches
Insiegel beidmucken lassen.

So geschehen
Rudolstadt, den 27. December 1867.

(L S.) Albert, J. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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